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Die Forderungen der 4. UNO-Weltfrauenkonferenz in Beijing von 
1995 beeindrucken auch heute durch ihre visionäre Kraft, von der 
sie in den vergangenen 20 Jahren wenig eingebüsst haben. Mit dem 
Aktionsplan der Schweiz zur Gleichstellung von Frau und Mann von 
1999 verabschiedete der Bundesrat vier Jahre nach Beijing ein umfas-
sendes Arbeitsinstrument zur konkreten Umsetzung der Forderungen 
der Aktionsplattform in der Innen- und Aussenpolitik der Schweiz. 
Entlang von 287 Massnahmen sollte die Gleichstellung von Frau und 
Mann auf allen Ebenen koordiniert, gezielt gefördert und erreicht 
werden. Dies in den folgenden Themenbereichen: Armut, Bildung, 
Gesundheit, Gewalt, Bewaffnete Konflikte, Wirtschaft, Macht- und 
Entscheidungspositionen, institutionelle Mechanismen, Menschen-
rechte, Medien, Umwelt, Mädchen, Strukturen und Finanzen.
In ihrer Interpellation forderte Nationalrätin Josiane Aubert 2012 eine 
Evaluation dieses umfassenden Plans. Tatsächlich bietet der Aktions-
plan der Schweiz einen derartigen Fundus an zukunftsweisenden 
 Ideen und Massnahmen, dass sich eine Bilanzierung und Standortbe-
stimmung zum heutigen Zeitpunkt als lohnend und aufschlussreich 
erweist; dies nicht zuletzt im Hinblick auf die nächste Legislatur sowie 
auf die 59. Session der UNO Kommission zur Stellung der Frau (CSW), 
die sich im kommenden Jahr mit den Fortschritten in der Umsetzung 
der Beijing Aktionsplattform befassen wird.
Heute können Frauen in der Schweiz die Schwangerschaft wäh-
rend den ersten zwölf Wochen straffrei abbrechen, Mütter haben 
Anspruch auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub von vierzehn 
 Wochen und Gewalt in Ehe und Partnerschaft wird von Amtes  wegen 
verfolgt. 
Diese Fortschritte konnten in den vergangenen 15 Jahren insbeson-
dere dank der vom Volk 2002 angenommenen Entkriminalisierung 
des Schwangerschaftsabbruchs, des 2004 in einer Volksabstimmung 
eingeführten Erwerbsersatzes bei Mutterschaft sowie dank der Tatsa-
che, dass Gewaltdelikte im häuslichen Rahmen seit 2004 als Offizial-
delikte gelten, erreicht werden. Genau diese Massnahmen sind auch 
im Aktionsplan enthalten.
Trotz diesen bemerkenswerten Neuerungen bleibt für die Gleichstel-
lung noch viel zu tun. Frauen erhalten nach wie vor tiefere Löhne als 
Männer. Gemäss den Berechnungen des Bundesamtes für Statistik 
verdienten die Frauen 2010 einzig aufgrund der Lohndiskriminierung 
7,7 Milliarden Franken weniger als ihre männlichen Kollegen, dies 
obwohl der Grundsatz der Lohngleichheit seit 1981 in der Bundesver-
fassung verankert ist. Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist ein 
weiterer heikler Punkt: in der Schweiz gibt es nach wie vor zu wenige 
familienergänzende Kinderbetreuungsplätze. Der Anteil Frauen in 
der Politik, der eine Zeit lang kontinuierlich zunahm, stagniert seit 
2007. Mädchen und Knaben werden bei der Wahl der Ausbildung, 
des Berufs und der Lebensweise weiterhin stark von Stereotypen 
beeinflusst, dies auf Kosten ihrer wirklichen Wünsche und Fähigkei-
ten. Häusliche Gewalt schliesslich ist immer noch ein weit verbreitetes 
Übel in der Schweiz. Im Durchschnitt stirbt alle zwei Wochen eine 
Person aufgrund von häuslicher Gewalt, was wiederum bedeutet, 
dass über die Hälfte der Tötungsdelikte im Rahmen von häuslicher 
Gewalt begangen wird.
Nebst der rechtlichen Gleichstellung erwähnt die Bundesverfassung 
explizit auch die tatsächliche Gleichstellung. Um herauszufinden, 
welches die effektiven Hindernisse sind und wie diese überwunden 
werden können, beauftragte der Bundesrat 2007 den Schweizeri-
schen Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung, 
ein nationales Forschungsprogramm zur Frage der Gleichstellung zu 
lancieren. Dessen Resultate wurden im Mai 2014 in einem Synthese-
bericht publiziert, der die vorliegende Bilanzierung in nützlicher 
Weise vervollständigt.
7 Vorwort
Auch die Bundesversammlung hat zur Beschleunigung der Entwick-
lung beigetragen, indem sie eine neue Leitlinie in den Legislaturplan 
2011-2015 aufgenommen und damit unterstrichen hat, dass die 
Gleichstellung von Frau und Mann grundlegend ist für die Schweiz, 
sowohl für den gesellschaftlichen Zusammenhalt als auch für das 
wirtschaftliche Wohlergehen und das Funktionieren des politischen 
Systems.
Der Aktionsplan der Schweiz von 1999 umfasst, ganz im Geist der 
 4. UNO-Weltfrauenkonferenz, für alle 13 Themenbereiche nationale 
und internationale Massnahmen und betont damit das Zusammen-
gehen der konkreten Umsetzung von Forderungen im eigenen Land 
sowie das entsprechende aussenpolitische Engagement für eine 
internationale Geschlechtergleichstellung. Gerade in der Entwick-
lungszusammenarbeit und der Aussenpolitik setzt sich die Schweiz 
explizit für  Frauenmenschenrechte und Empowerment von Frauen 
und Mädchen ein, auf multilateraler und bilateraler Ebene.
Es zeichnet sich ab, dass die künftige Agenda für eine Nachhaltige 
Entwicklung post-2015 Ziele definieren wird, die universell, also für 
den Norden wie für den Süden gelten werden. Im Vorfeld der Ver-
handlungen über diesen umfassenden Referenzrahmen setzt sich die 
Schweiz aktiv für die Verankerung von Geschlechtergleichstellung 
nicht nur als transversales Thema mit Vorgaben in allen Zielen, son-
dern auch als breit gefasstes Einzelziel ein: Beseitigung von Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen, ökonomisches Empowerment und poli-
tische Partizipation von Frauen sind Forderungen, die sowohl in der 
Schweiz als auch weltweit einer konsequenten Umsetzung harren. 
Um der Kohärenz von Innen- und Aussenpolitik im Bereich der Frau-
enrechte und Geschlechtergleichstellung grösstmögliche Rechnung 
zu tragen, wurde die vorliegende Bilanzierung des Aktionsplans 
 post-Beijing in enger Zusammenarbeit zwischen dem EDI (Eidgenös-
sisches Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann EBG) und dem 
EDA (Sektion für Chancengleichheit und Globale Gender- und Frau-
enfragen) vorgenommen. 
Wir hoffen, mit der vorliegenden Publikation der Diskussion um die 
Geschlechtergleichstellung in der Schweiz und ihrer internationalen 
Zusammenarbeit eine solide Grundlage, neuen Aufschwung, frische 
Perspektiven und lohnende Horizonte zu erschliessen. Angesichts der 
Herausforderungen auf nationaler und internationaler Ebene werden 
wir weiterhin gefordert sein, uns mit Fragen des gerechten Zusammen-
lebens der Geschlechter, der Geschlechtergerechtigkeit zu befassen. 
Sylvie durrer, Direktorin, Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung 
von Frau und Mann (EDI) und 
Regula kuhn Hammer, Chefin, Sektion für Chancengleichheit und 





















AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung 
AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome / Erworbenes 
Immundefektsyndrom
BAFU Bundesamt für Umwelt 
BAG Bundesamt für Gesundheit
BBG Berufsbildungsgesetz
BBl Bundesblatt
BFM Bundesamt für Migration
BG Bundesgesetz
BGE Bundesgerichtsentscheid
BFS Bundesamt für Statistik
BSV Bundesamt für Sozialversicherungen 
BVG Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse-
nen- und Invalidenvorsorge
CEDAW Committee on the Elimination of Discrimination 
against Women / Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau
CH Schweizerische Eidgenossenschaft
CHF Schweizer Franken
CSW Commission on the Status of Women / UNO-Kommis-
sion für die Stellung der Frau
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit
EBG Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Frau 
und Mann 
EBGB Eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderungen
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angele-
genheiten
EDI Eidgenössisches Departement des Innern 
EKF Eidgenössische Kommission für Frauenfragen
EKM Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen
EPA Eidgenössisches Personalamt 
ETH Eidgenössische Technische Hochschule
EU Europäische Union
FDP Freisinnig-demokratische Partei der Schweiz
FEB Familienergänzende Betreuung
FGM Female Genital Mutilation / Weibliche Genitalverstüm-
melung
GlG Gleichstellungsgesetz
GMMP Global Media Monitoring Project
HIV Human immunodeficiency virus / Humanes Immunde-
fizienz-Virus
ILO International Labour Organization / Internationale 
Arbeitsorganisation 
IV Invalidenversicherung
IZFG Interdisziplinäres Zentrum für Geschlechterforschung
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
LSE Lohnstrukturerhebung
MDGs Millennium Development Goals / Millenium-Entwick-
lungsziele




NGO Non-Governmental Organization / Nichtregierungsor-
ganisation
OECD Organisation for Economic Co-operation and Develop-
ment / Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung





SECO Staatssekretariat für Wirtschaft 
SILC Statistics on Income and Living Conditions / Einkom-
men und Lebensbedingungen in der Schweiz
SKG Schweizerische Konferenz der Gleichstellungsbeauf-
tragten 
SKMR Schweizerisches Kompetenzzentrum für Menschen-
rechte
SNF Schweizerischer Nationalfonds
SODK Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und 
Sozialdirektoren 
SP Sozialdemokratische Partei der Schweiz
SR Systematische Rechtssammlung
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft 
SSM Schweizer Syndikat Medienschaffender 
StGB Strafgesetzbuch
UN(O) United Nations (Organization) / Vereinte Nationen
UN Women Einheit der Vereinten Nationen für Gleichstellung und 
Ermächtigung der Frauen
UNECE United Nations Economic Commission for Europe / 
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Europa
UNESCO United Nations Educational, Scientific and Cultural 
Organization / Organisation der Vereinten Nationen 
für Erziehung, Wissenschaft und Kultur
UNFPA United Nations Population Fund / Bevölkerungsfonds 
der Vereinten Nationen
UNICEF United Nations Children‘s Fund / Kinderhilfswerk der 
Vereinten Nationen
UNSR United Nations Security Council Resolution / 






Dieser Bericht zur Umsetzung des Schweizer Aktionsplans zur Gleich-
stellung von Frau und Mann wurde durch das Interdisziplinäre Zen-
trum für Geschlechterforschung (IZFG) der Universität Bern im Auf-
trag des Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung von Frau und 
Mann (EDI) und der Sektion für Chancengleichheit und Globale 
Gender- und Frauenfragen (EDA) verfasst. Ein grosses Dankeschön 
geht an alle Personen, die sich mit ihren zahlreichen Rückmeldungen 
und an den Hearings an der Erarbeitung des Berichts beteiligt haben. 
Namentlich sind dies (in alphabethischer Reihenfolge): Michèle Ama-
cker (Universität Bern, IZFG), Marie-Luce Baechler (Schweizerischer 
Bäuerinnen- und Landfrauenverband), Anne-Françoise Baer Bösch 
(Eidg. Personalamt, Personalmarketing und Diversity Management), 
Nicole Baur (Office de la politique familiale et de l’égalité, Neuchâtel), 
Genevieve Beaud Spang (Bureau de l’égalité hommes-femmes et de 
la famille, Fribourg), Jeannette Behringer (FachFrauen Umwelt), Sabin 
Bieri (Universität Bern, Centre for Development and Environment), 
Valerie Borioli Sandoz (Travail.Suisse, Gleichstellungspolitik), Andreas 
Borter (männer.ch), Stefanie Brander (Université de Lausanne, Bureau 
de l’égalité), Katja Branger (Bundesamt für Statistik, Sektion Demo-
grafie und Migration), Christine Bühler (Schweizerischer Bäuerinnen- 
und Landfrauenverband), Marianne Bühler (Bundesamt für Kultur, 
Organisations- und Kulturentwicklung), Regula Bühlmann (Fachstel-
le für Gleichstellung von Frauen und Männern, Basel-Stadt), Ne e 
Çetinkaya (Stadtverwaltung Winterthur - Chancengleichheit), Anja 
Derungs (Fachstelle für Gleichstellung, Stadt Zürich), Annalise Eggi-
mann (Bundesamt für Kommunikation, Gleichstellungskommission), 
Cindy Eggs (Bundesamt für Sozialversicherungen, Nationales Pro-
gramm zur Prävention und Bekämpfung von Armut), Lilian Fankhau-
ser (Universität Bern, Abteilung für Gleichstellung), Vivian Fankhau-
ser-Feitknecht (Alliance F), Felipe Fernandez (Coordination romande 
des organisations paternelles), Marilena Fontaine (Ufficio della legis-
lazione, delle pari opportunità e della trasparenza, Ticino), Didier 
Froidevaux (Bundesamt für Statistik, Sektion Löhne und Arbeitsbe-
dingungen), Gesine Fuchs (Politikwissenschaftlerin), Liselotte Fueter 
(Evangelische Frauen Schweiz), Ursula Funk (Direktion für Entwick-
lung und Zusammenarbeit, Globale Institutionen), Marianne Geisser 
(ehem. Eidg. Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann), Muriel 
Golay (Bureau de la promotion de l’égalité entre femmes et hommes, 
Genève), Stephanie Gratwohl Egg (Bundeskanzlei, Sektion Planung 
und Strategie), Annina Grob (Schweizerische Arbeitsgemeinschaft 
der Jugendverbände), Silvia Grossenbacher (Schweizerische Koordi-
nationsstelle für Bildungsforschung), Magaly Hanselmann (Bureau 
de l’égalité entre les femmes et les hommes, Vaud), Anna Hausherr 
(Schweizerischer Verband alleinerziehender Mütter und Väter), Silvia 
Hofmann (Stabsstelle für Chancengleichheit von Frau und Mann, Grau-
bünden), Henry Hohmann (Transgender Network Switzerland), Oliver 
 Hunziker (Schweizerische Vereinigung für gemeinsame Elternschaft), 
Stella Jegher (Amnesty International), Nicole Kälin (Universität Basel, 
Ressort Chancengleichheit), Honorata Kaczykowski (Eidg. Technische 
Hochschule Zürich, Stelle für Chancengleichheit von Frau und Mann), 
Regula Kägi-Diener (Juristinnen Schweiz), Ursula Keller (Direktion für 
Entwicklung und Zusammenarbeit, Gender Policy), Barbara Krattiger 
(Fachstelle für die Gleichstellung von Frau und Mann, Stadt Bern), 
Sabine Kubli (Fachstelle für Gleichstellung, Baselland), Anne Küng 
Gugler (Staatssekretariat für Wirtschaft, Arbeitsmarktanalyse und 
Sozialpolitik), Karine Lempen (Eidg. Büro für die Gleichstellung von 
Frau und Mann, Fachbereich Recht), René Levy (Universität Lausanne, 
Prof. em.,  Faculté des sciences sociales et politiques), Sabina Littmann-
Wernli (Bunde samt für Sozialversicherungen, Bereich Forschung und 
Evaluation), Anita Marfurt (Bundesamt für Justiz, Fachbereich Interna-
tionales Strafrecht), Boris Mesaric (Bundesamt für Polizei, Koordinati-
onsstelle gegen Menschenhandel und  Menschenschmuggel), Claudia 
Michel (Universität Bern, Centre for development and environment), 
Ursula Nakamura-Stoecklin (Schweize rischer Verband für Frauenrech-
te), Isabella Pagotto (Abteilung Sektorielle Aussenpolitiken), Maria 
Pilotto (Fachstelle Gesellschaftsfragen, Kanton Luzern), Jeanne 
 Ramseyer (Bundesamt für Justiz, Fachbereich Rechtsetzungsprojekte 
und - metho dik), Miriam Reber (Koordinationsstelle Häusliche Gewalt, 
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Kanton St.  Gallen), Irene Rehmann (Staatssekretariat für Bildung, 
Forschung und Innovation, Universitätspolitik), Regula Ricka (Bun-
desamt für Gesundheit, Direktionsbereich Gesundheitspolitik), Petra 
Rohner (swiss women network), Sonja Rüegg (Universität St. Gallen, 
Servicezentrum Chancengleichheit), Barbara Ruf (Fachstelle für die 
Gleichstellung von Frauen und Männern, Kanton Bern), Annemarie 
Sancar (Swisspeace, Kompetenzzentrum Friedensförderung), Frauke 
Sassnick (Nationales Forschungsprogramm 60), Katherin Säuberli 
(donna2), Erika Schläppi (ximpulse GmbH), Nina Schneider (Alliance 
Sud), Hansjürg Sieber (männer.ch, Netzwerk Schulische Bubenarbeit), 
Blanka Šiška (Hochschule Luzern, Centre of Diversity), Susanne Stern 
(INFRAS Forschung und Beratung), Heidi Stutz (Büro für arbeits- und 
sozialpolitische Studien BASS), Ursula Thomet (Eidg. Büro für die 
Gleichstellung von Frau und Mann, Fachbereich Häusliche Gewalt), 
Natalie Trummer (Terre des Femmes Schweiz), Etiennete Verrey 
(Eidg. Kommission für Frauenfragen), Verena Welti (Schweizerischer 
Verband der Akademikerinnen), Amanda Weibel (Christlicher Frie-
densdienst), Christina Werder (Schweizerischer Gewerkschaftsbund), 
Kathrin Wirz (Kompetenzzentrum Integration und Gleichstellung, 
Kanton St. Gallen), Judith Wyttenbach (Universität Bern, Institut für 
öffentliches Recht), Stefanie Zbinden (Bundesamt für Migration, Inte-
gration), Elisabeth Zemp (Schweizerisches Tropen- und Public Health-
Institut Basel).
Das Projektteam gedenkt an dieser Stelle Prof. Dr. Brigitte Schnegg, 
Direktorin des IZFG. Brigitte Schnegg war massgeblich an der Erar-
beitung dieser Bilanzierung des Aktionsplans beteiligt. Leider war es 
ihr nicht mehr vergönnt, das definitive Produkt in den Händen halten 











15 jAHRE Ak TIonSPl An ZUR GlEICHSTEllUnG 
Von FR AU Und MAnn
Vier Jahre nach der Vierten UNO-Weltfrauenkonferenz in Beijing hat 
der Bundesrat 1999 den Aktionsplan der Schweiz zur Gleichstel-
lung von Frau und Mann verabschiedet. Dieser dient als Arbeitsinst-
rument zur Umsetzung der Gleichstellung und enthält 287 Massnah-
men in 13 Themenbereichen: Armut, Bildung, Gesundheit, Gewalt, 
Bewaffnete Konflikte, Wirtschaft, Macht- und Entscheidungspositio-
nen, Institutionelle Mechanismen, Menschenrechte, Medien, Umwelt, 
Mädchen sowie Strukturen und Finanzen. Die Massnahmen richten 
sich an die Bundesbehörden und zahlreiche weitere, staatliche und 
nichtstaatliche Akteurinnen und Akteure auf nationaler, kantonaler 
und kommunaler Ebene.
In seiner Antwort auf die Interpellation Aubert1 hat sich der Bundes-
rat 2012 bereit erklärt, den Stand der Umsetzung des Aktions-
plans knapp 15 Jahre nach dessen Verabschiedung zu überprüfen. 
Das Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann 
(EDI) und Sektion für Chancengleichheit und Globale Gender- und 
Frauenfragen (EDA) haben daraufhin das Interdisziplinäre Zentrum für 
Geschlechterforschung (IZFG) der Universität Bern beauftragt, einen 
Bericht über den Umsetzungsstand des Aktionsplans zu verfassen. 
Für die Erarbeitung dieser Bilanzierung des Aktionsplans hat 
das IZFG ein partizipatives Vorgehen gewählt, um möglichst 
viele Informationen von verschiedenen Seiten zum Umsetzungsstand 
einzubeziehen und um Ownership zu kreieren bei denjenigen Per-
sonen, die für die weitere Umsetzung von Massnahmen im Bereich 
Gleichstellung zuständig sind. In einem ersten Schritt wurden in 
umfassender Recherchearbeit und in Zusammenarbeit mit verschie-
denen Akteurinnen und Akteuren im Gleichstellungsbereich der 
Stand der Umsetzung des Aktionsplans in den 13 thematischen Berei-
chen eruiert, Lücken identifiziert und zum bestehenden Handlungs-
bedarfs konkrete Empfehlungen formuliert. Diese Ergebnisse wurden 
in einem zweiten Schritt in vier Hearings mit Gleichstellungsbeauf-
tragen von Bund, Kantonen und Gemeinden sowie der Hochschu-
len, mit Schlüsselpersonen aus der Bundesverwaltung, mit Vertrete-
rinnen und Vertretern von Nichtregierungsorganisationen sowie mit 
Fachpersonen aus der Wissenschaft diskutiert. Die Rückmeldungen 
aus den Hearings zum Umsetzungsstand und zum Handlungsbedarf 
wurden in einem dritten und letzten Schritt in den Bericht eingear-
beitet und so eine breit abgestützte Bilanzierung des Aktionsplans 
geschaffen. 
Der Umsetzungsstand des Aktionsplans und der bestehende Hand-
lungsbedarf liefern ein vielschichtiges Bild. Es ist viel erreicht 
worden in den letzten 15 Jahren: Die rechtliche Gleichstellung von 
Frau und Mann ist nahezu verwirklicht, und in einzelnen Bereichen 
– wie beispielsweise in der Bildung – hat sich die Situation stark ver-
bessert. Nach wie vor bleibt jedoch viel zu tun, bis auch die tatsäch-
liche Gleichstellung Wirklichkeit ist. Während diverse Massnahmen 
des Aktionsplans heute als erfüllt erachtet werden können, besteht 
bei vielen Massnahmen nach wie vor Handlungsbedarf. Der Umset-
zungsstand von einigen Massnahmen wiederum kann aufgrund ihrer 
geringen Operationalisierung nicht nachgewiesen oder statistisch 
nicht erfasst werden. 
13 einle itung
Seitdem 1995 189 Staaten an der Vierten Weltfrauenkonferenz in 
Beijing die visionäre Aktionsplattform verabschiedet haben und mit 
der Bandbreite der vorgeschlagenen Massnahmen den Blick weit 
über klassische gleichstellungsrelevante Themen wie Erwerbsarbeit 
und Bildung hinaus geöffnet haben, sind viele weitere Themen ins 
Blickfeld gerückt. Beispielsweise haben Aspekte der Care-Arbeit, die 
Rolle der Männer und Buben in der Gleichstellungsarbeit, Geschlech-
terstereotype und Rollenbilder, Fragen von Geschlechtsidentität und 
sexueller Orientierung, Altersfragen und Themen wie Migration oder 
die Sexualisierung in den sozialen Medien in den letzten 15 Jahren 
an Wichtigkeit gewonnen oder sind neu dazugekommen. Deutlich 
wurde auch, dass sich die 13 Themen des Aktionsplans mit dem 
heutigen Bewusstsein für Komplexität, Dynamik und transversa-
len Zusammenhängen nicht mehr in derselben, sektoriellen Weise 
denken lassen. Um eine Bilanzierung des Umsetzungsstands der 
Massnahmen in den einzelnen Bereichen vornehmen zu können, 
folgt dieser Bericht jedoch der ursprünglichen Themeneinteilung des 
Aktionsplans und fokussiert auf die Entwicklungen bezüglich der Stel-
lung der Frau. Die neuen Themen ebenso wie die übergreifenden 
Zusammenhänge kommen in den neu aufgestellten Handlungsemp-
fehlungen im Ausblick zum Ausdruck. 
Die Gliederung der vorliegenden Bilanzierung richtet sich nach 
den 13 Themenbereichen des Aktionsplans, wobei die Kapitel Ins-
titutionelle Mechanismen und Strukturen und Finanzen aufgrund 
inhaltlicher Überschneidungen zusammengeführt wurden. Jeder 
Themenbereich enthält jeweils Zahlen und Fakten, eine Bilanzie-
rung des Umsetzungsstands auf nationaler und auf internationaler 
Ebene, Meilensteine und Best Practices der letzten 15 Jahre sowie 
den Handlungsbedarf für künftiges Vorgehen. Eine Verdichtung des 
Handlungsbedarfs über die einzelnen Bereiche hinaus ist am Schluss 
des Berichts im Ausblick enthalten.  
Diese Bilanz des Aktionsplans steht in einer Reihe von Publikationen 
zum Stand der Gleichstellung in der Schweiz, die im Jahre 2014 
veröffentlicht werden und gegenseitig aufeinander Bezug nehmen. Es 
sind dies der vierte und fünfte periodische Staatenbericht der Schweiz 
über die Umsetzung des CEDAW-Übereinkommens 2 sowie der Syn-
thesebericht des abgeschlossenen Nationalen Forschungsprogramms 
«Gleichstellung der Geschlechter» (NFP 60).3 Zudem hat die Schweiz 
2014 einen Nationalen Bericht Beijing+20 über die Umsetzung der 
Aktionsplattform von Beijing (1995)4 zuhanden von UNECE 5 und 
UN Women und einen Bericht über die Förderung der Gleichstellung 
von Frau und Mann in der Schweiz zuhanden der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) 6 erstellt. Zu erwäh-
nen ist an dieser Stelle schliesslich auch der OECD Länderbericht zur 
Schweizer Wirtschaftspolitik 2013, der ein spezielles Kapitel zur Rolle 




















Geschlecht ist ein wesentlicher Faktor für Armutsgefährdung und -be - 
troffenheit, weltweit und in der Schweiz. Frauen sind dabei einem 
höheren strukturellen Armutsrisiko ausgesetzt als Männer. Alleiner-
ziehende Frauen und ältere Frauen sind mit Abstand am stärksten 
betroffen.
ZAHlEn Und FAk TEn
Zwar ist in der Schweiz das Bildungsniveau von Frauen gestiegen und 
immer mehr Frauen sind erwerbstätig – trotzdem sind sie häufiger 
arm als Männer. Das höhere Armutsrisiko für Frauen hängt stark mit 
der von Frauen verrichteten unbezahlten Care-Arbeit 8 zusammen, 
die zu einer strukturellen Benachteiligung der Frauen in der Arbeits-
welt und in den Sozialversicherungen führt.9 Frauen erledigen den 
Hauptteil der unbezahlten Care-Arbeit, unterbrechen ihre Erwerbs-
biographien deshalb häufiger und beteiligen sich dadurch weniger 
an bezahlter Erwerbstätigkeit. Sie verfügen somit über weniger Ein-
kommen und schlechtere Karrieremöglichkeiten und sind wegen der 
mangelnden Berücksichtigung der unbezahlten Care-Arbeit in den 
Sozialversicherungen schlechter abgesichert. Zudem pflegen viele 
Frauen im Alter ihre Männer und sind nach deren Tod dann selber auf 
bezahlte Pflegeleistungen und Sozialhilfe angewiesen. 
In der Schweiz sind zwar die Armutsquoten in den letzten Jahren 
tendenziell gesunken (s. Abbildung 1).10 Der Abstand zwischen den 
Geschlechtern ist dabei aber konstant geblieben. Besonders ausge-
prägt ist die höhere Armutsbetroffenheit von Frauen in der Erwerbs-
bevölkerung. Erwerbstätige Frauen weisen eine fast doppelt so hohe 
Armutsquote auf wie erwerbstätige Männer (4,8% im Vergleich zu 
2,5%).11 In den Gruppen der besonders von Armut Betroffenen (Allein-
erziehende, ältere Menschen, Personen ohne nachobligatorische Bil-
dung, Erwerbslose, Personen in Haushalten mit geringer Arbeitsmarkt-
beteiligung) sind Frauen tendenziell stärker vertreten als Männer.12 
Die höhere Armutsbetroffenheit von Frauen hängt auch mit der ver-
breiteten Teilzeitarbeit und ihrer Übervertretung im Tieflohnbe-
reich zusammen (s. auch Kapitel F Wirtschaft). Heute sind 61% der 
Frauen erwerbstätig oder auf Stellensuche, davon über die Hälfte mit 
einem Teilzeitpensum.13 Zudem sind Frauen in den flexiblen, unsiche-
ren und schlechter bezahlten Arbeitsverhältnissen deutlich überver-
treten. Der Anteil der Frauen (19.1%) mit einem Tieflohn ist deut-
lich höher als jener der Männer (6.9%) (s. Abbildung 2). Ein grosses 
Armutsrisiko besteht zudem, wenn sich die negativen Auswirkungen 
prekärer Erwerbsarbeit und unbezahlter Care-Arbeit gegenseitig ver-
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Abbildung 1
Armutsquote der Schweizer Wohnbevölkerung
in %, 2007–2011
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Der Aktionsplan 1999 sieht im Bereich Armut ein breites Spektrum 
von Massnahmen vor, die von Forschung über sozialpolitische und 
steuerliche Massnahmen bis hin zu finanziellen Zuwendungen und 
unterhaltsrechtlichen Massnahmen bei Scheidung reichen. 
Seit der Verabschiedung des Aktionsplans wurden bedeutende sozi-
alpolitische neuerungen eingeführt, welche die wirtschaftliche 
Stellung von Frauen verbessern. Eine Besserstellung der Frauen in der 
beruflichen Vorsorge wurde schon mit der 10. AHV-Revision 1997 
erreicht (u.a. Einführung von Individualrenten, Splitting bzw. Ein-
kommensteilung während der Ehezeit, Einführung von Betreuungs-
gutschriften, Einführung der Hinterlassenenrente für Witwer).15 Das 
neue Scheidungsrecht von 2000 sieht zudem die hälftige Teilung des 
Pensionskassenguthabens bei Scheidung vor und Scheidungsrenten 
hängen neu nicht mehr vom Verschulden ab.16 Die 1. BVG-Revision 
von 2006 senkte die Eintrittsschwelle und den Koordinationsabzug 
und verbesserte so die Rentenbildung von Frauen mit niedrigen Ein-
kommen.17 Die berufliche Vorsorge orientiert sich aber nach wie vor 
am Modell der sogenannten Ernährerfamilie und trägt so den unter-
schiedlichen Arbeits- und Lebensmodellen heutiger Haushalte zu 
wenig Rechnung und berücksichtigt unbezahlte Care-Arbeit in den 
Sozialversicherungen nach wie vor mangelhaft (zur Mutterschaftsver-
sicherung s. Kapitel F Wirtschaft). 
Eine wichtige Rolle im Kampf gegen Armut kommt den spezifischen 
Unterstützungsmassnahmen für Familien zu.18 Seit 2009 ist die 
Mindesthöhe der Familienzulagen schweizweit einheitlich geregelt.19 
Die Einführung von Familienergänzungsleistungen zur Bekämpfung 
von Familienarmut wurde jedoch auf Bundesebene im Sommer 2011 
vom eidgenössischen Parlament nach jahrelanger Diskussion abge-
lehnt.20 Ebenfalls wichtig im Kampf gegen Armut war die Einführung 
von Prämienverbilligungen in der Krankenversicherung.21 Seit 2006 
leistet die öffentliche Hand (Bund und Kantone) einen Beitrag an die 
Krankenversicherungsprämien für untere und mittlere Einkommen. 
2014–2018 wird das nationale Programm zur Prävention und 
Bekämpfung von Armut des Bundes umgesetzt. Dieses enthält 
keine expliziten geschlechtsspezifischen Massnahmen – armutsbe-
troffene und -gefährdete Frauen sind bewusst keine explizite Ziel-
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Trennungen und Scheidungen stellen ein grosses Armutsrisiko für 
Frauen dar – insbesondere für Frauen mit Care-Verpflichtungen. In 
den Debatten zum Ehe- und Familienrecht wurden auch die wirt-
schaftlichen Folgen von Trennung und Scheidung aufgegriffen. 
Zu nennen ist namentlich die Regelung des Vorsorgeausgleichs bei 
einer Scheidung. Die Praxis hierzu ist teilweise unbefriedigend, da der 
Vorsorgeausgleich häufig in Abweichung vom Grundsatz der hälf-
tigen Teilung der während der Ehe erworbenen Vorsorgeguthaben 
vorgenommen wird und damit Frauen benachteiligt, die während der 
Ehe Betreuungsaufgaben wahrgenommen haben und deshalb über 
keine ausreichende eigene berufliche Vorsorge verfügen. Mit der lau-
fenden Revision soll die wirtschaftliche Situation dieser Frauen ver-
bessert werden.23 Auch eine neuregelung des kindesunterhalts 
wird derzeit im Parlament beraten. Das Recht des Kindes auf Unter-
halt soll gestärkt werden und zwar unabhängig vom Zivilstand seiner 
Eltern.24 Gemäss der Vorlage des Bundesrates bleibt allerdings nach 
wie vor das Problem bestehen, dass bei schwierigen wirtschaftlichen 
Verhältnissen nach der Scheidung der finanzielle Fehlbetrag (Manko) 
einseitig auf den hauptbetreuenden Elternteil überwälzt werden soll. 
Damit sind es in aller Regel die Mütter, die Sozialhilfe beantragen 
müssen. Dem unterhaltsverpflichteten Elternteil (zumeist der Vater) 
umgekehrt wird jedoch das Existenzminimum gewährt.25 Diese indi-
rekte Diskriminierung führt dazu, dass die Armutsquote bei den 
Alimenten zahlenden Haushalten mit 5.8% wesentlich tiefer ist als 
die Armutsquote bei den Haushalten, die Alimentenempfänger sind 
(18.1%).26 Zudem bestehen Mängel in der Alimentenbevorschussung. 
So ist die Praxis der Kantone bei deren Gewährung sehr uneinheitlich, 
etwa in Bezug auf den Anspruch auf Vorschüsse, auf die Dauer sowie 
den maximalen Betrag der Bevorschussung.27 Im Zusammenhang mit 
der Einführung der gemeinsamen elterlichen Sorge als Regelfall, die 
seit Juli 2014 gilt, werden ab Januar 2015 die AHV-Erziehungsgut-
schriften neu geregelt. So werden diese bei gemeinsamer elterlicher 
Sorge nicht mehr grundsätzlich hälftig aufgeteilt, sondern können 
neu dem Elternteil angerechnet werden, der den überwiegenden Teil 
der Betreuung leistet.28 
InTERnATIonAlE EBEnE
Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern sind ein grosses Hinder-
nis für Armutsreduktion, nachhaltige Entwicklung und Wirtschafts-
wachstum. Im Jahr 2000 proklamierte die internationale Staatenge-
meinschaft mit acht Milleniumsentwicklungszielen (MDGs) eine 
Vision, wie die Welt bis 2015 von Armut und Diskriminierung zu 
befreien ist.29 Mit MDG3 wurde ein spezielles Ziel zur Gleichstellung 
der Geschlechter formuliert, das jedoch zu eng formuliert war und 
einseitig auf Bildung fokussierte. Die MDGs haben die internationale 
Zusammenarbeit der Schweiz 30 seit 2000 stark geprägt – zum einen 
auf der Ebene der bilateralen Programme, zum anderen bei der Finan-
zierung von multilateralen Organisationen. Für die neuen Entwick-
lungs- und nachhaltigkeitsziele post-2015, welche ab 2015 die 
MDGs ablösen sollen und von einem multidimensionalen Armutsbe-
griff ausgehen, postuliert die Schweiz wiederum ein eigenständiges 
Ziel zur Gleichstellung der Geschlechter und Stärkung von Frauen und 
Mädchen sowie einen transversalen Ansatz mit gender-spezifischen 
Unterzielen und Indikatoren bei anderen Zielen. Die post-2015-Agen-
da wird im Gegensatz zu den MDGs für alle Länder anwendbar sein.31 
Die Botschaft des Bundes zur Internationalen Zusammen-
arbeit 2013–2016 bekräftigt die Armutsreduktion als oberstes Ziel 
der humanitären Hilfe und der Entwicklungszusammenarbeit, bei 
den wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen im Rahmen 
der Entwicklungszusammenarbeit sowie in der Ostzusammenarbeit 
der Schweiz.32 Die Genderpolitik der direktion für Entwicklung 
und Zusammenarbeit (DEZA) berücksichtigt dabei den Geschlech-
teraspekt (s. Kapitel H Institutionelle Mechanismen), beispielsweise 
in Programmen zu Landwirtschaft und Ernährungssicherheit oder zu 
ländlicher Wirtschaft zur Verminderung der weltweiten Armut, wo 
Frauen gezielt einbezogen und gestärkt werden. Das Staatssekreta-
riat für Wirtschaft (SECO), dessen Massnahmen im Rahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit zu einer nachhaltigen Integration der 
Entwicklungsländer in die Weltwirtschaft beitragen, setzt sich 
ebenfalls zum Ziel, Frauen und Männern den gleichen Zugang zu Ent-
wicklungsmöglichkeiten zu bieten. 
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2000 Das neue Scheidungsrecht tritt in Kraft.
2006 Die 1. BVG-Revision tritt in Kraft.
2009 Das Gesetz zur Harmonisierung der Familienzulagen 
  tritt in Kraft.
HAndlUnGSBEdARF
Im Bereich der Armut hat sich seit Verabschiedung des Aktions-
plans in der Schweiz vor allem sozialpolitisch und im internationalen 
Bereich durch die MDGs einiges bewegt. Gleichstellungsarbeit zur 
Bekämpfung von Armut fokussierte auf Bekämpfung von Lohndiskri-
minierung, die Neuregelung des Vorsorgeausgleichs oder die Diskus-
sion um das Unterhaltsrecht bei Scheidung. Handlungsbedarf wird in 
folgenden Bereichen geortet: 
Armut als Schwerpunkt der Gleichstellungsarbeit
 1: Verstärkung der Massnahmen zur eigenständigen Existenz-
sicherung 33 sowie bessere Berücksichtigung unbezahlter 
Care-Arbeit in den Sozialversicherungen und bei staatlichen 
Transferleistungen – insbesondere mit Fokus auf besonders 
armutsgefährdete Frauen
 2:  Ausbau von spezifischen finanziellen Unterstützungsleistun-
gen für alle armutsbetroffenen Familienformen unter Berück-
sichtigung der Geschlechterdimension
 3:  Berücksichtigung der Geschlechterdimension in künftigen 
Programmen und Aktionsplänen gegen Armut
Aussenpolitisches Engagement und internationale Zusam-
menarbeit
 4:  Bekämpfung von geschlechtsspezifischer sozialer Ungleichheit 
und Frauenarmut durch entwicklungskohärente, auf Frauen 
und Mädchen fokussierte Programme und Aktivitäten
 5:  Verstärkung der Aktivitäten der Schweiz zur Verpflichtung von 
Staaten und Unternehmen zu fairen und menschenwürdigen 
Arbeitsbedingungen sowie zum sozialen Schutz von Arbeiter-
innen in den Mittel- und Tieflohnländern




























Die Gleichstellung im Bildungsbereich in der Schweiz ist eine Erfolgsge-
schichte. Fast auf allen Ebenen haben Mädchen bildungsmässig stark 
aufgeholt und die Knaben teilweise überholt. Dieser bildungsmässige 
Erfolg der Mädchen wird relativiert durch eine starke horizontale und 
vertikale Segregation sowie die unterschiedliche Entwicklung von 
Lernvoraussetzungen und Kompetenzen von Mädchen und Knaben – 
mit Konsequenzen für Laufbahn- und Einkommensmöglichkeiten von 
Frauen.
ZAHlEn Und FAk TEn
Der Bildungsstand der Frauen hat sich deutlich verbessert. Auf 
der Tertiärstufe haben die Abschlüsse von Frauen seit 1999 massiv 
zugenommen, von 13.6% auf 30.2%. Unter den 25- bis 64-jährigen 
haben aber noch immer mehr Frauen keine nachobligatorische Bil-
dung (16.4%) als Männer (11%) (s. Abbildung 1). 
Der höhere Bildungsstand insbesondere der Frauen zeigt sich vor 
allem im Hochschulbereich, wo die Zahl der Abschlüsse generell stark 
gestiegen ist. Seit 2001 treten jährlich mehr Frauen in eine universi-
täre Hochschule ein als Männer und seit 2007 (bzw. Fachhochschule 
2008) sind auch ihre Abschlussquoten höher (s. Abbildung 2). 
Der starke Anstieg des Bildungsniveaus der Frauen wird relativiert 
durch die ausgeprägte vertikale und horizontale Segregation. 
Mit steigendem Karriere-Niveau nimmt trotz gleichem Ausbildungs-
niveau der Anteil der Frauen stetig ab (vertikale Segregation)34 und 
die Berufs- und Schwerpunktfachwahl am Gymnasium sowie die 
Studienwahl sind stark geschlechtsspezifisch geprägt (horizontale 
Segregation) (s. Abbildung 3). Frauen sind in den sogenannten MINT-
Fächern35 untervertreten.36 Sie wählen stattdessen überdurchschnitt-
lich oft Geistes- und Sozialwissenschaften und Berufsausbildungen 
im Gesundheitswesen, der sozialen Arbeit und der Lehrkräfteaus-
bildung.37 Das duale Berufsbildungssystem der Schweiz macht für 
einen Grossteil der Jugendlichen frühe Berufswahlentscheidungen 
notwendig in einem Alter, wo sich die Jugendlichen besonders stark 
an Rollenbildern orientieren, die sie aus ihrem Umfeld kennen. Nebst 
Geschlechterstereotype sind es zudem auch Überlegungen zur Ver-
einbarkeit von Familie, Bildung und Beruf, welche die Berufsentschei-
dung beeinflussen.38  
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Abbildung 1
Bildungsstand der Wohnbevölkerung 
1999 und 2012
Obligatorische Schule
Sekundarstufe II: Berufsbildung 
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Abbildung 3
Frauenanteil in einigen Bildungsfeldern und Fachbereichsgruppen
in %, 1999–2012
Sozialwesen (Sek II)
Geistes- und Sozialwissenschaften (UH)
Soziale Arbeit (FH)
Ingenieurwesen und technische Berufe (Sek II)
Technik und IT (FH)
Technische Wissenschaften (UH)
Chemie und Life Sciences (FH)
Exakte und Naturwissenschaften (UH)
Frauentypische Bildungsgänge Männertypische Bildungsgänge Quelle: Bundesamt für Statistik, 
Statistik der Schülerinnen, 
Schüler und Studierenden, SHIS
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Im Aktionsplan hat sich die Schweiz zum Ziel gesetzt, beiden 
Geschlechtern den gleichen Zugang zu Bildung zu gewährleisten 
sowie die vertikale und horizontale Segregation zu bekämpfen, Lehre 
und Forschung zu fördern, Netzwerke von Frauen zu unterstützen 
und die Erarbeitung geschlechtergerechter Unterrichtsmaterialien zu 
fördern.
Gleicher Zugang von Frauen und Männern zu Bildung
In Hinblick auf den Zugang zu den verschiedenen Bildungsstufen 
wurden erhebliche Fortschritte erzielt. Formal ist der gleiche Zugang 
zu den unterschiedlichen Bildungsniveaus heute prinzipiell gewähr-
leistet, der Mädchen- und Frauenanteil ist fast überall deutlich gestie-
gen. Das Berufsbildungsgesetz (BBG) von 2000 verlangt die Förde-
rung der tatsächlichen Gleichstellung von Frau und Mann, ebenso 
wie das Aktionsprogramm Lehrstellenbeschluss II (LSB II), das von 
2000 bis 2004 andauerte.39 Herausforderungen bestehen heute noch 
in der geschlechterstereotypen Berufs- und Studienwahl, im unter-
schiedlichen Kompetenzenerwerb von Mädchen und Knaben – wie 
beispielsweise die Erhebungen im Rahmen des Programme for Inter-
national Student Assessment PISA zeigen – sowie in den Benachtei-
ligungen der Frauen in der Berufswelt (s. dazu Kapitel F Wirtschaft). 
Zugang zu höheren Positionen (vertikale Segregation)
Auf der tertiären Bildungsstufe nimmt der Anteil der Frauen mit 
steigendem Karriere-Niveau stetig ab und die Chancen für univer-
sitäre Karrieren sind nach wie vor ungleich verteilt.40 Den Zugang 
zu höheren Positionen zu fördern bzw. die vertikale Segregation 
zu bekämpfen, ist Ziel des Bundesprogramms Chancengleich-
heit von Frau und Mann an Schweizer Universitäten sowie 
des Bundesprogramms Chancengleichheit von Frauen und 
Männern an den Fachhochschulen.41 Im Rahmen dieser Bun-
desprogramme entstanden in den letzten Jahren an allen Universi-
täten und Fachhochschulen Aktionspläne für die Gleichstellung mit 
verschiedenen Massnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils auf 
allen Stufen (s. Best Practices).42 Trotz Fortschritten scheiden noch 
immer viele Wissenschaftlerinnen vor allem ab Stufe Doktorat aus 
einer Laufbahn an der Hochschule aus. Die Gründe hierfür liegen 
bei strukturellen Hindernissen – namentlich in Problemen, Familie 
und wissenschaftliche Karriere zu vereinbaren, der Persistenz der 
Geschlechterstereotype und in den kulturellen Bedingungen an 
Schweizer Hochschulen.43 Der Schweizerische nationalfonds (SNF) 
bietet Forschenden mit Familienpflichten gezielte Unterstützung an – 
so werden beispielsweise mit den Marie-Heim-Vögtlin-Stipendien 
(MVH) (Post-)Doktorandinnen unterstützt, die ihre Forschungstätig-
keit aufgrund ihrer familiären Situation unterbrechen oder reduzieren 
mussten (s. Best Practices).44 Der SNF verpflichtet sich im Leitbild und 
allen Tätigkeitsfeldern explizit zur Gleichstellung und hat zahlreiche 
Massnahmen zur Förderung der Chancengleichheit implementiert. 
Da diese Massnahmen jedoch nicht die gewünschten Resultate 
zeigen, hat der SNF neu eine international besetzte und unabhängige 
Gleichstellungskommission gewählt, die den SNF in Gleichstellung-
fragen berät und neue Strategien entwickelt.45 
Geschlechtsspezifische Ausbildungswahl (horizontale 
Segregation)
Die geschlechtsspezifische Berufs- und Studienfachwahl, die nicht nur 
im Hochschulbereich, sondern auch auf der Sekundarstufe II zu beob-
achten ist, verändert sich nur langsam. In den letzten zehn bis fünf-
zehn Jahren gab es intensive Bemühungen, die Frauenanteile in den 
MInT-Fächern zu erhöhen. Dazu gehören gezielte Informations-
kampagnen für Schülerinnen, eine neue Curricula-Gestaltung sowie 
Mentoring für Studentinnen. Einige dieser Massnahmen werden vom 
Bund mitfinanziert. So hat das Bundesamt für Berufsbildung und 
Technologie (BBT; heute Staatssekretariat für Bildung, Forschung und 
Innovation SBFI) zwischen 2004 und 2009 mehr als drei Millionen 
CHF in Projekte im Bereich der Gleichstellung von Frau und Mann 
investiert. Die Eidgenössische Technische Hochschule Lausanne (EPFL) 
und verschiedene Fachhochschulen organisieren spezielle Workshops, 
um das Interesse der jungen Frauen für technische und naturwissen-
schaftliche Fächer zu wecken. In der Botschaft über die Förderung von 
Bildung, Forschung und Innovation der Jahre 2013–2016 sind diese 
Bereiche als spezifische Handlungsschwerpunkte definiert, die sich 
auch im laufenden Chancengleichheitsprogramm für Fachhochschu-
len wiederfinden.46 Schliesslich sieht auch die legislaturplanung 
2011–2015 Massnahmen zugunsten einer Erhöhung des Frauenan-
teils in den MINT-Fächern vor.47 Zudem wurden auch Anstrengun-
gen unternommen, um die Berufe aufzuwerten, wo Frauen in der 
Mehrheit vertreten sind - etwa durch die Integration der Bereiche 
Pflege und Soziale Arbeit ins Berufsbildungsgesetz und damit auch in 
die Fachhochschulen. Der tiefe Männeranteil im Bereich Gesundheit 
konnte dadurch aber noch nicht wesentlich erhöht werden (12.2% 
2000; 14.6% 2012); in der Sozialen Arbeit hat der Männeranteil gar 
abgenommen (34.4% 2000; 25.5% 2012).
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lehre und Forschung über Gleichstellung und  
Geschlechterthemen
Die Nationalen Forschungsprogramme (NFP) sind ein wichtiges Ins-
trument des Bundes zur Förderung der orientierten Forschung. Sie 
dienen der Erarbeitung von Orientierungs- und Handlungswissen zur 
Lösung aktueller Probleme von Gesellschaft und Wirtschaft auf der 
Basis von empirischen Resultaten. Weil die seit 1981 in der Verfassung 
verankerte Gleichstellung noch immer nicht realisiert ist, hat der Bun-
desrat 2007 das nationale Forschungsprogramm «Gleichstel-
lung der Geschlechter» (NFP 60) in Auftrag gegeben. Mit diesem 
vom SNF finanzierten Forschungsprogramm fördert der Bund die For-
schung im Bereich der Gleichstellung gezielt. Von den 21 Forschungs-
projekten beschäftigen sich deren acht mit Gleichstellungsfragen in 
Bildung und Karriere. In ihrer Synthese fasst die Leitungsgruppe des 
NFP 60 die Ergebnisse und Impulse aus den 21 Forschungsprojekten 
zusammen.48
Der Bund fördert seit 2004 die Verankerung der Gender Studies 
an den Universitäten. Dadurch konnte sich dieses neue Wissensge-
biet in der schweizerischen Hochschullandschaft etablieren. Noch ist 
allerdings unklar, ob die geschaffenen Strukturen nachhaltig sind. Zu 
Ungunsten der Frauen wirkt sich schliesslich die ungleiche Mittel-
verteilung zwischen Geistes- und naturwissenschaften in der 
Forschung aus, da Frauen in den Geisteswissenschaften übervertre-
ten sind. 
netzwerke von Frauen
Hilfreich auf dem Weg zur Chancengleichheit ist auch die Förderung 
von Frauennetzwerken im beruflichen und Hochschulbereich. Diesem 
Ziel dienen die im Rahmen des Bundesprogramms Chancengleichheit 
angebotenen Mentoring-Programme, die Laufbahnberatungs- und 
Vernetzungsangebote. Es existieren zudem gut funktionierende 
Netzwerke von Gleichstellungsbeauftragten der verschiedenen Hoch-
schultypen (s. Kapitel H Institutionelle Mechanismen), von Geschlech-
terforschenden und verschiedenen Berufsgruppen. Eine wichtige 
Rolle spielt auch die zweisprachige Informations- und Kommunika-
tionsplattform für Gleichstellung und Geschlechterforschung an den 
Schweizer Hochschulen Gendercampus sowie FemWiss (Verein femi-
nistische Wissenschaft Schweiz), femdat und Female Board Pool als 
Plattformen im beruflichen Bereich. Diese Plattformen haben teilwei-
se von Beiträgen des Bundes und/oder der Kantone profitiert. 
Erarbeitung geschlechtergerechter Unterrichtsmaterialien
In einigen Kantonen gibt es Bemühungen zur Erarbeitung geschlech-
tergerechter Unterrichtsmaterialen. Mehrere Kantone publizierten 
Leitfäden für eine geschlechterbezogene Pädagogik und erarbeiteten 
neue Lehrmaterialien. 18 Kantone verfügen über ein Beratungsan-
gebot für Schulen und Lehrpersonen und in der Hälfte der Kanto-
ne existieren Fachgruppen zum Thema Gleichstellung von Frau und 
Mann. Insbesondere Lehrmittel des naturwissenschaftlichen Unter-
richts auf Sekundarstufe II sowie die Instrumente der Berufsberatung 
müssen auf geschlechtergerechte Formulierungen und Darstellung 
hin geprüft und überarbeitet werden.49 
InTERnATIonAlE EBEnE
Die Schweiz setzt sich auf internationaler Ebene für eine generelle 
Verbesserung der Bildungschancen ein. Sowohl das EDA enga-
giert sich in seiner aussenpolitischen Arbeit und internationalen 
Zusammenarbeit auf diesem Gebiet als auch verschiedene Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs). Dabei bildet die Berufsbildung 
einen besonderen Schwerpunkt. 
Das Recht auf Bildung für Frauen und Mädchen ist ein deklariertes 
Anliegen der schweizerischen Aussenpolitik. Das EDA unterstützt 
internationale organisationen, insbesondere das Kinderhilfs-
werk der Vereinten Nationen UNICEF, die sich für Mädchenbildung 
engagieren.50 Die internationale Zusammenarbeit der Schweiz 
setzt in ihren bilateralen Programmen im Bildungsbereich zur För-
derung der Grundschulbildung, Alphabetisierung, Lehrerinnen- und 
Lehrerbildung und Verbesserung der schulischen Infrastruktur einen 
besonderen Schwerpunkt auf den Zugang von Mädchen und Frauen. 
Sie fördert zudem den Aufbau von praxisorientierten Berufsbildungs-
systemen für Frauen und Mädchen, damit sie besseren Zugang zum 
Arbeitsmarkt haben. 
MEIlEnSTEInE
2000 Die beiden Bundesprogramme Chancengleichheit von 
Frau und Mann an den Universitäten und Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern an den Fachhoch-
schulen laufen an.
2000 Das neue Berufsbildungsgesetz (BBG) nennt als eines 
der Ziele die tatsächliche Gleichstellung von Frau und 
Mann.
2001 Zum ersten Mal treten mehr Frauen (50.6%) als Männer 
in eine universitäre Hochschule ein. 2006 überschreitet 
der Frauenanteil der Neueintretenden mit 51% den 
Männeranteil auch an den Schweizer Fachhochschulen.
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BEST PR AC TICES
Marie-Heim-Vögtlin-Stipendien
Seit 1991 ermöglichen die MHV des SNF Doktorandinnen und Post-
doktorandinnen, die ihre Forschungskarriere aufgrund ihrer familiä-
ren Situation unterbrechen oder reduzieren mussten, die längerfristi-
ge Fortsetzung ihrer wissenschaftlichen Karriere. Ein Beitrag umfasst 
ein Salär für maximal zwei Jahre und kann zusätzlich einen Teil der 
Forschungskosten sowie der Kinderbetreuungskosten abdecken. 
Eine Teilzeitbeschäftigung ist möglich. Zusätzlich fördert der MHV-
Preis, der mit 25‘000 CHF dotiert ist, die Sichtbarkeit der geförderten 
Frauen. 
www.snf.ch/de/foerderung/karrieren/mhv-beitraege/Seiten/default.aspx 
Tochtertag – Journée Oser tous les Métiers - nationaler 
Zukunftstag
Seit 2001 gibt es einen Tochtertag. Dieser hat sich progressiv zu 
einem Journée Oser tous les métiers oder Zukunftstag entwickelt, 
der sich an beide Geschlechter richtet. Am zweiten Donnerstag im 
November können sich Schülerinnen und Schüler mit den vielfältigen 
Berufs- und Lebensperspektiven auseinandersetzen. Sie können eine 
erwachsene Bezugsperson in die Arbeitswelt begleiten, an einem 
Teilprojekt in einem eher geschlechtsuntypischen Beruf teilnehmen 
oder in der Schule Rollenbilder und Zukunftsperspektiven diskutieren. 
Das Ziel dieses Kooperationsprojekts von Gleichstellungs-Fachstellen, 
Schule, Arbeitswelt und Elternhaus ist es, den Berufswahlhorizont 
und die Zukunftsperspektiven von Mädchen und Knaben zu erwei-
tern. 
www.nationalerzukunftstag.ch  
z.B.  www.ne.ch/autorites/DEF/OPFE/formation-enseignement/Pages/JOM.aspx 
oder https://web.vs.ch/web/osez 
Aktionspläne an Schweizer Hochschulen
Die beiden Bundesprogramme verpflichten Universitäten und Fach-
hochschulen zu Aktionsplänen, um Chancengleichheit von Frauen 
und Männern zu fördern. An Universitäten stehen dabei die insti-
tutionelle Verankerung von Chancengleichheit, die Erhöhung des 
Frauenanteils bei den Professuren sowie in den Leitungs- und Ent-
scheidungsgremien oder Massnahmen im Bereich der gendergerech-
ten Nachwuchsförderung im Zentrum. Zudem sollen die Rahmenbe-
dingungen für Personen mit familiären Verpflichtungen verbessert, 
die horizontale und vertikale Segregation bekämpft und weitere 
Massnahmen im Bereich der Personal- und Organisationsentwick-
lung ergriffen werden. An den Fachhochschulen, die schon länger 
Aktionspläne verabschieden, stehen geeignete Massnahmen im Zen-
trum, dem Fachkräftemangel in den Bereichen MINT und Gesundheit 
entgegenzuwirken sowie die Bildungschancen zu erweitern und den 
Nachwuchs auf allen Stufen zu fördern. Zudem bleibt die Verankerung 





Obwohl in der Bildung sowohl auf internationaler als auch auf natio-
naler Ebene grosse Erfolge zu verzeichnen sind, braucht es kontinu-
ierliche Anstrengungen in verschiedenen Bereichen:51
Förderung geschlechtsuntypischer Ausbildungswahl und 
von Frauen in leitungspositionen
 1:  Bekämpfung von stereotypen Rollenvorstellungen bei Eltern 
und auf allen Bildungsstufen durch Sensibilisierung, Aus- 
und Weiterbildung von Schlüsselpersonen, Gestaltung von 
geschlechtergerechten Unterrichtsmaterialen, Stärkung von 
Genderkompetenzen in den Lehrplänen und Schaffung eines 
horizontal durchlässigen Bildungssystems
 2:  Erhöhung des Frauenanteils in Führungspositionen im Bil-
dungsbereich insbesondere durch Mentoringprogramme, die 
Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie 
die Beseitigung weiterer struktureller Hindernisse
lehre und Forschung
 3:  Stärkung von Lehre und Forschung über Gleichstellung und 
Geschlechterthemen an den Schweizer Hochschulen sowie 
systematisches Gleichstellungsmonitoring im Hochschulbe-
reich
 4:  Berücksichtigung der Chancengleichheit und der Geschlech-
terperspektive bei der Förderung von wissenschaftlicher For-
schung 
Aussenpolitisches Engagement und internationale Zusam-
menarbeit
 5:  Aktivitäten und Programme zur Stärkung von formaler und 
non-formaler Schulbildung und qualitativ hochstehender Bil-
dungsprogramme auf allen Stufen unter Berücksichtigung der 
besonderen Bedürfnisse sowohl von Mädchen und Frauen wie 
auch von jungen Männern
 6:  Programme zur Stärkung von nicht-stereotyper Bildung sowie 
eines gewalt- und diskriminierungsfreien Schulumfelds









































Quellen: BFS, Meldungen der Kantone, ab 2004: Statistik des Schwangerschaftsabbruchs
Der Gesundheitszustand von Frauen und Männern ist unterschied-
lich, sie zeigen ein je anderes Gesundheitsverhalten und auch bei der 
Gesundheitsversorgung gibt es geschlechtsspezifische Unterschiede. 
Gesundheit ist ein wichtiges Gleichstellungsthema mit verschiedenen 
Bezügen zu den anderen Bereichen des Aktionsplans – beispielsweise 
Armut, Bildung oder Wirtschaft.
ZAHlEn Und FAk TEn
Allgemein zeigen Frauen ein günstigeres Gesundheitsverhalten als 
Männer. Gesundheit hängt wesentlich mit den Lebensbedingungen, 
dem Bildungsstand, den gesellschaftlichen Rollen und den materiel-
len Ressourcen zusammen – und diese sind für Frauen und Männer 
unterschiedlich. So führt die geschlechtsspezifische Verteilung 
von bezahlter und unbezahlter Arbeit zu Unterschieden bei der 
psychischen Gesundheit. Erwerbstätige Männer leiden häufiger unter 
berufsbedingtem Stress, während Stress bei erwerbstätigen Frauen 
durch Probleme bei der Vereinbarung von Berufs- und Privatleben 
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verursacht wird. Zudem ist die Inanspruchnahme von medizini-
schen leistungen bei Frauen und Männern unterschiedlich. Frauen 
nehmen früher und häufiger ärztliche Leistungen in Anspruch, wäh-
rend sich gesellschaftlich und kulturell tradierte Rollenvorgaben 
und Männlichkeitsvorstellungen bei Männern ungünstig auf ihre 
Wahrnehmung von Beschwerden und ihre Inanspruchnahme medi-
zinischer Leistungen auszuwirken scheinen.52 Auch bestehen grosse 
geschlechtsspezifische Unterschiede in Bezug auf die Gesundheit 
im Alter. Frauen sind aufgrund ihrer höheren Lebenserwartung häu-
figer pflegebedürftig und können weniger darauf zählen, von ihrem 
Partner gepflegt zu werden. Sie nehmen daher mehr formelle Pflege 
in Anspruch als Männer. Der Hauptgrund dafür ist nicht das höhere 
Alter an sich, sondern dass im statistischen Durchschnitt der Part-
ner vorverstorben ist und diese Aufgabe nicht mehr wahrnehmen 
kann. Sehr viel mehr Frauen als Männer leben allein, wenn sie pflege- 
und/oder betreuungsbedürftig werden. Gleichzeitig wenden Frauen 
mehr Zeit für die unbezahlte Betreuung von pflegebedürftigen Haus-
haltmitgliedern auf und reduzieren deswegen ihre Erwerbstätigkeit 
(oder sie hatten diese wegen Kindern schon früher reduziert).53 Die 
gesundheitliche Situation der ausländischen Wohnbevölkerung 
ist zudem schlechter als die der Schweizer Bevölkerung und jene von 
Migrantinnen schlechter als die von Migranten.54
Ein Thema, das Frauen besonders betrifft, ist die sexuelle und 
reproduktive Gesundheit. Seit der Einführung der Fristenregelung 
im Jahr 2002 ist die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche zurückge-
gangen und liegt jetzt stabil bei jährlich leicht unter 11‘000 (s. Abbil-
dung 1).55 Die Zahl der Abbrüche bei den 15- bis 19-jährigen ist seit 
2005 rückläufig.56 Während die Mütter-Kind-Gesundheit der Schwei-
zerinnen erfreulich gut ist, ist der Gesundheitszustand von Müttern 
und neugeborenen Kindern mit Migrationshintergrund deutlich 
schlechter. So ist beispielsweise der Schwangerschaftsverlauf bei 
Migrantinnen prekärer als bei Schweizer Frauen und die perinata-
le Sterblichkeit und Müttersterblichkeit ist bei Migrantinnen in der 
Schweiz stark erhöht.57
UMSETZUnGSSTAnd dES Ak TIonSPl AnS
nATIonAlE EBEnE
Der Aktionsplan sieht bezüglich Gesundheit insbesondere Massnah-
men in den Bereichen Aus- und Weiterbildung, Förderung der Sexu-
alerziehung und der sexuellen und reproduktiven Gesundheit sowie 
Prävention bei spezifischen Gruppen von Frauen vor. Zudem stand die 
Forschung und Förderung von Gender Health im Zentrum.  
Die Aus- und Weiterbildung von medizinischem Personal in 
geschlechtsspezifischen Gesundheitsfragen wurde durch die 
Schaffung gezielter Informations- und Vernetzungsplattformen 
gefördert. Die gesundheitliche Chancengleichheit, eine zentrale 
Aufgabe der öffentlichen Gesundheitsvorsorge, setzt heute bei der 
Verbesserung der Gesundheitschancen benachteiligter Bevölkerungs-
gruppen ein. Wissen über die soziokulturellen Lebenswelten dieser 
Gruppen wird daher in den Studiengängen zu Public Health vermit-
telt. Dabei wird aber nicht auf die Kategorie Geschlecht fokussiert. 
Handlungsbedarf besteht in der Aus- und Weiterbildung verschiede-
ner Gruppen der Medizinal- und Gesundheitsberufe.
Seit Verabschiedung des Aktionsplans hat sich die Sexualerziehung 
in der Schule weitgehend etabliert. Seit vielen Jahren sind sexual-
kundliche Informationen in den kantonalen Volksschullehrplänen ver-
ankert. An diese bewährte Praxis soll auch der Lehrplan 21 anschlies-
sen, der die Lehrpläne der 21 deutsch- und mehrsprachigen Kantone 
harmonisieren soll. Sexualkundlicher Unterricht soll im Rahmen des 
Fachbereichs Natur, Mensch, Gesellschaft stattfinden. Das Kom-
petenzzentrum Sexualpädagogik und Schule der Pädagogischen 
Hochschule (PH) Luzern erstellte 2006 bis 2013 im Auftrag des Bun-
desamtes für Gesundheit (BAG) Grundlagen zur schulischen Sexual-
erziehung, vernetzte Akteurinnen und Akteure im Bereich Sexualpä-
dagogik und leistete einen wichtigen Beitrag zur Professionalisierung. 
Inzwischen wurde das Kompetenzzentrum wegen fehlender Mittel 
geschlossen. Eine weitere Herausforderung stellt die 2014 zustande 
gekommene Volksinitiative «Schutz vor Sexualisierung in Kindergar-
ten und Primarschule» dar. Diese will sexualkundlichen Unterricht in 
der Unterstufe verbieten.58
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wurde in der Schweiz mit der Annahme der Fristenlösung durch 
die Schweizer Bevölkerung im Jahr 2002 ein wichtiger Meilenstein 
erreicht. Die Fristenlösung erlaubt einen straffreien und kostenlosen 
Schwangerschaftsabbruch in den ersten 12 Wochen und löst somit 
die zentrale Forderung nach Selbstbestimmung der Frauen über ihren 
Körper ein. 2014 bestätigten die Stimmberechtigten die Übernahme 
der Kosten eines Schwangerschaftsabbruchs durch die obligatorische 
Grundversicherung.60 Gute Beratungsangebote durch verschiedene 
staatliche und nicht-staatliche Stellen dürften zum Rückgang der Zahl 
der Schwangerschaftsabbrüche nach der Einführung der Fristenlö-
sung beigetragen haben. Die Beratungsstellen für sexuelle Gesund-
heit sowie die entsprechenden Fachverbände sind in der Dachorga-
nisation Sexuelle Gesundheit Schweiz (SGS) zusammengefasst.61 Sie 
betreut u.a. die Informationsplattform «Beratungsstellen sexuelle 
und reproduktive Gesundheit», welche relevante Informationen 
zugänglich macht und eine bessere Vernetzung der Mitarbeitenden 
der Beratungsstellen erlaubt, und nimmt Aufgaben im Nationalen 
Programm HIV und andere sexuell übertragbare Infektionen (NPHS) 
2011–2017 wahr.62 Nicht vorhanden in der Schweiz ist jedoch die 
kostenfreie Abgabe von Verhütungsmitteln an junge Frauen, wie sie 
gewisse EU-Länder wie Frankreich, Belgien oder Dänemark kennen.  
Weiter standen die spezifischen Präventionsanliegen bestimm-
ter Gruppen von Frauen im Zentrum. Der Bund sowie verschie-
dene Netzwerke und Fachstellen treten für dieses Thema ein. Das 
BAG setzt sich für eine nichtdiskriminierende Gesundheitspolitik 
ein. Besondere Aufmerksamkeit erhält die Gruppe der Frauen mit 
 Migrationshintergrund. In den letzten Jahren wurden diverse 
Projekte lanciert, welche Migrantinnen gezielt über Gesundheitsfra-
gen informieren und für Präventionsanliegen sensibilisiert haben. Im 
Rahmen der Bundesstrategie Migration und Gesundheit 2008–2013 
hat das BAG integrationspolitische Massnahmen im Bereich Gesund-
heit entwickelt und umgesetzt.63 In der Programmverlängerung von 
2014–2017 soll die sexuelle und reproduktive Gesundheit von Mig-
rantinnen und Migranten gezielt gefördert werden.
Das öffentliche Bewusstsein für die Problematik der Gesundheit von 
Frauen mit Behinderung ist noch nicht sehr weit verbreitet. 2002 
wurde der gemeinnützige Verein Avanti Donne gegründet, der sich 
als übergreifende Anlaufstelle, als Vernetzungsplattform für Frauen 
mit unterschiedlichen Behinderungen und als Drehscheibe für Fragen 
zum Thema Frau und Behinderung etabliert hat. 2013 nahm sich das 
Eidgenössische Büro für die Gleichstellung von Menschen mit Behin-
derungen (EBGB) in einem Themendossier unter anderem dieser 
Thematik an und definierte Gesundheit als Schlüsselbereich für die 
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (s. auch Kapitel 
F Wirtschaft).64 Schliesslich gibt es auch im Bereich der Suchtprä-
vention geschlechtsspezifische Programme. Das BAG entwickelte 
einen Leitfaden für die Beratung im Suchtbereich, der speziell auf die 
Bedürfnisse von Frauen ausgerichtet ist.65
Gestützt auf den Aktionsplan führte das BAG von 2002 bis 2011 
einen Schwerpunkt Gender Health. Die gesundheitliche Chan-
cengleichheit von Frau und Mann wurde als Querschnittsthema 
gefördert. Dadurch sind beispielsweise die Präventionsprogramme 
geschlechtersensibler geworden. 2012 entschied das BAG aus Res-
sourcengründen, dass der Genderfokus im Rahmen der Thematik 
«gesundheitliche Ungleichheit» weiter verfolgt werden soll.66 In der 
gesundheitspolitischen Agenda 2020 (G2020) des BAG sind verschie-
dene Massnahmen geplant, um die soziale Diversität in der Versor-
gung besser wahrzunehmen und dem spezifischen Bedarf von vul-
nerablen Personengruppen (z.B. armutsbetroffenen Mädchen) besser 
nachkommen zu können.67 Geschlechterfragen kommen jedoch in 
der G2020 weder bei der Stärkung von Chancengleichheit (Hand-
lungsfeld 2) noch bei der Sicherung und Erhöhung der Versorgungs-
qualität (Handlungsfeld 3) explizit vor.
Die Forschungslage zu geschlechtsspezifischen Fragen im Gesund-
heitsbereich hat sich in den letzten Jahren verbessert. Seit 1999 
wurden etliche Berichte und Studien zum Thema Gender und Gesund-
heit veröffentlicht, die Gesundheitszustand, Gesundheitsverhalten, 
Zugang zu Versorgung und Mortalität beider Geschlechter dokumen-
tieren.68 Auch hat sich als neues Forschungsfeld der Bereich «Gender-
Medizin» entwickelt. Die im Aktionsplan geforderten Längsstudien 
wurden allerdings nicht realisiert. In der Literatur zu geschlechtsspe-
zifischer Gesundheit und Krankheit wie auch im öffentlichen Diskurs 
werden aktuell besonders Männer als Problemgruppe identifiziert. 
Ein Thema, das in jüngeren Forschungen beleuchtet worden ist, 
sind die Leistungen, welche Frauen bezahlt und unbezahlt für die 
Pflege und Gesundheit anderer Personen erbringen. Dabei standen 
der Umfang dieser Care-Leistungen ebenso im Fokus wie die Berech-
nung ihres monetären Werts (s. auch Kapitel F Wirtschaft). Seit 2003 
existiert ferner das Forschungsnetzwerk Gender Health, welches 
im Auftrag des Bundesamts für Gesundheit die Vernetzung von 
Forschenden auf dem Feld der Frauen- und Männergesundheitsfor-
schung fördert.69
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InTERnATIonAlE EBEnE
2012 verabschiedete der Bundesrat die neue Schweizerische 
Gesundheitsaussenpolitik (GAP), welche die Koordination unter 
den beteiligten Bundesstellen sicherstellen und die Glaubwürdig-
keit der Schweiz als globale Akteurin im Gesundheitsbereich erhö-
hen soll.70 Hier stehen in Bezug auf Geschlechterfragen v.a. die 
Gesundheit von Müttern und Kindern bzw. die sexuelle und repro-
duktive Gesundheit als ein Ziel im Zentrum. Sexuelle und reproduk-
tive Gesundheit und reproduktive Rechte sind eine der aussenpoli-
tischen Prioritäten des EDA. Auf multilateraler und bilateraler Ebene 
in der Aussenpolitik und in der internationalen Zusammenarbeit wird 
dieses Thema verfolgt, beispielsweise bei Sexualerziehung, risikofrei-
em Schwangerschaftsabbruch und Zugang zu Verhütungsmitteln.
In den Gesundheitsprogrammen der internationalen Zusam-
menarbeit der Schweiz sind Frauen sehr präsent.71 Es wird darauf 
geachtet, dass Frauen an den Programmen und Entscheidungen auf 
allen Ebenen beteiligt sind; insbesondere auf lokaler Ebene werden 
Frauen in lokale Basisgesundheitskomitees einbezogen. Wert wird 
auch auf die Förderung der Gesundheit von Mutter und Kind und auf 
die reproduktiven Rechte gelegt. Die DEZA unterstützt den Bevöl-
kerungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA), der im Bereich der 
sexuellen und reproduktiven Gesundheit tätig ist.72 Auch ist die DEZA 
aktiv gegen Gewalt an Frauen, deren Folgen stets auch die Gesund-
heit von Frauen und Mädchen beeinträchtigen (s. Kapitel D Gewalt). 
Ein weiteres wichtiges Anliegen ist die Bekämpfung von weiblicher 
Genitalverstümmelung (FGM) sowie von Frühverheiratungen (s. auch 
Kapitel D Gewalt und L Mädchen). Eine besondere Herausforderung 
für die Gesundheit von Frauen stellt HIV/AIdS dar, das in den Pro-
grammen der DEZA als Transversalthema behandelt wird. Ausserdem 
unterstützt die DEZA die Aktivitäten des Globalen Fonds gegen AIDS, 
Tuberkulose und Malaria und unterstützt gender-spezifische Projekte 
im HIV/AIDS-Bereich. 
MEIlEnSTEInE
2002 In der Schweiz wird mit der Fristenlösung der straffreie 
und kostenlose Schwangerschaftsabbruch eingeführt.
2003 Das Bundesamt für Gesundheit führt den Schwerpunkt 
Gender Health ein.
HAndlUnGSBEdARF
Gesundheit ist ein wichtiges Gleichstellungsthema mit verschiedenen 
Bezügen zu den anderen Bereichen des Aktionsplans, stand jedoch 
in den letzten 15 Jahren selten im Zentrum von Gleichstellungsbe-
mühungen und der Förderung von Chancengleichheit. Verstärkte 
Anstrengungen sind in den folgenden Bereichen nötig: 
lehre und Forschung sowie Institutionalisierung von  
Gender Health
 1:  Integration von gendermedizinischem Wissen in die Curricula 
der Aus- und Weiterbildung von medizinischem Personal und 
Stärkung der Geschlechterdimension in der Gesundheitsfor-
schung
 2: Frauen- und Männergesundheit als Schwerpunkt in der Gleich-
stellungsarbeit sowie Institutionalisierung von Gender Health 
in der Verwaltung 
Gesundheitsförderung, Prävention und Gesundheits-
versorgung
 3: Stärkung von geschlechtsspezifischen Aspekten in der 
Gesundheitsförderung und Prävention in den Regelstrukturen 
und im ausserschulischen Bereich 
 4: Förderung des chancengleichen Zugangs aller Frauen und 
Männer in der Gesundheitsversorgung mit Fokus auf Perso-
nen mit besonderen Gesundheitsrisiken 
Aussenpolitisches Engagement und internationale  
Zusammenarbeit
 5: Verstärkung des Engagements der Schweiz für sexuelle und 
reproduktive Gesundheit und reproduktive Rechte für Frauen 
und Mädchen in den Gesundheits- und Ausbildungsprogram-
men
 6:  Weiterführung von geschlechtsspezifischen HIV/AIDS-Pro-
grammen, mit besonderer Berücksichtigung der Gewaltprob-
lematik und unter Einbezug der Verantwortung von Männern




























Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist die am weitesten verbreitete 
Form von Menschenrechtsverletzungen weltweit und in der Schweiz. 
Sie findet im öffentlichen ebenso wie im privaten Bereich statt, reicht 
von häuslicher Gewalt über Inzest, sexuelle Gewalt in der Öffentlich-
keit bis zur sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz.73 
ZAHlEn Und FAk TEn
In der Schweiz stellt sich das Problem der Gewalt an Frauen insbeson-
dere im häuslichen Bereich. 2 von 5 Frauen in der Schweiz werden 
mindestens einmal in ihrem Erwachsenenleben Opfer körperlicher 
oder sexueller Gewalt.74 Die polizeiliche Kriminalstatistik zählte 2013 
16‘496 Straftaten in Zusammenhang mit häuslicher Gewalt.75 In 
knapp der Hälfte der Fälle wird die Gewalt in einer aktuellen Paar-
beziehung und in über einem Viertel der Fälle in einer ehemaligen 
Paarbeziehung ausgeübt (s. Abbildung 1). Jeden Monat werden zwei 
Frauen von ihrem aktuellen oder ehemaligen Partner getötet.76
Frauen sind von häuslicher Gewalt häufiger betroffen als Männer, 
Ausländerinnen haben ein erhöhtes Risiko und bei den gewaltaus-
übenden Personen sind Männer in der grossen Überzahl (s. Abbil-
dung 2).77 Die kosten von Gewalt in Paarbeziehungen, die die 
Gesellschaft zu tragen hat, belaufen sich nach einer vorsichtigen 
Schätzung jährlich auf rund 164 Mio. CHF.78
Ebenfalls problematisch ist das nach wie vor bestehende Ausmass der 
sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz (s. Abbildung 3).79 28.3% 
der Frauen und 10% der Männer haben im Verlauf ihres Erwerbsle-
bens sexuelle Belästigung erlebt.80
Gesundheitsschädigende traditionelle Praktiken sind in der 
Schweiz ebenfalls ein Phänomen, das Anlass zur Sorge gibt. Im Zeit-
raum von 2009–2010 wurden insgesamt 1400 Fälle von Zwangs-
heirat 81 aktenkundig.82 Die Zahl der Frauen und Mädchen, die von 
weiblicher Genitalverstümmelung (FGM) betroffen oder gefähr-
det sind, wird auf 10‘700 geschätzt.83 
Eine schwerwiegende Form von Gewalt, welche vorwiegend Frauen 
betrifft, ist schliesslich der Menschenhandel, insbesondere der Frauen- 
und Mädchenhandel zur sexuellen Ausbeutung. Auch hier kann das 
Ausmass nur geschätzt werden. Bekannt ist zum Beispiel, dass 2012 
98 Opfer von Menschenhandel (82 weiblich, 5 männlich, 11 Geschlecht 
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in %, 2010
Quelle: SNF (2013). Sexuelle Belästigung 
am Arbeitsplatz. Zusammenfassung der 
Projektergebnisse
UMSETZUnGSSTAnd dES Ak TIonSPl AnS
nATIonAlE EBEnE
Die Schweiz hat sich im Aktionsplan die Prävention und Bekämpfung 
von häuslicher Gewalt und von Menschenhandel zum Ziel gesetzt. 
Sie hat sich zudem durch die Unterzeichnung und Ratifizierung ver-
schiedener internationaler Übereinkommen zur Ergreifung entspre-
chender Massnahmen verpflichtet. 
Auf Bundesebene sind viele Anstrengungen unternommen worden, 
um diese Ziele zu erreichen. Insbesondere im Kampf gegen häusliche 
Gewalt, gegen Zwangsheiraten und weibliche Genitalverstümmelung 
sowie gegen Menschenhandel sind beträchtliche Fortschritte erzielt 
worden. Der Fachbereich Häusliche Gewalt im EBG befasst sich 
seit 2003 schwergewichtig mit Gewalt in Paarbeziehungen. Er hat 
Studien publiziert, Informationen zugänglich gemacht, nationale 
Fachtagungen organisiert, die Umsetzung von Massnahmen und Ini-
tiativen koordiniert und verschiedene Akteurinnen und Akteure auf 
nationaler und kantonaler Ebene vernetzt. 2009 verabschiedete der 
Bundesrat einen Bericht mit einem Massnahmenplan zu Gewalt in 
Paarbeziehungen, der zu einem grossen Teil umgesetzt worden ist.85 
Das EBG beobachtet zudem die internationalen Entwicklungen. Die 
Weiterführung der Massnahmen zur Prävention und Bekämpfung der 
häuslichen Gewalt ist in die bundesrätliche Legislaturplanung 2011–
2015 (Ziel 27) integriert. 
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Verschiedene Gesetzesänderungen sind seit Verabschiedung des 
Aktionsplans in Kraft getreten. Körperverletzung, Drohung, sexuel-
le Nötigung und Vergewaltigung in Ehe und Partnerschaft werden 
seit 2004 als offizialdelikte verfolgt.86 Als problematisch hat sich 
jedoch die Möglichkeit der Verfahrenseinstellung gemäss Artikel 55a 
Strafgesetzbuch herausgestellt: In der Praxis kommt es häufig zu 
einer Sistierung mit anschliessender Einstellung des Verfahrens.87 Das 
2007 revidierte opferhilfegesetz leistet den Opfern von Verletzun-
gen der körperlichen, psychischen oder sexuellen Integrität Hilfe.88 
Zudem wurden 2007 Massnahmen zum Schutz von Betroffenen von 
häuslicher Gewalt zivilrechtlich verankert.89 Sie können mit Hilfe von 
Wegweisungen aus der Wohnung und Annäherungs- und kon-
taktaufnahmeverboten besser geschützt werden.90 Verschiedene 
kantonale Gesetzgebungen erlauben sofortige Interventionen und 
ergänzen so diese rechtlichen Instrumente auf eidgenössischer Ebene. 
Weiter wurde mit der Revision des Ausländergesetzes der auf-
enthaltsrechtliche Status von gewaltbetroffenen Personen insofern 
verbessert, als dass diese nach drei Jahren Ehe und erfolgreicher Inte-
gration eine Aufenthaltsbewilligung erhalten können und eheliche 
Gewalt – auch vor dieser Dreijahresfrist – als wichtiger persönlicher 
Grund für einen Verbleib in der Schweiz gelten kann (Härtefall).91
Auf kantonaler und kommunaler Ebene tragen opferberatungs-
stellen, Frauenhäuser, Interventions- und Fachstellen sowie 
nichtregierungsorganisationen entscheidend zur Prävention, zur 
Unterstützung und zum Schutz vor Gewalt an Frauen bei. Programme 
zur Weiterbildung für Richterinnen und Richter sollen für die Prob-
lematik sensibilisieren. Bei der Polizei ist das Thema inzwischen in die 
Grundausbildung integriert. Anstrengungen wurden auch im Bereich 
der Information und Sensibilisierung (nationale und regionale 
Kampagnen, Informationsblätter) unternommen. Neu hinzugekom-
men ist die Beratung und Unterstützung von Tätern und Täterinnen.
Trotz dieser Fortschritte bleiben grosse Herausforderungen im 
Kampf gegen häusliche Gewalt. Anlass zur Sorge bieten insbeson-
dere die Lücken im Schutzangebot für Opfer häuslicher Gewalt und 
der Abbau solcher Angebote in gewissen Kantonen. Frauenhäuser 
sind teilweise finanziell nicht nachhaltig gesichert oder können nicht 
genügend Plätze anbieten. Erklärungsbedürftig sind auch die Hinter-
gründe der hohen Zahl der Einstellungen von Verfahren bei häuslicher 
Gewalt, die im Widerspruch zur Offizialisierung dieser Delikte steht. 
Aktuell gibt es in einzelnen Kantonen Bestrebungen zur Einrichtung 
eines stellenübergreifenden Bedrohungsmanagements bei Hochrisi-
kofällen häuslicher Gewalt, das weiterentwickelt und auf alle Regio-
nen ausgedehnt werden sollte. 
Seit der Verabschiedung des Aktionsplans sind auch beträchtliche 
Fortschritte erzielt worden im Bereich der gesundheitsschädigen-
den traditionellen Praktiken. So wurde zum einen die Prävention 
und Bekämpfung von Zwangsheirat verstärkt. 2013 sind zudem 
verschiedene gesetzliche Massnahmen in Kraft getreten, u.a. wurde 
eine explizite Strafbestimmung ins Strafgesetzbuch aufgenommen.92 
Seit 2008 unterstützt das Bundesamt für Migration (BFM) eine Reihe 
von Pilotprojekten, welche (potenziell) betroffene Jugendliche und ihr 
Umfeld für das Problem der Zwangsheirat sensibilisieren.93 Auch Per-
sonen, die beruflich mit betroffenen Personen zu tun haben, werden 
angesprochen. Gestützt auf die Empfehlungen einer Studie des Bun-
desamts für Migration über die Ursachen, Formen und das Ausmass 
von Zwangsheiraten in der Schweiz hat der Bund 2013 ein fünfjähri-
ges nationales Programm gegen Zwangsheiraten lanciert.94 Im 
Rahmen dieses Programms, das von BFM und EBG getragen wird, soll 
die Präventionsarbeit verbessert sowie konkrete Angebote für (poten-
ziell) Betroffene, ihr Umfeld und für Fachleute entwickelt werden. 
Zum anderen stellt seit 2012 ein neuer Artikel im Strafgesetzbuch 
FGM explizit unter Strafe.95 Im Rahmen des Nationalen Programms 
Migration und Gesundheit wurden Massnahmen zur Sensibilisierung 
und Prävention von FGM gestartet.96 Seit 2007 betreibt das Hilfs-
werk Caritas mit Unterstützung des BAG und des BFM eine Anlauf-
stelle, welche sowohl für Fachpersonen als auch für Migrantinnen 
und Migranten Beratung anbietet und als Vermittlungsstelle wirkt. 
Die AG FGM, eine im Jahr 2012 gegründete nationale Arbeitsgruppe 
von Bundesstellen und zivilgesellschaftlichen Organisationen, fördert 
unter der Federführung des BAG den Austausch zwischen sämtlichen 
Akteurinnen und Akteuren und hat Grundlagen und Empfehlungen 
für zukünftige Präventions-, Versorgungs- und Interventionsmass-
nahmen erarbeitet. Es hat sich gezeigt, dass im Kampf gegen FGM 
der bisherige Umfang und die Intensität der Massnahmen auf Bun-
desebene (im Gesundheits-, Asyl-, Integrations- und Sozialbereich) 
gestärkt werden müssen. Der Bund wird deshalb bis Ende 2014 in 
einem Aktionsplan Ziele, Massnahmen und Zuständigkeiten der ver-
schiedenen Bundesstellen festlegen und prüfen, wie die personellen 
und finanziellen Ressourcen dafür generiert werden können. 
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Anstrengungen von Bund und Kantonen zur Prävention und Bekämp-
fung von sexueller Belästigung am Arbeitsplatz setzen vor allem 
bei der Aus- und Weiterbildung von Führungskräften, Personalverant-
wortlichen und Beratungspersonen sowie bei der Sensibilisierung von 
Arbeitgebenden oder Arbeitnehmenden an, nachdem eine Grundla-
genstudie Risiko und Verbreitung des Problems aufgezeigt hat.97
Mit der koordinationsstelle Menschenhandel und Menschen-
schmuggel (KSMM) nahm 2003 eine Stelle zu deren wirksamen 
Bekämpfung und Verhütung ihre Arbeit auf. 2012 hat die Schweiz 
das Übereinkommen des Europarats zur Bekämpfung von Men-
schenhandel ratifiziert, welche 2013 in Kraft trat.98 Zudem wurde 
2012 der erste nationale Aktionsplan gegen Menschenhandel 
(2012–2014) verabschiedet, der Massnahmen in Prävention, Straf-
verfolgung und Opferschutz sowie eine Zusammenarbeit mit dem 
Ausland vorsieht.99 Im Bereich Erotikgewerbe hat eine Gruppe von 
Expertinnen und Experten im März 2014 einen Bericht mit Massnah-
menempfehlungen zur Verbesserung des Schutzes der betroffenen 
Frauen zuhanden des Bundesrates verabschiedet.100 Die seit 1995 gel-
tende heutige Regelung des Cabaret-Statuts, die den Missbrauch von 
Cabaret-Tänzerinnen unzureichend bekämpft und zu wenig Schutz 
bietet, wird derzeit überprüft. 
InTERnATIonAlE EBEnE
Gewalt gegen Frauen und Mädchen ist einer der Bereiche, in dem sich 
die Schweiz auf internationaler Ebene prioritär engagiert. So hat sie 
sich massgeblich an der Ausarbeitung der  Europaratskonvention 
zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt beteiligt, dem umfassendsten internati-
onalen Instrument zum Schutz der Frauen gegen jede Form von 
Gewalt.101 Die Schweiz hat das Übereinkommen am 11. September 
2013 unterzeichnet. Es ist geplant, in der ersten Jahreshälfte 2015 
eine Vernehmlassung über die Ratifizierung  des Übereinkommens 
durchzuführen. Erfahrungsgemäss dauert der Ratifizierungsprozess 
2 bis 3 Jahre. Die Schweiz spielt eine aktive Rolle bei den Verhand-
lungen von Resolutionen im Bereich Frauenrechte und Gewalt in den 
relevanten UNO-Gremien, insbesondere in der UNO-Kommission 
für die Stellung der Frau (CSW), welche 2013 in ihrer 57. Session 
sogenannte Agreed Conclusions zum Thema Beseitigung und 
Prävention von Gewalt gegen Frauen und Mädchen verabschie-
det hat. Der Bund setzt sich dafür ein, den Kampf gegen Gewalt an 
Frauen und Mädchen als eigenständiges Unterziel in den Nachhaltig-
keits- und Entwicklungszielen post-2015 zu verankern (s. Kapitel A 
Armut).102
Mit ihrer bedeutenden finanziellen Unterstützung von UN Women 
und des UN Trust Fund to End Violence against Women sowie ver-
schiedener internationaler und nationaler Nichtregierungsorganisa-
tionen leistet die Schweiz einen weiteren Beitrag im Kampf gegen 
Gewalt an Frauen. Auf bilateraler Ebene wird das Thema zum einen 
in politischen Konsultationen und Menschenrechts dialogen aufge-
griffen. Zum anderen stellt die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen auch einen Schwerpunkt in verschiedenen bilateralen 
Programmen der internationalen Zusammenarbeit und Menschen-
rechtsprojekten der Schweiz dar. 
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MEIlEnSTEInE
2003 Im Auftrag des Bundesrats wird der Fachbereich Häus-
liche Gewalt beim EBG geschaffen. 
2004 Gewaltdelikte im häuslichen Bereich werden neu als 
Offizialdelikte von Amtes wegen verfolgt.
2007 Einführung zivilrechtlicher Schutzmassnahmen gegen 
Gewalt im häuslichen Bereich (Wegweisung, Annäh-
rungs- und Kontaktaufnahmeverbot)
2009 Die Polizeiliche Kriminalstatistik führt die Erhebung von 
häuslicher Gewalt ein.
2012 Die Schweiz ratifiziert das Übereinkommen des Europa-
rats zur Bekämpfung des Menschenhandels.
2012 Die spezifische Strafnorm gegen Genitalverstümme-
lung tritt in Kraft.
2013 Das Bundesgesetz über Massnahmen gegen Zwangs-
heiraten tritt in Kraft.
2013 Die Schweiz unterzeichnet das Übereinkommen des 
Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt an Frauen und häuslicher Gewalt.
BEST PR AC TICES
kantonale Runde Tische gegen Frauenhandel
2001 tagte in Zürich der erste Runde Tisch gegen Frauenhandel. Die 
Initiative wurde von der Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigrati-
on (FIZ) ergriffen. Runde Tische gegen Frauenhandel sind – meist vom 
Kanton geführte – Gesprächsrunden, an denen sich Vertreterinnen 
und Vertreter von Polizei, Staatsanwaltschaft, Migrationsamt, Gleich-
stellungsfachstellen, Opferhilfestellen und Sozialamt sowie Opfer-
vertreterinnen oder -vertreter, Prostitutionsberatungsstellen und die 
Koordinationsstelle gegen Menschenhandel des Bundes beteiligen. 
Die Runden Tische gegen Frauenhandel dienen dem gegenseitigen 
Austausch und der Koordination. Heute haben 16 Kantone dieses 
Erfolgsmodell übernommen oder sind dabei, es zu übernehmen.
www.ksmm.admin.ch/content/ksmm/de/home/themen/menschenhandel/kanto-
nale_kooperationsmechanismen.html 
kantonale Interventions- und koordinierungsstellen  
gegen häusliche Gewalt
Die kantonalen Interventions- und Koordinierungsstellen vernetzen in 
verschiedenen Kantonen staatliche und private Stellen. Die Interven-
tionsstellen der Deutschschweiz und der lateinischen Schweiz haben 
sich 2013 zur Schweizerischen Konferenz gegen häusliche Gewalt 
SKHG zusammengeschlossen. 
www.ebg.admin.ch/themen/00466/00480/index.html?lang=de 
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Heute besteht in der Schweiz weitgehend Konsens, dass Gewalt 
gegen Frauen nicht toleriert wird. Insbesondere im Kampf gegen 
häusliche Gewalt, gegen Zwangsheiraten und weibliche Genitalver-
stümmelung sowie gegen Menschenhandel sind in den letzten 15 
Jahren beträchtliche Fortschritte erzielt worden. Dennoch erfordert 
die Gewaltproblematik kontinuierliche Anstrengungen:
Familiäre Gewalt und Gewalt im öffentlichen Raum
 1: Ratifizierung und Umsetzung der Europaratskonvention zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt 
 2:  Verstärkung der Prävention, der Finanzierung von Projekten 
im Gewaltbereich sowie der Aus- und Weiterbildung von 
Berufsgruppen, die mit gewaltbetroffenen Personen konfron-
tiert sind 
 3: Wirksame Schutzkonzepte, Prüfung des Bedarfs und allfällige 
Erhöhung an Schutzplätzen und professionellen Beratungsan-
geboten für gewaltbetroffene Personen inklusive nachhaltige 
Sicherung der Finanzierung 
 4:  Harmonisierung der kantonalen Härtefallpraxis für gewaltbe-
troffene Ausländerinnen 
 5:  Verstärkung von Prävention, Unterstützung und Schutz von 
Mädchen und jungen Frauen vor FGM und Zwangsheirat 
 6: Verstärkung der Anstrengungen gegen Gewalt im öffentli-
chen Raum und in den Schulen
Aussenpolitisches Engagement und internationale  
Zusammenarbeit
 7:  Verstärkung der strategischen Ausrichtung und Erhöhung der 
finanziellen und personellen Ressourcen für Programme und 














































Frauen und Kinder sind als Zivilpersonen während bewaffneten Kon-
flikten, auf der Flucht und in den Nachkonfliktsituationen vielfältigen 
Formen von Gewalt und Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt.103 
Besonders schwerwiegend ist die sexuelle Gewalt, die in erster Linie 
Frauen und Mädchen trifft. 
ZAHlEn Und FAk TEn
Sexuelle Gewalt und systematische Vergewaltigungen gehören vie-
lerorts zur Kriegstaktik und bleiben mehrheitlich straflos, dies obwohl 
sie durch das Völkerrecht geächtet sind.104 In die Friedensprozesse 
werden Frauen als Entscheidungsträgerinnen kaum einbezogen, 
obwohl dies von internationalen Gremien, etwa vom Sicherheitsrat 
der UNO in verbindlichen Resolutionen, immer wieder gefordert 
wird.105 
Die Schweiz hat im Jahr 2000 einen Expertinnen- und Experten-
pool zur zivilen Friedens- und Menschenrechtsförderung ein-
gerichtet. In diesem herrscht weitgehende Gender-Parität (s. Abbil-
dung 1). Der Pool umfasst 168 Männer und 162 Frauen. Mit Blick 
auf einzelne Einsatzbereiche ist der Frauenanteil jedoch bedeutend 
kleiner (Wahlbeobachtungen 37%, Polizeieinsätze 13%, Zoll 4%). 
Bei den zivilen Einsätzen ist der Frauenanteil von 38% im Jahr 2007 
auf 46% im Jahr 2011 angestiegen. 2011 waren 19 von 259 Armee-
angehörigen in militärischen Friedensmissionen Frauen (7%). Davon 
waren fünf Frauen als Offizierinnen, sechs als Unteroffizierinnen und 
acht als gefreite Soldatinnen tätig. Zum Vergleich: Der Frauenanteil in 
den UNO Friedensmissionen liegt bei etwa zwei Prozent.106
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UMSETZUnGSSTAnd dES Ak TIonSPl AnS
Der Aktionsplan sieht einen besseren Schutz der Frauen und Mäd-
chen in Konfliktsituationen und ihren stärkeren Einbezug in die 
Konfliktregelungen vor. Überdies sollen die Abrüstung, gewaltfreie 
Konfliktregelung sowie ein besserer Menschenrechtsschutz gefördert 
werden. 
Mit der verbindlichen Resolution 1325 zu «Frauen, Frieden und 
Sicherheit» (UNSR 1325) und ihren Folgeresolutionen hat der UNO-
Sicherheitsrat ein starkes Zeichen gesetzt: Die Resolution verlangt 
eine verstärkte Teilnahme von Frauen in der Friedensförderung, 
die Prävention von geschlechtsspezifischer Gewalt, den Schutz der 
Bedürfnisse und Rechte von Frauen und Mädchen während und nach 
den Gewaltkonflikten sowie eine gender-sensitive Perspektive in allen 
Projekten der Friedensförderung. Diese Forderungen wurden seither 
mehrfach bekräftigt.107 
nATIonAlE EBEnE
Die Schweiz hat die Teilnahme von Frauen an der zivilen Frie-
densförderung verbessert und die Zahl der entsandten Expertin-
nen erhöht. Bei der militärischen Friedensförderung ist die Situati-
on nach wie vor unbefriedigend. Fortschritte wurden auch bei der 
Ausbildung des Personals in der Friedensförderung erzielt, indem 
eine Geschlechterperspektive in alle Ausbildungsgänge für zivile und 
militärische Friedenseinsätze integriert wurde.108 Die Teilnehmen-
den werden auf einen Verhaltenskodex der Null-Toleranz gegenüber 
sexueller Ausbeutung und Missbrauch verpflichtet, der in den zivilen 
Friedensförderungsmissionen auch Bestandteil des Arbeitsvertrags ist. 
InTERnATIonAlE EBEnE
Der Schutz der Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten gehört 
seit langem zu den aussenpolitischen Prioritäten der Schweiz als 
Depositarstaat der Genfer Konventionen von 1949 und der Zusatz-
protokolle von 1977 sowie als Sitz des Internationalen Komitees des 
Roten Kreuzes (IKRK). In ihrer Friedenspolitik auf bilateraler und mul-
tilateraler Ebene achtet die Schweiz darauf, dass die unterschiedli-
chen Bedürfnisse und Rollen von Frauen und Männern berücksichtigt 
werden. Ein besonderes Augenmerk gilt dem Schutz von Frauen und 
Mädchen in Konflikt- und Postkonfliktsituationen sowie der Stärkung 
ihrer Rechte und der Partizipation in Friedensprozessen.109 Die Orien-
tierungslinien dieser Politik sind in den Zielsetzungen der UNSR 1325 
und im schweizerischen nationalen Aktionsplan 2007–2009 zur 
Umsetzung der Resolution (NAP 1325) sowie in dessen Folge-
plänen (2010–2012, 2013–2015) festgelegt (s. Best Practices).110
Die Förderung der Teilnahme von Frauen in den Friedensprozes-
sen erfolgt insbesondere auf bilateraler Ebene (s. Best Practices), aber 
auch im multilateralen Kontext. Allerdings sind Frauen im Rahmen der 
Schweizer Missionen nach wie vor untervertreten.111 Weiter werden 
Initiativen von Frauenorganisationen gefördert, die sich aktiv für 
Friedensförderung einsetzen (z.B. die Middle  East and North Africa 
(MENA) Agenda 1325 der internationalen Organisation Women’s 
International League for Peace and Freedom WILPF).
In Bezug auf die Prävention von geschlechtsspezifischer Gewalt 
ist die Schweiz in folgenden Bereichen aktiv: Im Kampf gegen die Straf-
losigkeit von geschlechtsspezifischen Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit unterstützt sie den Internationalen Strafgerichtshof (ICC) und 
bezieht sexuelle Gewalt in die sogenannten Dealing-with-the-Past-
Initiativen ein. Zudem ist sie am Aufbau eines multilateralen Mecha-
nismus zur Dokumentation und Verfolgung von sexueller Gewalt 
(Justice Rapid Response JRR) beteiligt und verpflichtet nichtstaatliche 
Akteure (bewaffnete Gruppen, internationale Sicherheitsfirmen) auf 
die Grundsätze des humanitären Völkerrechts und der einschlägigen 
Sicherheitsratsresolutionen.112 Die Schweiz setzt sich allgemein für 
eine Stärkung der Partizipation von Frauen und für die Integration einer 
Geschlechterperspektive in die Programme zur Vergangenheitsbewäl-
tigung, Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration (DDR), die 
Reform des Sicherheitssektors (SSR) und in Mediation und Dialogför-
derung ein. Zudem setzt die Schweiz zahlreiche bilaterale Program-
me und Projekte um, welche die Geschlechterdimension integrieren, 
u.a. auf dem Balkan, im Maghreb, in der Demokratischen Republik 
Kongo und in Afghanistan. Besonders wichtig ist das Regionalpro-
gramm Grosse Seen in Ost- und Zentralafrika (s. Best Practices). 
Im Rahmen ihrer Bemühungen für eine verstärkte Abrüstung 
hat sich die Schweiz für eine Resolution der UNO-Generalversamm-
lung eingesetzt, welche die Partizipation von Frauen im Bereich von 
Abrüstung, Nonproliferation und Rüstungskontrolle fordert und 
damit erstmals die Zielsetzungen der UNSR 1325 mit den Fragen von 
Abrüstung in Verbindung bringt. Eine weitere Priorität der Schweiz ist 
der Kampf gegen Personenminen. 
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MEIlEnSTEInE
2007 Der Bundesrat setzt den ersten Nationalen Aktionsplan 
1325 Frauen, Frieden und Sicherheit für die Implemen-
tierungsphase 2007-2009 in Kraft. 
BEST PR AC TICES 
nationaler Aktionsplan nAP 1325
Der erste schweizerische Aktionsplan zur Umsetzung der UNSR 1325 
zu «Frauen, Frieden und Sicherheit» wurde 2007 der Öffentlichkeit 
vorgestellt und fand international grosse Beachtung. Die Schweiz hat 
sich als einer der ersten UNO-Mitgliedstaaten verpflichtet, die Reso-
lution 1325 umzusetzen. Der Aktionsplan umfasst einen Massnah-
menkatalog für jene Bundesverwaltungsstellen, die an der Friedens-
förderung beteiligt sind. 2013 wurde (nach der zweiten Fassung 
2010) die dritte Fassung des NAP 2013 (2013–2015) vom Bundes-
rat verabschiedet. Dieser berücksichtigt neben den Ergebnissen des 
Monitorings auch die UNO-Folgeresolutionen und legt Indikatoren 
zur  verbesserten Messung der Fortschritte fest. 
www.eda.admin.ch/eda/de/home/topics/peasec/peac/confre/congen.html
das Engagement der Schweiz in nepal
Aus der Überzeugung heraus, dass nachhaltiger Friede unter Aus-
schluss der weiblichen Bevölkerung nicht möglich ist, hat die Schweiz 
die Stärkung der Rolle der Frauen zu einem der Schwerpunkte 
ihres langjährigen Engagements im nepalesischen Friedensprozess 
gemacht. In Seminaren und Mediationstrainings wurden profilier-
te nepalesische Friedensaktivistinnen in Verhandlungstheorie und 
-praxis geschult. Zudem übernahm die Schweiz eine fazilitieren-




Zu den besonders wichtigen bilateralen Programmen der Schweiz im 
Genderbereich gehört das psychosoziale Regionalprogramm Grosse 
Seen in Ost- und Zentralafrika (Rwanda, Burundi, Demokratische 
Republik Kongo). Frauen, die in grosser Zahl Opfer von sexueller 
Gewalt wurden und unter äusserst prekären Bedingungen überle-
ben, erhalten medizinische Unterstützung, psychosoziale Betreuung, 
rechtliche Beratung und werden durch einkommensfördernde Pro-
jekte ökonomisch gestärkt. Das Programm fördert zudem gezielte 
Massnahmen zur Bekämpfung der Straflosigkeit und unterstützt die 





Die Schweiz hat mit dem NAP 1325 ein starkes Instrument zur Hand, 
um sich konsequent für die gleichberechtigte Partizipation und den 
Schutz von Frauen und Mädchen sowie für die Berücksichtigung ihrer 
besonderen Bedürfnisse in Konflikt- und Nachkonfliktsituationen ein-
zusetzen. Handlungsbedarf wird in den folgenden Bereichen geortet:
Partizipation in der Friedensförderung
 1:  Verstärkung der Partizipation von Frauen in Friedensprozessen 
und in Programmen der Friedensförderung sowie Erhöhung 
der Anzahl Frauen in Führungspositionen in Friedensförde-
rungsmissionen
Schutz und Berücksichtigung der Bedürfnisse von Frauen 
und Mädchen in konflikt- und Post-konfliktsituationen
 2:  Verstärkung des Engagements gegen Straflosigkeit von Ver-
brechen gegen die sexuelle Integrität sowie besondere 
Berück sichtigung der Auswirkungen von Waffengewalt auf 
Frauen bei Waffenhandelsabkommen 
 3: Verstärkung der gleichberechtigten Partizipation von Frauen 
und der Integration einer Geschlechterperspektive in die ver-
schiedenen Programme der Friedensförderung 
 4:  Verstärkter Einbezug der Forderungen der UNSR 1325 im 
Engagement der DEZA in fragilen und von Konflikt betroffe-
nen Regionen sowie Integration einer Genderperspektive in 
die Umsetzung des New Deals






























Die Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann im Erwerbsle-
ben steht seit Inkrafttreten des Gleichstellungsgesetzes (GlG) 1996 
im Zentrum der öffentlichen Gleichstellungspolitik.113 Ökonomische 
Unabhängigkeit und Chancengleichheit im Erwerbsleben sind zentral 
für die Verwirklichung der Gleichstellung in anderen Lebensbereichen. 
ZAHlEn Und FAk TEn
In den letzten Jahrzehnten ist die Erwerbsquote der Frauen kon-
tinuierlich gestiegen und liegt 2012 bei 61% (s. Abbildung 1).114 Die 
Erwerbsquote der Männer liegt trotz leichtem Rückgang mit 76% 
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Abbildung 1
Erwerbsquote der Personen ab 15 Jahren 
in %, 1999–2012
Frauen Männer Quelle: BFS, SAKE
Die Erwerbstätigkeit der Frauen unterscheidet sich in verschiedener 
Hinsicht von jener der Männer.115 Frauen haben im Allgemeinen eine 
niedrigere berufliche Stellung als Männer – unter den Arbeitneh-
menden mit Führungsposition machen sie einen Drittel aus.116 Teil-
zeitarbeit ist ein typisches Merkmal weiblicher Erwerbsarbeit. Rund 
sechs von zehn erwerbstätigen Frauen gehen einer Teilzeitarbeit nach, 
bei den Männern ist es einer von sieben (s. Abbildung 2).
Am grössten sind die Unterschiede zwischen Frauen und Männern 
während der Familienphase. Heute lebt jeder zweite Familienhaushalt 
ein Erwerbsmodell mit vollzeiterwerbstätigem Vater und teilzeiter-
werbstätiger Mutter. Während sich noch vor 20 Jahren mehr als die 
Hälfte der Frauen bei der Geburt des ersten Kindes (vorübergehend) 
ganz aus der Erwerbstätigkeit zurückzogen, reduzieren heute die 
meisten ihr Pensum während der Familienphase.117 Männer dagegen 
gehen in dieser Zeit vermehrt einer Vollzeitbeschäftigung nach.118 
(s. Abbildung 3) Die unbezahlte Haus- und Familienarbeit wird 
hauptsächlich von den Frauen verrichtet, obwohl sich Männer zuneh-
mend in der Kinderbetreuung engagieren.119 Die gesamte Belastung 
(Erwerbs- und Familienarbeit zusammen) ist für Männer und Frauen 
im Schnitt gleich hoch.120 Vor allem in Grossunternehmen ist aber 
ständige Präsenz mit hohem Stundeneinsatz ein Faktor, der die Karri-
erechancen entscheidend beeinflusst. Diese Präsenzkultur stellt nach 
wie vor das grösste Karrierehindernis dar für Personen, die familiäre 
Aufgaben übernehmen wollen oder müssen – in der grossen Mehr-
zahl immer noch Frauen. In den männlich dominierten Branchen sind 
diese stereotypen Bilder besonders stark verfestigt.121
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Erwerbsmodelle in Paarhaushalten mit und ohne Kind(er)
in %, 2012
Quelle: BFS, SAKEPartner Vollzeit / Partnerin nicht erwerbstätig       
Partner Vollzeit / Partnerin Teilzeit 1– 49%   
Partner Vollzeit / Partnerin Teilzeit 50–89%  
Partner nicht oder Teilzeit 1–89% / Partnerin Vollzeit 
  
Beide Vollzeit   
Beide Teilzeit
Beide nicht erwerbstätig
Andere Modelle  
Ohne weitere 
Haushaltsmitglieder
Jüngstes Kind 15- 
bis 24-jährig
Jüngstes Kind 7- 
bis 14-jährig
Jüngstes Kind 0- 
bis 6-jährig
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Die lohngleichheit ist seit 1981 in der Bundesverfassung verankert 
(Art. 8 Abs. 3) und seit 1996 im Gleichstellungsgesetz (Art. 3 Abs. 2) 
konkretisiert.122 Dennoch verdienen Frauen auch über dreissig Jahre 
später immer noch deutlich weniger als Männer. Zwischen 2010 und 
2012 stieg der lohnunterschied im privaten Sektor von 18.4% 
sogar um 0.5% auf 18.9% an (s. Abbildung 4).123 Beim Bund lag der 
Lohnunterschied 2010 bei 12.1%. 
Der Lohnunterschied ist 2010 zu 62.4% durch Unterschiede zwischen 
männlichen und weiblichen Berufsbiographien (Ausbildung, Dienst-
jahre, berufliche Stellung, Tätigkeitsfeld oder Anforderungsniveau) zu 
erklären. Die übrigen 37.6% des durchschnittlichen Lohnunterschieds 
im privaten Sektor (Bund 21.6%) lassen sich jedoch nicht mit objekti-
ven Kriterien begründen und sind folglich auf lohndiskriminierung 
aufgrund des Geschlechts zurückzuführen. Dieser geschlechtsspezi-
fische Lohnunterschied betrug in der Privatwirtschaft im Jahr 2010 
8.7% (677 CHF pro Monat), was einem volkswirtschaftlichen Dis-
kriminierungseffekt von 7.7 Mrd. CHF entspricht. Auch gut verdie-
nende Frauen sind von Lohnungleichheit und Lohndiskriminierung 
betroffen. Im Dienstleistungsbereich sind auf der obersten Führungs-
ebene nicht nur die höchsten Lohnunterschiede zu finden, sondern 
auch die grössten Anteile an diskriminierenden Faktoren.124 Diese 
Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern zeigen sich schon 
zu Beginn der beruflichen Laufbahn – nicht nur liegen die Einstiegs-
löhne in männertypischen Berufen rund 200 CHF/Monat höher als 
in frauentypischen Berufen, auch beträgt die Lohndiskriminierung 
bereits beim Einstieg rund 7% oder 280 CHF/Monat.125  
Für die Betreuung von kindern und Erwachsenen werden jähr-
lich rund 2.8 Milliarden Arbeitsstunden aufgewendet – vier Fünftel 
davon unbezahlt. Diese Care-Arbeit macht fast einen Fünftel aller in 
der Schweiz geleisteten (bezahlen und unbezahlten) Arbeit aus. Die 
unbezahlte Care-Arbeit wird in vielen ökonomischen Berechnungen 
und gesellschaftlichen Überlegungen nicht berücksichtigt. Umge-
rechnet auf einen marktüblichen Lohn wird in der Schweiz unbezahlte 
Care-Arbeit im Wert von über 80 Milliarden CHF geleistet. Dies ent-















Lohnunterschied im privaten Sektor  
in %, 1994–2012
Quelle: BFS, LSE
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UMSETZUnGSSTAnd dES Ak TIonSPl AnS
nATIonAlE EBEnE
Der Aktionsplan sieht Massnahmen zur Bekämpfung von Lohnun-
gleichheit von Frauen und Männern und zur besseren Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie vor. Ferner stehen steuerliche und sozialpoliti-
sche Massnahmen und Schritte zur Beseitigung von Diskriminierung 
von Migrantinnen und von Frauen mit Behinderungen im Erwerbsle-
ben im Zentrum. Die Thematik der unbezahlten und bezahlten Care-
Arbeit – im Aktionsplan noch kein explizites Thema – hat zudem in 
den letzten Jahren gleichstellungspolitisch an Bedeutung gewonnen. 
Seit 1996 stellt der Bund gestützt auf das Gleichstellungsgesetz jähr-
lich rund vier Mio. CHF an Finanzhilfen für die Förderung der 
Gleichstellung von Frau und Mann im Erwerbsleben bereit.127 
Unterstützt werden innovative und praxisnahe Projekte mit langfristi-
ger Wirkung sowie Beratungsstellen. Seit 2009 werden auch Finanz-
hilfen an Unternehmen vergeben, die unternehmensinterne Projekte 
durchführen.128 Damit wurden verschiedene Projekte und Beratungs-
stellen zur Gleichstellung von Frau und Mann am Arbeitsplatz und 
im Unternehmen, zu familienfreundlichen Rahmenbedingungen im 
Erwerbsleben und zur Gleichstellung in der beruflichen Laufbahn 
unterstützt. Seit 1996 wurden 643 Gesuche bewilligt (Stand April 
2014).129
Das Gleichstellungsgesetz, das die Diskriminierung im Erwerbsle-
ben aufgrund von Geschlechtszugehörigkeit untersagt, hat auch 
zu einer reichen Rechtsprechung durch die Gerichte und zu Schlich-
tungsentscheiden geführt. Drei datenbanken bieten Zugang zu 
den Entscheiden nach Gleichstellungsgesetz.130 Die Evaluation der 
Wirksamkeit des Gleichstellungsgesetzes von 2006 kommt zum 
Schluss, dass das Gleichstellungsgesetz grundsätzlich positive Wir-
kungen entfaltet, gleichzeitig wird aber auch in verschiedenen Berei-
chen Handlungsbedarf festgestellt.131
Viele der Massnahmen zur Förderung der Gleichstellung im Erwerbs-
leben richten sich in erster Linie an junge und gut qualifizierte Frauen 
mit Karrierepotenzial. Frauen in der zweiten Hälfte des Erwerbslebens 
und Frauen, die geringer qualifiziert sind, gehören oft nicht zur Ziel-
gruppe.132
lohngleichheit von Frau und Mann
Bund, Kantone und Gemeinden haben verschiedene Massnahmen 
gegen Lohndiskriminierung ergriffen. Der Bund verpflichtet sich, im 
Rahmen des öffentlichen Beschaffungswesens nur Aufträge an 
Unternehmen zu vergeben, welche die Lohngleichheit von Frauen 
und Männern einhalten. Das EBG hat Instrumente entwickelt, welche 
die Verwirklichung der Lohngleichheit erleichtern sollen – so beispiels-
weise den Selbsttest logib für die Überprüfung der Lohngleichheit 
in Unternehmen mit über 50 Mitarbeitenden (s. Best Practices). Zwi-
schen 2009–2014 wurden im Rahmen des lohngleichheitsdialogs 
der Schweizer Arbeitgebenden- und Arbeitnehmenden-Dachverbän-
de und des Bundes Unternehmen motiviert, freiwillig ihre Löhne zu 
überprüfen und Massnahmen gegen allfällige Diskriminierungen zu 
treffen.133 Im Rahmen der Finanzhilfen nach Gleichstellungsgesetz 
werden verschiedene Projekte zur Bekämpfung der lohndiskri-
minierung unterstützt. Die Schweizerische Konferenz der Gleich-
stellungsbeauftragten hat ein Schulungsinstrument zur Förderung 
der Lohngleichheit entwickelt. Durch das mit Finanzhilfen nach dem 
Gleichstellungsgesetz unterstützte Label equal-salary kann sich ein 
Unternehmen zertifizieren lassen, wenn es eine geschlechtergerech-
te Lohnpolitik betreibt.134 Zudem gab es während der letzten Jahre 
verschiedene positive Gerichtsentscheide zu Lohnklagen.135 In der 
legislaturplanung 2011–2015 haben sich schliesslich die Bundes-
behörden zum Ziel gesetzt, die Massnahmen zur Bekämpfung der 
Lohndiskriminierung zu verstärken. 
Obwohl seit der Verabschiedung des Aktionsplans zahlreiche Instru-
mente entwickelt und Massnahmen im Bereich der Lohngleichheit 
von Frau und Mann ergriffen worden sind, ist die Situation nach 
wie vor unbefriedigend. Der Lohngleichheitsdialog hat sein Ziel 
nicht erreicht: Von den angestrebten 100 Unternehmen, die sich 
bis Februar 2014 am Projekt beteiligen sollten, haben nur deren 51 
teilgenommen. Verstärkte Massnahmen sind deshalb nötig. Mit dem 
Projekt «Engagement Lohngleichheit», das aus dem Lohngleichheits-
dialog entstanden ist, wird der sozialpartnerschaftliche Weg bei der 
Durchsetzung der verfassungsrechtlich garantierten Lohngleichheit 
weitergeführt.136 Zudem wird der Bundesrat 2014 über das weitere 
Vorgehen entscheiden, dies auf der Grundlage der Ergebnisse der 
Evaluation des Lohngleichheitsdialogs sowie zweier Studien zu staat-
lichen Kontroll- und Durchsetzungsinstrumenten.137
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Vereinbarkeit von Beruf und Familie
Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie hat weitreichende Folgen für 
die Erwerbsbiographien von Frauen mit Kindern und ist ein Schlüs-
selthema auf dem Weg zur Gleichstellung von Frauen und Männern. 
Sie gehört daher zu den meist diskutierten gleichstellungspolitischen 
Fragen der jüngsten Zeit. Bislang richtet sich der Fokus der Verein-
barkeitsdebatte weitgehend auf die Erwerbsbeteiligung von Müttern 
in Teilzeit. Nicht mehr der Wiedereinstieg der Frauen nach einem 
Erwerbsunterbruch aufgrund von Care-Verpflichtungen, sondern 
ununterbrochene Erwerbstätigkeit und Erhalt der Arbeitsmarktfähig-
keit in Teilzeitpensum während der Familienphase wird diskutiert und 
scheint gesellschaftlich legitim. Die Möglichkeit der Vollzeiterwerbs-
tätigkeit für Mütter oder der Teilzeiterwerbstätigkeit für Väter bleiben 
sekundär.138  
In den letzten 15 Jahren konnten vor allem im Bereich der  familien- 
und schulergänzenden kinderbetreuung Fortschritte verzeich-
net werden (s. Best Practices). Seit Anfang 2003 werden über ein 
befristetes Impulsprogramm Finanzhilfen für zusätzliche Tagesbe-
treuungsplätze von Kindern gesprochen.139 Das Impulsprogramm 
läuft voraussichtlich Anfang 2015 aus.140 In elf Jahren wurden 43‘222 
Betreuungsplätze unterstützt, was einer Erhöhung des geschätzten 
Platzangebots um 87% entspricht. Die neuste Evaluation von 2014 
zeigt, dass das Programm viel zur Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie beiträgt und dass die meisten Einrichtungen 
auch nach Ende der Finanzhilfen in Betrieb bleiben.141 Trotzdem ent-
sprach das Angebot auch 2013 noch nicht dem vorhandenen Bedarf. 
Im internationalen Vergleich ist die Versorgung mit formeller Kinder-
betreuung in der Schweiz immer noch bescheiden – durchschnitt-
lich stehen nur für 11% der Kinder im Vorschulalter und für 8% im 
Schulalter Vollzeitbetreuungsplätze zur Verfügung und in gewissen 
Regionen (v.a. in den eher ländlichen Regionen der Zentral- und Ost-
schweiz) sind die Versorgungslücken gross.142 Zudem sind die Kosten 
für die Betreuungsplätze im internationalen Vergleich hoch. In der 
Schweiz gibt es, anders als in verschiedenen Nachbarländern, keinen 
Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz. Neben der Verfügbarkeit 
von familienergänzender Kinderbetreuung ist auch deren Qualität ein 
wichtiges Thema. Mit den 2011 publizierten Empfehlungen zur fami-
lienergänzenden Betreuung im Frühbereich leistet die Konferenz der 
kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren (SODK) einen 
wichtigen Beitrag zur Förderung der Qualität, des Angebots und der 
Rahmenbedingungen in der familien- und schulergänzenden Kinder-
betreuung durch die Kantone.143  
Für die Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
auf privater und betrieblicher Ebene wurden in den letzten 15 
Jahren verschiedene Projekte umgesetzt. 2002 lancierte das EBG die 
Kampagne «Fairplay» zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie.144 Im 
ersten Jahr wurde mit «Fairplay-at-home» ein Anstoss zum Aushan-
deln einer fairen Aufgabenteilung innerhalb der Familie gegeben. Im 
zweiten Jahr stand mit «Fairplay-at-work» die betriebliche Ebene im 
Fokus. Zur partnerschaftlichen Aufteilung von bezahlter und 
unbezahlter Arbeit innerhalb der Familie haben verschiedene 
Fachstellen 2010 das Projekt «Gemeinsam Regie führen» zu Beruf 
und Familie entwickelt, mit einem Stand an Hochzeits- und Famili-
enmessen und dazugehörigen Broschüren.145 In Bezug auf die Ver-
besserung der betrieblichen Rahmenbedingungen wurden 
verschiedene Projekte gefördert. Die Fachstelle UND beispielsweise 
unterstützt seit über 20 Jahren Unternehmen und Privatpersonen bei 
der Umsetzung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und setzt in 
Zusammenarbeit mit verschiedenen kantonalen Fachstellen Projekte 
mit kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) um. Ein praxisnahes 
KMU-Handbuch des SECO zeigt Massnahmen zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie in KMUs auf.146 Seit 2009 bietet zudem eine regel-
mässig aktualisierte Internetplattform des SECO und des Bundesamts 
für Sozialversicherungen (BSV) einen Überblick über die kantonalen 
und kommunalen Politiken im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie und unterstützt den Transfer von Ideen und Erfahrungen 
zwischen den Kantonen und Gemeinden.147 
Trotz der Umsetzung verschiedener Massnahmen im Bereich der Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie sind verstärkte Anstrengungen nötig, 
um die Chancengleichheit im Erwerbsleben für Mütter und Väter zu 
gewährleisten. Zudem stellt sich das Problem der Vereinbarkeit nicht 
nur bei der Erwerbstätigkeit, sondern auch bei Bildung, Weiterbil-
dung oder Nachholbildung sowie bei Erwerbslosigkeit und Qualifi-
zierung.148
Fehlanreize in den Steuer- und Tarifsystemen
Die Wechselwirkungen zwischen Einkommen, Steuern, Sozialtrans-
fers und Kinderbetreuungskosten sind in den letzten Jahren ver-
stärkt in den gesellschaftspolitischen Fokus gerückt. Fehlanreize für 
Zweiteinkommen, insbesondere bei höher qualifizierten Müttern und 
Vätern, sind kaum beseitigt worden. Eine Ausweitung des Erwerb-
spensums bei Familien mit zwei und mehr Kindern im Vorschulalter 
und bei höheren Einkommen lohnt sich oft nicht.149 Wenn beide 
Elternteile erwerbstätig sind, fallen nicht nur höhere Steuern an, son-
dern es entstehen auch erhebliche Zusatzkosten für die Fremdbetreu-
ung der Kinder. In den bestehenden Steuer- und Tarifsystemen sowie 
bei den Transferleistungen bestehen also negative Erwerbsanreize. 
2011 wurde zwar auf Bundesebene der Fremdbetreuungsabzug ein-
geführt, um das Ungleichgewicht zwischen Familien mit einem Ein-
kommen und Familien mit einem doppelten Einkommen zu mindern. 
Bei den kantonalen Steuern variiert die maximale Abzugshöhe jedoch 
sehr stark und liegt teilweise sehr tief. 
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Mutterschaftsversicherung
Seit Verabschiedung des Aktionsplans 1999 wurden wichtige sozial-
politische Neuerungen eingeführt, welche die wirtschaftliche Stellung 
von Frauen verbessern (s. Kapitel A Armut). Eine grosse Errungen-
schaft ist der 2004 durch das Schweizer Stimmvolk angenomme-
ne Erwerbsersatz bei Mutterschaft (EO-Revision).150 Damit haben 
Mütter nun Anspruch auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub von 
mindestens 14 Wochen, während denen sie 80% ihres bisherigen 
Einkommens erhalten. Der seit 1945 bestehende Verfassungsauftrag 
zur Einführung einer Mutterschaftsversicherung wurde damit nach 
60 Jahren und zahlreichen Anläufen endlich verwirklicht. Hingegen 
haben Parlament und Bundesrat die Einführung eines Vaterschafts- 
oder Elternurlaubs bisher abgelehnt.
Beseitigung der diskriminierung von Frauen mit 
 Migrationshintergrund und/oder mit einer Behinderung 
Seit 2001 stellt der Bund Gelder zur Förderung der Integration von 
zugewanderten Personen zur Verfügung. Hauptziel ist die besse-
re Einbindung in die sogenannten Regelstrukturen wie Schule und 
Erwerbsarbeit, was insbesondere für die Frauen aus den Migrations-
gemeinschaften wichtig ist. Ihre Erwerbsquote ist merklich tiefer als 
die der Schweizerinnen – insbesondere in der Zeit der Familienpha-
se.151 Die meisten Migrantinnen sind im Gesundheitsbereich oder im 
Gastgewerbe beschäftigt und so überproportional von tiefen Löhnen 
betroffen.152 Viele Frauen mit Migrationshintergrund wären formal 
nicht weniger gut qualifiziert als Schweizerinnen; sie verfügen häufig 
über einen Universitätsabschluss oder eine höhere Berufsausbildung, 
ihr Abschluss ist jedoch in der Schweiz nicht anerkannt.153 Für Mig-
rantinnen mit geringeren Qualifikationen konnte hingegen durch 
Sprachförderung und Massnahmen im Bildungsbereich der Zugang 
zum Arbeitsmarkt verbessert werden.154
Frauen mit einer Behinderung tragen ein erhöhtes Risiko für 
Benachteiligungen und Diskriminierung. Zwei Drittel dieser Frauen 
sind erwerbstätig – deutlich weniger als Männer mit Behinderungen 
– und viele davon mit einem Teilzeitpensum. Sie sind auf dem Arbeits-
markt schlechter gestellt als Männer mit Behinderungen. Frauen mit 
Behinderungen sind dreimal weniger häufig in einer Vorgesetzten-
funktion als Männer in der gleichen Situation. Auch an den Integra-
tionsmassnahmen der Invalidenversicherung (IV) partizipieren Frauen 
mit Behinderungen deutlich seltener. Männer erhalten insgesamt klar 
mehr Leistungen als Frauen.155 
Gemäss Bundesverfassung und Behindertengleichstellungsgesetz ist 
die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen mit den Nicht-
Behinderten zu fördern sowie rechtliche oder tatsächliche Benach-
teiligungen zu beseitigen.156 Auf Bundesebene ist dafür das EBGB 
zuständig. Das EBGB informiert, vernetzt und unterstützt Projekte zur 
Förderung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen – mit 
beschränkten Ressourcen. Das BFS publiziert seit 2008 regelmässig 
Indikatoren zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen.157 
Auf Seiten der Zivilgesellschaft setzt sich namentlich Avanti Donne, 
die Kontaktstelle für Frauen und Mädchen mit Behinderung, für die 
Rechte von Frauen mit einer Behinderung ein. In einem Themen-
dossier zu Frauen mit Behinderungen zeigte das EBGB 2013 Lücken 
auf, nannte besonders verletzliche Gruppen von Frauen und machte 
Handlungsempfehlungen.158 Die Schweiz ist 2014 der UNO-Behinder-
tenrechtskonvention beigetreten, wodurch sie die bereits im Behin-
dertengleichstellungsgesetz verankerte Verpflichtung bekräftigt, bei 
allen Massnahmen zur Umsetzung der Konvention die Geschlechter-
perspektive zu berücksichtigen.159
Care-Arbeit
Die unbezahlte und bezahlte Betreuungs- und Pflegearbeit für Kinder, 
kranke, behinderte oder alte Personen – kurz Care-Arbeit genannt – 
ist zwischen den Geschlechtern ungleich verteilt. Die damit verbun-
denen geschlechtsspezifischen Auswirkungen haben erst nach Ver-
abschiedung des Aktionsplans besondere Aufmerksamkeit erhalten. 
Care-Arbeit wird grösstenteils im privaten Bereich geleistet − mehr-
heitlich unbezahlt und von der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen. 
Wer heute unbezahlte Care-Arbeit leistet, nimmt daher trotz 
Erziehungs- und Betreuungsgutschriften (AHV/IV) eine Reihe von 
Nachteilen in der sozialen Absicherung und auf dem Arbeitsmarkt 
in Kauf. Und weil nach wie vor Frauen einen Grossteil dieser Arbeit 
leisten, sind sie es, die am häufigsten mit den nachteiligen Konse-
quenzen konfrontiert sind (s. Kapitel A Armut). Zwei Studien, die im 
Auftrag des EBG erstellt wurden, analysieren die Situation und geben 
Handlungsvorschläge.160 Auch zeigen sie den Anpassungsbedarf des 
Sozialstaats zur Absicherung unbezahlter Care-Arbeit auf. Im Zusam-
menhang mit der Angehörigenpflege hat der Bundesrat eine inter-
departementale Arbeitsgruppe zur Angehörigenpflege eingesetzt. 
Entsprechende Empfehlungen sind im Herbst 2014 zu erwarten.161 
Zudem gibt es auf kantonaler Ebene Bestrebungen, der Care-Arbeit 
mehr Aufmerksamkeit zu widmen.162 Die bezahlte Care-Arbeit in 
öffentlichen und privaten Institutionen wie Spitälern, Heimen und 
in privaten Haushalten steht zunehmend unter Spar- und Rationa-
lisierungsdruck. In der Schweiz gewinnt der Bereich der bezahlten 
Care-Migration zunehmend an Bedeutung und die Anzahl der 
Beschäftigten im weitgehend unregulierten Arbeitsmarkt im Privat-
haushalt (z.B. für die Betreuung von pflegebedürftigen betagten 
Menschen) mit geringer Entlöhnung nimmt zu.163 Die Arbeitsbedin-
gungen in dieser Branche sind noch kaum geregelt. 2014 haben die 
Gewerkschaft Unia und der Firmenverband «Zu Hause leben» aller-
dings einen Gesamtarbeitsvertrag für die private Seniorenbetreuung 
gutgeheissen, welcher unter anderem die Arbeitszeiten regelt und 
einen Mindestlohn von 22 CHF pro Stunde sowie einen 13. Monats-
lohn vorschreibt.164 Einen besseren Schutz von Hausangestellten sieht 
zudem das Übereinkommen Nr. 189 der Internationalen Arbeitsor-
ganisation (ILO) vor, welches vom Parlament in Juni 2014 genehmigt 
wurde.165
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InTERnATIonAlE EBEnE
Auf internationaler Ebene sieht der Aktionsplan Massnahmen zur 
Förderung der wirtschaftlichen Stärkung und Unabhängigkeit von 
Frauen, für den gleichen Zugang zu und die Kontrolle von Ressourcen 
sowie für den Einbezug des Werts der unbezahlten Arbeit vor. 
Die wirtschaftliche Stärkung von Frauen und die Förderung ihrer 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit ist eine der aussenpolitischen Prio-
ritäten des EDA im Bereich Menschenrechte und in der internatio-
nalen Zusammenarbeit. Sie ist auch eine Forderung in der Schwei-
zer Position zur post-2015 Agenda (s. Kapitel A Armut).166 Die DEZA 
setzt sich für die Stärkung der Frauen in der ländlichen Wirtschaft 
ein und fördert mit ihren Programmen den gleichberechtigten 
Zugang zu Ressourcen wie Land und Wasser, Produktionsmitteln 
und Finanzdienstleistungen. Ein Beispiel dafür sind Mikrokreditpro-
gramme, welche Sparmöglichkeiten bieten, den Aufbau von Kleinst-
unternehmen fördern und Frauen in bäuerlichen Kleinbetrieben stär-
ken. Programme mit Frauen als direkte Begünstigte zur Erhöhung des 
Einkommens und zur Verbesserung ihrer Chancen im Erwerbsleben 
sind jedoch noch notwendig. Besondere Aufmerksamkeit wurde der 
unbezahlten Care-Arbeit von Frauen geschenkt, da diese bei der 
wirtschaftlichen Stärkung und Integration von Frauen bislang oft 
nicht berücksichtigt wird. Eine wirkungsvolle Armutsbekämpfung, so 
die Erkenntnis, ist nur möglich, wenn die Komplexität der verschie-
denen Lebenswelten von Frauen und Männern ganzheitlich analy-
siert und ihre unterschiedlichen Rollen, Aufgaben und Bedürfnisse in 
ihrem Zusammenwirken berücksichtigt werden.167 
Das SECO, das für die Umsetzung von wirtschafts- und handels-
politischen Massnahmen in der Entwicklungszusammenarbeit 
zuständig ist, betrachtet Gender auch als Querschnittsthema. Das 
SECO fördert vor allem die marktwirtschaftlichen Strukturen, die 
Instandhaltung der Infrastruktur und die Entwicklung einer konkur-
renzfähigen Privatwirtschaft. 
MEIlEnSTEInE
2002 Erstmals seit dem Inkrafttreten des Gleichstellungsge-
setzes gelingt es einer Einzelperson, eine Lohnklage 
gegen ein privates Unternehmen (Elektrounterneh-
men) zu gewinnen.
2003 Das Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergän-
zende Kinderbetreuung tritt in Kraft.
2004 Das Schweizer Stimmvolk nimmt die EO-Revision zum 
Erwerbsersatz bei Mutterschaft an.
BEST PR AC TICES
kontrollen im öffentlichen Beschaffungswesen
Der Bund vergibt seine Aufträge für Leistungen in der Schweiz nur 
an Unternehmen, welche die Einhaltung des Bundesgesetzes über 
das öffentliche Beschaffungswesen gewährleisten. Neben Arbeitsbe-
dingungen und Arbeitsschutzbestimmungen gehört dazu die Lohn-
gleichheit zwischen Frau und Mann. 
www.ebg.admin.ch/themen/00008/00072/00079/index.html?lang=de 
Anstossfinanzierung für familienergänzende  
kinderbetreuung
Seit Anfang 2003 werden über ein befristetes Impulsprogramm 
Finanzhilfen für die Schaffung zusätzlicher Plätze für die Tagesbe-
treuung von Kindern gesprochen. Dadurch konnte das geschätzte 
Platzangebot um mehr als 87% erhöht werden. 
www.bsv.admin.ch/praxis/kinderbetreuung/01153/index.html 
Familienergänzende kinderbetreuung in den  
kantonen Waadt, Freiburg und neuenburg sowie  
in der Stadt luzern
Die Kantone Waadt (seit 2006), Freiburg (seit 2011) und Neuenburg 
(seit 2012) verfügen über Gesetze zur Kinderbetreuung, die – neben 
Staat und Privaten – auch Arbeitgebende zur Mitfinanzierung von 
Betreuungsplätzen verpflichten. So konnten beispielsweise im Kanton 
Waadt in den Jahren 2006–2012 mehr als 6‘100 Betreuungsplätze 
geschaffen werden. Oder im Kanton Neuenburg wurden so 2012 83 
neue Plätze im Vorschul- und 236 Plätze im Schulbereich geschaffen. 
Auch die Stadt Luzern ging in Bezug auf die finanzielle Unterstützung 
für die familienergänzende Kinderbetreuung neue Wege und wech-
selte von der Objektfinanzierung (Subventionierung von Institutionen) 
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zur Subjektfinanzierung (Auszahlung von Betreuungsgutscheinen an 
die Eltern). Nach erfolgreichem Abschluss der Pilotphase 2009–2012 
und Zustimmung des Stimmvolks wurde das System der Betreuungs-








Ob die Lohngleichheit zwischen Mann und Frau eingehalten wird, 
können Arbeitgebende mit einer einfachen Standortbestimmung 
ihrer Lohnpolitik selbst überprüfen. Das EBG hat den Selbsttest Logib 
für die Überprüfung der Lohngleichheit in Unternehmen mit über 50 
Mitarbeitenden entwickelt. Für kleinere Unternehmen wird momen-
tan das Tool Argib als Ergänzung zu Logib entwickelt und getestet. 
Die Anleitung «Logib Schritt für Schritt» und der Support durch das 
EBG machen das kostenlose Programm noch niederschwelliger. 
www.ebg.admin.ch/dienstleistungen/00017/index.html?lang=de
Faire Arbeitsbedingungen für Haushaltshilfen
Die webbasierte Informationsplattform CareInfo bietet rechtliche 
Informationen über Betreuung und Pflege in Privathaushalten und ist 
eine Austausch- und Vernetzungsplattform für Care-Migrantinnen. 
Die Webseite wird von der Fachstelle für Gleichstellung der Stadt 




Obwohl die Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann im 
Erwerbsleben in den letzten Jahrzehnten im Zentrum aller Gleichstel-
lungsbemühungen stand und viele Verbesserungen erzielt werden 
konnten, sind kontinuierliche Anstrengungen in folgenden Bereichen 
nötig: 
Förderung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit von  
Frauen
 1:  Aufwertung von und Verbesserung der Rahmenbedingungen 
in Berufen, in denen Frauen in der Mehrheit vertreten sind, 
sowie in prekären Arbeitsverhältnissen
 2: Stärkung der Massnahmen für den Wiedereinstieg nach fami-
lienbedingten Erwerbsunterbrüchen, die Anerkennung von 
ausserberuflich erworbenen Kompetenzen und Validierung 
von Bildungsleistungen sowie Anerkennung von ausländi-
schen Diplomen zur Förderung von Frauen mit Migrationshin-
tergrund auf dem Arbeitsmarkt 
 3:  Stärkung der Massnahmen zur Integration von Frauen mit 
Behinderungen in den Arbeitsmarkt
lohndiskriminierung 
 4:  Einführung von staatlichen Massnahmen zur Durchsetzung 
der Lohngleichheit und ergänzend hierzu die Weiterführung 
des freiwilligen Engagements 
Vereinbarkeit von Beruf und Care-Arbeit
 5:  Stärkung der Massnahmen zur Verbesserung der Vereinbar-
keit von Erwerbsarbeit mit Betreuungspflichten (Kinder und 
Pflege von Angehörigen) für Frauen und Männer, u.a. durch 
ein flächendeckendes, erschwingliches und qualitativ hochste-
hendes Angebot an familien- und schulergänzender Kinder-
betreuung, die ausgeglichene Verteilung von bezahlter und 
unbezahlter Arbeit sowie durch die Verbesserung der betrieb-
lichen Rahmenbedingungen
 6:  Einführung von Elternzeit mit obligatorischem Teilbezug durch 
Väter und Schaffung von Anreizen für das Engagement von 
Männern in der Familienarbeit
 7:  Massnahmen gegen Fehlanreize im Steuer- und Tarifsystem 
sowie bei den Transferleistungen nach dem Prinzip «Arbeit 
soll sich immer lohnen». 
Aussenpolitisches Engagement und internationale Zusam-
menarbeit
 8:  Erhöhte Finanzierung von Massnahmen zur wirtschaftlichen 
Stärkung von Frauen mit besonderem Augenmerk auf Zugang 
zu, Kontrolle und Besitz von natürlichen und produktiven 
Ressourcen für Frauen sowie auf erwerbsunabhängige, care-
verträgliche soziale Sicherung
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Der Anteil von Frauen in Macht- und Entscheidungspositionen ist ein 
wichtiger Indikator für die Gleichstellung der Geschlechter. Frauen 
sind in Macht- und Entscheidungspositionen im privaten und öffent-
lichen Bereich untervertreten. 
ZAHlEn Und FAk TEn
Frauen sind in der schweizerischen Politik immer noch untervertreten. 
Nach der Einführung des Frauenstimmrechts 1971 konnten sie zwar 
anfänglich stark aufholen und der Frauenanteil in der Politik hat 
sich auf allen Ebenen erhöht. Seit der Jahrtausendwende stagniert er 
jedoch oder ist sogar rückläufig. 2011 sind im Nationalrat 29% und 
im Ständerat 19.6% Frauen (s. Abbildung 1). 
Auch in den Legislativen auf kantonaler und kommunaler Ebene 
stieg der Frauenanteil selten über die 30%-Marke. Ende 2013 waren 
durchschnittlich 24,7% Frauen in kantonalen Parlamenten vertreten; 
am meisten in Basel-Landschaft (35.6%) und in Zürich (33.3%), am 
wenigsten im Tessin (13.3%) und in Glarus (11.7%).168 Der Frauenan-
teil in den Legislativen der Städte (Gemeinden mit mehr als 10‘000 
Einwohnerinnen und Einwohnern) stieg zwischen 1996 und 2012 
nur geringfügig von 28% auf 29.4%. In den Exekutiven ist das Bild 
gemischt. Im Jahre 2010 besetzten die Frauen im Bundesrat vier der 
sieben Sitze und stellten damit vorübergehend eine Mehrheit. Seither 
ist ihre Zahl bei drei. In den Kantonsregierungen beträgt der Frauen-
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Abbildung 1
Frauenanteile im National- und im Ständerat
in %, 1971–2011
Ständerat Nationalrat Quelle: BFS, Statistik der Wahlen






























Im europäischen Vergleich nimmt die Schweiz eine Mittelposition ein, 
deutlich hinter den skandinavischen Ländern, den Niederlanden und 
Deutschland, wo der Frauenanteil mittlerweile die 30%-Marke über-
schritten hat, aber vor Ländern mit tiefen Werten wie z.B. Griechen-
land (21%). Weltweit befindet sich die Schweiz auf Rang 32, hinter 
Staaten wie Rwanda (63.8%), Südafrika (42.3%) oder Mozambique 
(39.2%) (s. Abbildung 2).
Die Zahl der Frauen in wirtschaftlichen Führungspositionen hat 
seit Ende der 90er Jahre kaum zugenommen (s. Abbildung 3). Auch 
2012 besetzten Frauen nur einen Drittel aller Führungspositionen in 
der Privatwirtschaft.169 Die 100 grössten Unternehmen der Schweiz 
hatten 2014 13% Frauen in den Verwaltungsräten, in den Geschäfts-
leitungen waren es sogar nur 6%, unter den CEOs 3%.170 Frauen 
sind in der Schweiz deutlich seltener in Vorgesetztenpositionen als 
in den Nachbarländern. Während in den Ländern der Europäischen 
Union (EU) der Anteil der Beschäftigten, die angeben, eine Frau als 
Vorgesetzte zu haben, zwischen 2005 und 2010 angestiegen ist (von 
25% auf 29%), stagniert dieser Wert in der Schweiz bei ca. 20% 
und gehört damit zu den geringsten in Europa.171 In der Bundesver-
waltung stieg der Frauenanteil im mittleren Kader von 12.5% (1999) 

















* Serienbruch im Jahr 2010: Keine Daten infolge 
Umformulierung der Frage nach der Stellung im Beruf.
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UMSETZUnGSSTAnd dES Ak TIonSPl AnS
nATIonAlE EBEnE
Der Aktionsplan sieht verschiedene Massnahmen vor, um den Frau-
enanteil in Macht- und Entscheidungspositionen in Politik, Wirtschaft, 
Verwaltung und in den NGOs zu erhöhen.
Zur Förderung der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und 
Männern in der Politik wurden nach Ablehnung der sogenannten 
Quoten-Initiative im Jahr 2000 vor allem Mentoring-Programme und 
Informations- bzw. Sensibilisierungskampagnen durchgeführt.173 
So setzten sich die Eidgenössische Kommission für Frauenfragen 
(EKF) und die Schweizer Frauenverbände im Projekt «Frauen bauen 
Zukunft» zusammen mit Bundesrätinnen und Parlamentarierinnen für 
mehr Frauen im Parlament ein.174 Auch auf kantonaler Ebene wurde 
die politische Partizipation von Frauen gefördert. Im Vorfeld der 
eidgenössischen Wahlen 2011 hat der Bundesrat beispielsweise die 
Frage der angemessenen Vertretung von Frauen in einem Kreisschrei-
ben an die Kantone aktiv thematisiert sowie einen Leitfaden für kan-
didierende Gruppierungen und Massnahmen zur Listengestaltung 
vorgeschlagen. Im Weiteren haben die Schweizerische Konferenz der 
Gleichstellungsbeauftragten (SKG) und kantonale Gleichstellungs-
institutionen Veranstaltungen zur Unterstützung von Frauenkandi-
daturen in den Kantonen durchgeführt und die Wahlbehörden für 
die paritätische Vertretung von Frauen und Männern in kantonalen 
Gerichten sensibilisiert. Rückläufige oder stagnierende Frauenanteile 
in diversen Parlamenten zeigen, dass weitere Förderungsmassnah-
men notwendig sind. 
Die schwache Vertretung von Frauen in wirtschaftlichen Füh-
rungspositionen war in den letzten Jahren Thema politischer Diskus-
sionen. Die Legislaturplanung 2011–2015 des Bundes sieht die Beob-
achtung der Schweizer Unternehmen mit Blick auf die Entwicklung 
des Frauenanteils in den Verwaltungsräten vor. Der Bundesrat wird 
zudem noch 2014 die Frage von Zielwerten für eine angemessene 
Berücksichtigung der Geschlechter in Verwaltungsrat und Geschäfts-
leitung von börsenkotierten Unternehmen prüfen.175 Das SECO ver-
öffentlichte 2011 zusammen mit dem Schweizerischen Arbeitgeber-
verband und dem Schweizerischen Gewerbeverband eine Broschüre 
über die Erfahrungen einiger Schweizer Unternehmen mit Frauen in 
Führungspositionen.176 Erstmals haben sich beispielsweise 2012 die 
FDP Frauen für die Einführung von zeitlich befristeten Quoten in der 
öffentlichen Verwaltung und in börsenkotierten Unternehmen ausge-
sprochen. Im September 2012 beschloss das Berner Stadtparlament 
als erste Schweizer Stadt, dass 35% der Kaderstellen in der Stadtver-
waltung und in den öffentlich-rechtlichen Anstalten der Stadt von 
Frauen zu besetzen sind. Ebenfalls eine 35%-Zielvorgabe für Frauen 
in Kaderpositionen der Verwaltung haben die Parlamente der Städte 
Schaffhausen und Zürich 2012 bzw. 2013 beschlossen. Das Basel-
Städter Stimmvolk hat 2014 der Einführung einer Drittelsquote für 
jene Aufsichtsgremien, die der Kanton alleine bestellt, beschlossen. 
In der Bundesverwaltung hat sich der Zugang von Frauen zu 
öffentlichen Ämtern auf der Führungsebene verbessert, der Anstieg 
ist jedoch langsam. Der Bundesrat setzte sich 2003 im Rahmen 
einer Weisung die Anhebung des Frauenanteils im Kader der Bun-
desverwaltung zum Ziel und sieht in seiner Personalstrategie 2011–
2015 die Nutzung der Diversität ihrer Mitarbeitenden vor – u.a. des 
Geschlechts.177 In der Bundesverwaltung ist das Eidgenössische Per-
sonalamt (EPA, Personalmarketing und Diversity Management) für 
die Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann zuständig (s. 
Kapitel H Institutionelle Mechanismen). Das EPA hat ein Reporting-
Instrument entwickelt, mit dem quantitative und qualitative Verän-
derungen in der Stellung der Frauen differenziert erfasst werden 
können. 
2013 beschloss der Bundesrat für die obersten leitungsorgane 
bundeseigener und -naher Unternehmungen (z.B. SBB, SRG, 
Ruag) eine bis 2020 zu erreichende Zielquote von 30% für die beiden 
Geschlechter.178 
Im EDA setzt sich zudem die Sektion für Chancengleichheit und Glo-
bale Gender- und Frauenfragen seit 2009 für die betriebliche Chan-
cengleichheit ein (s. Kapitel H Institutionelle Mechanismen). Bei der 
Zusammensetzung internationaler delegationen hat das für die 
Delegation federführende Bundesamt für eine angemessene Ver-
tretung der Frauen zu sorgen, wobei das paritätische Verhältnis von 
männlichen und weiblichen Delegationsmitgliedern angestrebt wird.
InTERnATIonAlE EBEnE
Die Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann wird als Teil der 
guten Regierungsführung betrachtet, die von der Schweiz unterstützt 
wird. In der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit wird die 
Partizipation von Frauen in Wahlen und auf Gemeindeebene gezielt 
gefördert. Zur Förderung der gleichberechtigten und effektiveren 
Teilhabe von Frauen werden auch spezifische Instrumente eingesetzt 
wie die Organisation in Netzwerken oder das Coaching von Mandats-
trägerinnen. Der Bund hat zudem den Willen artikuliert, im Rahmen 
der künftigen internationalen Ziele für eine nachhaltige Entwick-
lung post-2015 die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Män-
nern in Politik, Wirtschaft und NGOs in den künftigen internationalen 
Entwicklungszielen zu verankern (s. Kapitel A Armut).179
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MEIlEnSTEInE
2000 Die Volksinitiative «Für eine gerechte Vertretung der 
Frauen in den Bundesbehörden» wird abgelehnt.
2003 Zürich verfügt als erster Kanton über eine Frauenmehr-
heit in der Exekutive.
2007 Die höchsten politischen Ämter in der Schweiz werden 
erstmals von Frauen bekleidet: Nationalrats-Präsiden-
tin Christine Egerszegi (FDP) und Bundespräsidentin 
Micheline Calmy-Rey (SP).
2007 Mit 45 von 80 Sitzen besitzen Frauen zum ersten Mal 
die Mehrheit in der Legislative einer grossen Schweizer 
Stadt (Genf).
2010 Erstmals eine Frauenmehrheit im Bundesrat.
BEST PR AC TICES
Von Frau zu Frau
Die Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV) führte zwi-
schen 2000 und 2007 in Zusammenarbeit mit der EKF Mentoring-
Projekte zur Förderung von weiblichen Nachwuchskräften durch. Mit 
Mentoring als gezielter Fördermassnahme für junge Verbandsfrau-




Frauen sind in Macht- und Entscheidungspositionen in der Politik, 
Wirtschaft und Verwaltung nach wie vor untervertreten. Handlungs-
bedarf wird in den folgenden Bereichen geortet: 
Förderung von Frauen in Führungs- und Entscheidungs-
positionen
 1:  Stärkung der Massnahmen zur Förderung von Frauen in Füh-
rungs- und Entscheidungspositionen im öffentlichen und pri-
vaten Bereich – u.a. durch Mentoringprogramme, konkrete 
Vorgaben und Massnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie
 2:  Einführung von (Ziel-)Quoten für Frauen in Führungs- und 
Entscheidungspositionen im öffentlichen Bereich sowie in der 
Geschäftsleitung und in Verwaltungsräten von Unternehmen 
 3: Regelmässiges Monitoring des Anteils von Frauen in Führungs- 
und Entscheidungspositionen im öffentlichen und privaten 
Bereich – inklusive in Medien, Bildung und Wissenschaft
 4: Stärkung der Verpflichtung von Unternehmen zur Förderung 
von Frauen in Führungs- und Entscheidungspositionen – u.a. 
durch Einführung von Teilzeit auf Kaderebene und Topsharing 
sowie durch Förderung von Gender- und Diversitykompetenz 
bei Führungskräften
Aussenpolitisches Engagement und internationale Zusam-
menarbeit
 5:  Förderung von Schweizer Frauenkandidaturen für Führungs- 
und Entscheidungspositionen in internationalen Organisatio-
nen
 6:  Verstärkung der Massnahmen zur Förderung der effektiven 
politischen Teilhabe von Frauen in Entwicklungsländern 
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Institutionelle Mechanismen sowie Strukturen und Finanzen sind 
gleichermassen wichtig für eine effektive Gleichstellungspolitik und 
hängen eng zusammen. Die Weltfrauenkonferenz von Beijing 1995 
hat diesem Bereich deshalb besondere Beachtung geschenkt und mit 
dem Gender Mainstreaming und dem Gender Budgeting neue Instru-
mente für eine bessere Verankerung der Anliegen der Gleichstellung 
vorgeschlagen. 
ZAHlEn Und FAk TEn
Fachstellen, die sich für die Gleichstellung von Frauen und Män-
nern einsetzen, gibt es auf Ebene des Bundes, der Kantone und der 
Gemeinden (s. Abbildung 1). Auf Bundesebene setzen sich v.a. 
das EBG und das EPA (Personalmarketing und Diversity Manage-
ment) sowie im EDA die Sektion für Chancengleichheit und Globa-
le Gender- und Frauenfragen (EDA) für die Gleichstellung von Frau 
und Mann ein.180 Auf kantonaler Ebene gibt es Fachstellen für die 
Gleichstellung von Frau und Mann in den Kantonen Aargau, Appen-
zell Ausserrhoden, Bern, Basel-Landschaft, Basel-Stadt, Freiburg, 
Genf, Graubünden, Jura, Luzern, Neuenburg, Obwalden, St. Gallen, 
Tessin, Wallis, Waadt und Zürich. Die kantonalen Stellen in Aargau, 
Appenzell Ausserrhoden, Freiburg, Luzern, Neuenburg, Obwalden, 
St. Gallen und Wallis haben einen erweiterten Auftrag und bearbei-
ten nebst Gleichstellung auch andere gesellschaftspolitische Themen 
(z.B. Familienfragen, Integration, Jugend, Behinderung oder Men-
schenrechte). Keine kantonalen Fachstellen für die Gleichstellung von 
Frau und Mann (jedoch zum Teil Kommissionen) kennen die Kantone 
Appenzell Innerrhoden, Glarus (Kommission), Nidwalden (Fachstelle 
2010 abgeschafft), Schaffhausen, Schwyz (Kommission), Solothurn 
(Kommission), Thurgau, Uri (Kommission) und Zug (Kommission 
2010 aufgelöst). Auf kommunaler Ebene gibt es Fachstellen für die 
Gleichstellung von Frau und Mann in den Städten Bern, Genf, Lau-
sanne, Winterthur und Zürich. 
Die meisten dieser Stellen sind zwischen 1985 und 1995 entstanden 
und schauen auf bewegte jahrzehnte zurück (s. Abbildung 2). 
Nach der EKF 1976, der ersten und lange Zeit einzigen Instanz der 
institutionellen Gleichstellungspolitik auf nationaler Ebene, entstand 
1979 die Fachstelle für Gleichstellung des Kantons Jura und in der 
Folge weitere Stellen auf kantonaler und in sehr geringem Umfang 
auch auf kommunaler Ebene. Das EBG wurde 1988 vom Bundesrat 
eingesetzt und ist heute ein Bundesamt. Es fördert die Gleichstellung 
der Geschlechter in allen Lebensbereichen, setzt sich für die Besei-
tigung jeglicher Form von direkter oder indirekter Diskriminierung 
ein und ist schwerpunktmässig in den Bereichen Recht, Arbeit und 
Häusliche Gewalt tätig. Nach einer Wachstumsphase der Fachstellen 
für die Gleichstellung von Frau und Mann zwischen 1985 und 1995 
folgte eine Zeit der Stagnation: In einigen Kantonen wurden politi-
sche Forderungen nach der Abschaffung von Gleichstellungsfachstel-
len laut und einzelne Stellen wurden daraufhin wieder geschlossen. 
Nach 2003 mussten viele kantonale und kommunale Stellen – v. a. 
in den eher ländlichen Deutschschweizer Kantonen – Budgetkürzun-
gen, Kompetenz- und Funktionsbeschneidungen, Stellenreduktionen 
oder Aufgabenerweiterungen bei gleichbleibenden Ressourcen hin-
nehmen. Anders präsentiert sich die Situation in einigen Kantonen in 
der französischsprachigen Schweiz, deren Gleichstellungsfachstellen 
in den letzten Jahren teilweise zusätzliche Ressourcen erhielten. Wo 
Abschaffungsforderungen scheiterten, gingen die Gleichstellungs-
fachstellen bisweilen auch gestärkt aus den Auseinandersetzungen 
hervor (z.B. in Basel-Landschaft).181
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Anzahl Fachstellen für die Gleichstellung von Frau und Mann
1978–2013
Quelle: Christine Scheidegger, 2008
Abbildung 1
Fachstellen für die Gleichstellung 
von Frau und Mann
2013
Quelle: Christine Scheidegger, 2014 
Kartengrundlage: BFS, ThemaKart, 
Neuchâtel, 2014
Kantonale Fachstelle für die 
Gleichstellung von Frau und Mann
Kantonale Stelle mit erweitertem Auftrag 
(u.a. Familie, Integration)
Kantonale Fachstelle für die Gleich-
stellung von Frau und Mann geschlossen
Städtische Fachstelle für die 
Gleichstellung von Frau und Mann
Nationale Fachstelle für die 
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UMSETZUnGSSTAnd dES Ak TIonSPl AnS
nATIonAlE EBEnE
Der Aktionsplan sieht die Schaffung und Stärkung staatlicher Organe 
zur Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann sowie die Unter-
stützung zivilgesellschaftlicher Organisationen vor. Zudem werden 
Gender Mainstreaming, Gender Budgeting und geschlechtergerechte 
Sprache empfohlen.
Schaffung und Stärkung von organen zur Förderung  
der Gleichstellung
Einrichtungen zur Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann 
gibt es in der Schweiz auf allen politischen Ebenen, an Univer-
sitäten und Fachhochschulen sowie in verschiedenen Insti-
tutionen und Unternehmen. Die öffentlichen Stellen sind in der 
Schweizerischen Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten (SKG) 
organisiert, die universitären Stellen in der Gleichstellungskonfe-
renz der Schweizer Universitäten und Hochschulen (KOFRAH) bzw. 
die Chancengleichheitskoordinatorinnen und -koordinatoren in der 
Interessengemeinschaft Gleichstellung von Frau und Mann an den 
Schweizer Fachhochschulen. In der Privatwirtschaft und in Teilen der 
öffentlichen Verwaltung besteht eine Tendenz, die Gleichstellungs-
strukturen in das sogenannte Diversity-Management zu integrieren. 
Auf Bundesebene ist die Gleichstellung von Frau und Mann zudem in 
die Legislaturplanung 2011–2015 integriert (s. Best Practices). 
2011 fällte das Bundesgericht ein wegweisendes Urteil in Bezug auf 
die institutionelle Verankerung von Gleichstellung. Es erinnerte den 
Kanton Zug, der seine Kommission für Gleichstellung abgeschafft 
hatte, an seine verfassungsrechtliche Verpflichtung zur Umsetzung 
des Gleichstellungsauftrags und hielt fest, dass gewisse institutionel-
le und organisatorische Vorkehrungen notwendige Voraussetzung 
für die Erfüllung dieses Verfassungsauftrags sind.182
Wichtige Grundlagen für die Überprüfung der Entwicklungen im 
Bereich der Gleichstellung liefert auch das Bundesamt für Statistik, das 
seit Anfang der 90er Jahre regelmässig entsprechende Statistiken zur 
Verfügung stellt (s. Exkurs: Verbesserung der statistischen  Datenlage).
Unterstützung von zivilgesellschaftlichen organisationen
Die Rolle der zivilgesellschaftlichen Organisationen im Bereich der 
Gleichstellung ist zentral. Die Umsetzung der Aktionsplattform von 
Beijing geschieht in regem Dialog mit diesen Organisationen. Diese 
verfügen jedoch über knappe, nicht nachhaltig gesicherte Ressour-
cen und ihre Mitarbeitenden arbeiten häufig ehrenamtlich. Für die 
finanzielle Unterstützung der allgemeinen Aktivitäten dieser NGOs 
besteht häufig keine gesetzliche Grundlage, so dass nur Projekte 
in spezifischen Bereichen, etwa für die Gleichstellung in der Erwerbs-
arbeit, für Integration oder Bildung, mittels Finanzhilfen unterstützt 
werden können. 
Eine wichtige Rolle spielt die nGo-koordination post Beijing 
Schweiz, ein Zusammenschluss aus 20 Organisationen, die sich 
gemeinsam für eine Umsetzung der Beijing-Aktionsplattform und 
für Frauenrechte in der Schweiz einsetzen. Die NGO-Koordination 
verfasst regelmässig die Schattenberichte zu den Staatenberichten, 
etwa für das CEDAW-Übereinkommen. Die NGO-Koordination erhält 
finanzielle Unterstützung des Bundes. 
Der Austausch der öffentlichen Stellen mit Gleichstellungs-, Frauen- 
und Männerorganisationen wird auf kantonaler und regionaler Ebene 
gepflegt ebenso wie durch das EBG, das in regelmässigen Abständen 
das sogenannte Präsidentinnen- und Präsidententreffen organisiert. 
Es dient den rund 20 beteiligten Organisationen als Forum zur Diskus-
sion aktueller gleichstellungspolitischer Themen sowie zum Austausch 
und zur Vernetzung. Zudem findet zwei Mal jährlich der sogenannte 
Geschlechterdialog zwischen alliance F (Dachverband Schweizer Frau-
enorganisationen), männer.ch (Dachverband der Schweizer Männer- 
und Väterorganisationen) sowie des EBG statt. Das Eidgenössische 
Departement des Innern (EDI) und das EDA unterstützen zudem die 
Teilnahme von nichtregierungsorganisationen an internationa-
len Konferenzen. Die Schweizer Delegation an der CSW hat in den 
letzten zwei Jahren jeweils im Vorfeld zur jährlichen Konferenz in 
New York die Schweizer Zivilgesellschaft konsultiert.
Gender Mainstreaming
Der Einbezug der Geschlechterperspektive in die allgemeinen politi-
schen Programme (Gender Mainstreaming) wurde an der Weltfrau-
enkonferenz in Beijing 1995 als wichtigste Strategie zur Förderung 
der Gleichstellung von Frau und Mann lanciert. In der Folge wurde 
Gender Mainstreaming auf verschiedenen Ebenen (UNO, EU etc.) 
eingeführt. Trotz anfänglicher Bemühungen auf Bundesebene 
(Weisung des Bundesrats,183 Einsetzung einer interdepartementalen 
Arbeitsgruppe, Leitfaden Gender Mainstreaming in der Bundesver-
waltung, Pilotprojekte) hat sich diese Strategie in der Schweiz innen-
politisch kaum durchgesetzt. In der Bundesverwaltung gibt es kein 
kohärentes Gender Mainstreaming. Verschiedene Departemente und 
Ämter ergriffen jedoch die Initiative und lancierten eigene Projekte 
und Programme zur Förderung der Genderkenntnisse und -sensibili-
tät sowie der Chancengleichheit von Frauen und Männern. 
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Verschiedene Schweizer Städte sind mit der Unterzeichnung der 
Europäischen Charta für die Gleichstellung von Frau und Mann auf 
lokaler Ebene die Verpflichtung eingegangen, einen Gleichstellungs-
Aktionsplan zu erarbeiten.184 Besonders zu erwähnen sind hier die 
Städte Bern und Zürich, die beide den Gleichstellungsgedanken in 
den verschiedenen Politikfeldern als Querschnitts- und Führungsauf-
gabe wahrnehmen und die verschiedenen Verwaltungsabteilungen in 
die Gleichstellungsarbeit einbeziehen (s. Best Practices). Die meisten 
anderen Städte haben die Charta unterzeichnet, ohne jedoch einen 
Gleichstellungs-Aktionsplan zu verabschieden. Zur strukturellen 
Verankerung der Gleichstellung an Schweizer Universitäten haben 
die Universitäten und Fachhochschulen im Rahmen von Bundespro-
grammen zur Chancengleichheit von Frau und Mann Gleichstellungs-
strukturen aufgebaut und Aktions- oder Mehrjahrespläne verfasst (s. 
Kapitel B Bildung, Best Practices).185
Gender Budgeting
Der Aktionsplan sieht eine Analyse der Verteilung und Aufbringung 
öffentlicher Mittel nach Geschlecht vor. Das sogenannte Gender Bud-
geting ist eine Anwendung des Gender Mainstreaming im Haushalts-
verfahren. Gender Budgeting hat sich auf Bundesebene nicht etab-
liert. Verschiedene parlamentarische Vorstösse zu Gender Budgeting 
hat das Parlament abgelehnt.186 Hingegen gibt es auf kantonaler und 
kommunaler Ebene Beispiele von Gender Budgeting – eine Analyse 
der Verteilung der Staatsausgaben auf die Geschlechter in Basel Stadt 
(2005) und ein Pilotprojekt zu geschlechterdifferenzierter Budgetana-
lyse in der Stadt Zürich (2004–2005) (s. Best Practices).
Geschlechtergerechte Sprache
In der Bundesverwaltung gilt der Grundsatz, dass eine geschlech-
tergerechte Sprache verwendet werden muss. Dieses Prinzip ist seit 
2007 auch im Sprachengesetz verankert.187 Leitfäden des Bundes zur 
geschlechtergerechten Sprache in Deutsch und Französisch enthal-
ten verbindliche Regeln für das geschlechtergerechte Formulieren 
amtlicher Texte.188 In der Praxis wird jedoch oft keine geschlechterge-
rechte Sprache verwendet. Die meisten Kantone sowie verschiedene 
Gemeinden haben die sprachliche Gleichbehandlung der Geschlech-
ter ebenfalls reglementiert.189 
InTERnATIonAlE EBEnE
Im EdA sind verschiedene Stellen mit Genderfragen und Frauen-
rechten beschäftigt. Die Sektion für Chancengleichheit und Globale 
Gender- und Frauenfragen setzt sich – nebst betrieblicher Chancen-
gleichheit im Departement – im internationalen Bereich der Globalen 
Gender- und Frauenfragen für Frauenmenschenrechte und Gleichstel-
lungsthemen in der multilateralen und bilateralen Schweizer Aussen-
politik ein. Die Abteilung Menschliche Sicherheit des EDA macht sich 
im Rahmen ihrer menschenrechtlichen und friedenspolitischen Tätig-
keit stark für die politische und wirtschaftliche Stärkung von Frauen 
sowie deren sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte.190 Die 
DEZA fördert Chancengleichheit in den Kooperationsbüros, im Poli-
tikdialog sowie bei ihren Partnerorganisationen. 
Anders als in der Innenpolitik wird vom EDA die Geschlechterper-
spektive, im Sinne von Gender Mainstreaming, systematisch in die 
Planung von Programmen und Projekten der internationalen Zusam-
menarbeit einbezogen. Die Sektion Chancengleichheit und 
 Globale Gender- und Frauenfragen setzt sich für Kohärenz in 
der Schweizer Aussenpolitik im Bereich Gender und Frauenrechte 
sowie für Kongruenz zwischen Innen- und Aussenpolitik ein. Auch 
in den Bereichen der Friedensförderung, der Menschenrechtsaus-
senpolitik, der humanitären Politik und der Migrationspolitik ist eine 
Stabstelle im EDA damit betraut, den internen Kompetenzaufbau im 
Bereich von Gender zu stärken und die aussenpolitische Arbeit in 
den genannten Aktionsfeldern gender-sensitiv auszugestalten. Die 
DEZA hat mit ihrer dEZA-Gender-Politik Gender Mainstreaming als 
verbindlichen Ansatz für die gesamte Institution eingeführt (s. Best 
Practices). Schwierigkeiten in der Umsetzung ergeben sich aufgrund 
ungenügenden Bewusstseins und mangelnder Kenntnisse im Gen-
derbereich. Das SECO integriert die Gender-Dimension im Rahmen 
seiner Politik zur Risiko-Minimierung durch soziale Safeguard-Mass-
nahmen. Ein Projekt wird dann nicht umgesetzt, wenn es eine nega-
tive Wirkung hat oder Frauen diskriminiert. Das SECO arbeitet zudem 
an einer neuen Gender-Politik.
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MEIlEnSTEInE
2003 Die DEZA verabschiedet ihre Gender-Politik.
2009 Als erste Schweizer Gemeinde setzt die Stadt Bern 
einen Aktionsplan zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern in Kraft.
2011 Die Legislaturplanung des Bundes 2011–2015 beinhal-
tet eine Leitlinie zur Gleichstellung von Frau und Mann.
2011 Das Bundesgericht erinnert in einem wegweisenden 
Urteil den Kanton Zug an seine verfassungsrechtliche 
Verpflichtung zur Umsetzung des Gleichstellungsauf-
trags und hält fest, dass gewisse institutionelle und 
organisatorische Vorkehrungen notwendige Voraus-
setzung für die Erfüllung dieses Verfassungsauftrags 
sind.
2013 Alle 10 kantonalen Universitäten verabschieden Aktions- 
pläne für die Gleichstellung von Frauen und Männern 
2013–2016. Die Fachhochschulen verfügen schon seit 
längerer Zeit über Aktionspläne.
BEST PR AC TICES
dEZA-Gender-Politik
Die DEZA führte 1993 eine erste DEZA-Politik für eine gleichbe-
rechtigte Entwicklung für Männer und Frauen ein und förderte die 
Umsetzung insbesondere durch die Schulung des Personals. 2003 
erarbeitete die DEZA eine neue Gender-Politik und führte Gender 
Mainstreaming als verbindlichen Grundsatz für die gesamte Institu-
tion ein. Der Ansatz basiert auf einer dreifachen Strategie, nämlich 
Genderaspekte in allen Programmen transversal zu verankern, geziel-
te gender-spezifische Interventionen umzusetzen sowie entspre-
chende institutionelle Massnahmen einzufordern. Die DEZA verfügt 
dazu über Instrumente, um die unterschiedlichen Rollen, Aufgaben 
und Bedürfnisse von Frauen und Männern in die Programme der 
Entwicklungszusammenarbeit einzubauen und sie in der bilateralen 
und multilateralen Zusammenarbeit zu vertreten. Im Sinn des Gender 
Mainstreaming fördert die DEZA nicht nur die Chancengleichheit von 
Frauen und Männern als transversales Thema in den Entwicklungs-
programmen, sondern auch innerhalb ihrer eigenen Organisation 
(Zentrale und Kooperationsbüros), bei den Partnerorganisationen 
und im Politikdialog. Zudem analysiert die DEZA ihre eigenen Pro-
grammausgaben auf die geschlechterspezifischen Auswirkungen 
und prüft die Gendersensibilität ihrer Projekte anhand jährlicher Fort-
schrittsberichte und Evaluationen.
www.deza.admin.ch/de/Home/Themen/Gleichstellung_von_Frau_und_Mann 
Gender Budgeting in Basel-Stadt
Der Kanton Basel Stadt überprüfte ab 2005 die Verteilung der 
Staatsausgaben auf die Geschlechter und erarbeitete 2009 Gleich-
stellungskennzahlen für den Bildungsbereich und einen Leitfaden 
zur geschlechtergerechten Rechnungs- und Budgetanalyse. Die drei 
folgenden Studien wurden durchgeführt: Geschlechterspezifische 
Ausgabeninzidenzanalyse, Staatsausgaben und unbezahlte Arbeit, 
Personalausgaben und Beschäftigung in der Verwaltung. 
www.gleichstellung.bs.ch 
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Gender Mainstreaming: Aktionspläne der Stadt Bern und 
der Stadt Zürich 
Die beiden Städte Bern und Zürich haben Aktionspläne erarbeitet, die 
den Gleichstellungsgedanken in den verschiedenen Politikfeldern als 
Querschnitts- und Führungsaufgabe wahrnehmen und die verschie-
denen Verwaltungsabteilungen in die Gleichstellungsarbeit einbezie-
hen. Die Stadt Bern setzte als erste Schweizer Gemeinde 2009 einen 
Aktionsplan zur Gleichstellung von Frauen und Männern in Kraft. 
Nach positiver Bilanz wird er für die Jahre 2014–2017 weitergeführt. 
Auch für den Aktionsplan der Stadt Zürich, bezeichnet als Gleich-
stellungsplan 2009–2013, gibt es aufgrund der positiven Ergebnisse 
einer externen Evaluation im Jahr 2013 eine Weiterführung.  
www.gleichstellung.bern.ch 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung 
legislaturplanung des Bundes 2011–2015
Für die Legislatur 2011–2015 setzt sich der Bundesrat im Rahmen der 
Leitlinie 7 Chancengleichheit sowie geschlechtliche und sprachliche 
Gleichstellung zum Ziel. Dazu werden in der Legislaturplanung Mass-
nahmen zur Zielerreichung formuliert – so z.B. zur Bekämpfung der 
Lohndiskriminierung, zur Erhöhung von Frauen in Führungspositio-
nen, im Bereich der häuslichen Gewalt und zur Förderung von Frauen 
in den MINT-Fächern. Das Bundesamt für Statistik beobachtet die 





Die bestehenden öffentlichen und nichtstaatlichen Strukturen für 
die Gleichstellung von Frau und Mann engagieren sich in beachtli-
chem Umfang für die Anliegen der Gleichstellung. Die Notwendig-
keit dieser Strukturen wird häufig in Frage gestellt und die (knap-
pen) Ressourcen wurden seit der Verabschiedung des Aktionsplans 
nur punktuell erweitert oder teilweise gar abgebaut. Aussenpolitisch 
sind die neuen Instrumente von Gender Mainstreaming und Gender 
Budgeting gut verankert, innenpolitisch konnten sie sich nur begrenzt 
etablieren. Es besteht Handlungsbedarf in den folgenden Bereichen:
Stärkung der Fachstellen für die Gleichstellung von  
Frau und Mann
 1:  Ausstattung der öffentlichen Fachstellen für Gleichstellung auf 
allen Ebenen sowie aller Abteilungen, die mit Geschlechterfra-
gen betraut sind, mit angemessenen finanziellen und perso-
nellen Ressourcen
 2:  Nachhaltige finanzielle Unterstützung von Dach- und Fachver-
bänden der Zivilgesellschaft, die sich für die Gleichstellung von 
Frau und Mann einsetzen 
 3:  Verstärkung der Zusammenarbeit der öffentlichen Fachstellen 
für die Gleichstellung von Frau und Mann und der Zivilgesell-
schaft im Hinblick auf die Entwicklung und Durchführung 
einer gesamtschweizerischen Gleichstellungsstrategie 
 4:  Systematische Berücksichtigung der Anliegen der Gleich-
stellung in den Aktivitäten der öffentlichen Verwaltung auf 
Bundes-, kantonaler und kommunaler Ebene, bei Gesetzge-
bung, Vollzug und Finanzen sowie Bereitstellung von Instru-
menten
 5:  Umsetzung bestehender Leitfäden zu geschlechtergerechter 
Sprache
Aussenpolitisches Engagement und internationale  
Zusammenarbeit
 6:  Nachhaltige finanzielle Beiträge an multilaterale Organisatio-
nen und Organisationen der Zivilgesellschaft, die sich für die 
Gleichstellung von Frau und Mann einsetzen
 7:  Stärkung der Strukturen und Prozesse zur Förderung von 
Gleichstellung von Frau und Mann in Partnerländern sowie 
Förderung von Gender Budgeting im Rahmen der internatio-







































ZAHlEn Und FAk TEn
Die Schweiz hat die Menschenrechte der Frauen auf Verfassungs- 
und Gesetzesebene sehr spät realisiert. Als eines der letzten Länder 
Europas hat sie 1971 den Frauen auf nationaler Ebene politische 
Rechte gewährt und erst 1981 den Grundsatz der Gleichstellung von 
Frau und Mann in die Verfassung aufgenommen. Mit dem Gleichstel-
lungsgesetz verfügt sie seit 1996 über ein rechtliches Instrument, das 
die Verwirklichung der tatsächlichen Gleichstellung der Geschlechter 
(im Erwerbsleben) fördert.
Die Schweiz hat die internationalen Menschenrechtsüberein-
kommen relativ spät ratifiziert. Dem Übereinkommen zur Besei-
tigung jeder Form von diskriminierung der Frau CEDAW ist sie 
erst 1997 beigetreten. Das EDA betrachtet das Engagement für die 
Menschenrechte der Frauen seit einiger Zeit als eine ihrer Prioritäten 
und nutzt seine Möglichkeiten, um die Diskriminierung von Frauen 
sowohl auf der multilateralen als auch auf der bilateralen Ebene 
sowie in der internationalen Zusammenarbeit zu bekämpfen und die 
Rechte der Frauen und Mädchen zu stärken.
UMSETZUnGSSTAnd dES Ak TIonSPl AnS
Der Aktionsplan fordert die Umsetzung der Menschenrechtsinstru-
mente, die Beseitigung der rechtlichen und faktischen Diskriminie-
rung aufgrund von Geschlechtszugehörigkeit sowie die bessere Ver-
mittlung von juristischem Wissen.
nATIonAlE EBEnE
Die Schweiz erstattet den einschlägigen UNO-Gremien regelmässig 
Bericht über den Stand der Umsetzung der von ihr ratifizierten 
Menschenrechtsübereinkommen. Damit ist das Bewusstsein der 
Behörden für ihre Verpflichtungen auch im Bereich der Gleichstel-
lung von Frau und Mann gestiegen.191 Die systematische Samm-
lung und Analyse von gleichstellungsrelevanten Daten hat sich nicht 
zuletzt in diesem Zusammenhang stark verbessert und strukturelle 
Diskriminierungen sichtbarer gemacht. In den letzten Jahren wurden 
zudem die Bemühungen verstärkt, die Empfehlungen der zuständi-
gen internationalen Gremien in Rechtsetzung und Rechtsanwendung 
umzusetzen. So hat die Bundesverwaltung etwa einen Aktionsplan 
für die Umsetzung der Empfehlungen des CEDAW-Ausschusses ver-
abschiedet und umgesetzt (s. Best Practices). Mit der Ratifizierung 
des Fakultativprotokolls zum CEdAW-Übereinkommen 2008 
hat die Schweiz ihre Verpflichtungen im Bereich der Menschenrechte 
von Frauen verstärkt: Einzelpersonen oder Personengruppen können 
sich bei Verletzungen von Rechten aus dem Übereinkommen an den 
CEDAW-Ausschuss wenden, wenn die innerstaatlichen Rechtsmittel 
ausgeschöpft sind.192 Ebenso hat die Schweiz durch die Ratifikation 
des Zusatzprotokolls von 2000 zum Übereinkommen gegen trans-
nationale organisierte Kriminalität, dem sogenannten Palermo-Pro-
tokoll, zusätzliche Verpflichtungen zur Verhütung, Bekämpfung und 
Bestrafung des Menschenhandels, im Besonderen des Frauen- und 
Kinderhandels übernommen.193
Die Anpassung der schweizerischen Gesetzgebung an die 
internationalen normen hat namentlich beim Scheidungsrecht und 
beim Namensrecht Fortschritte gemacht (s. auch Kapitel A Armut). 
Dank dem neuen Namensrecht konnte die Schweiz ihren Vorbehalt 
zu Art. 16 Abs. 1 Bst. g des CEDAW-Übereinkommens zurückziehen. 
Eine allgemeine Mutterschaftsversicherung und die Verstärkung des 
straf- und zivilrechtlichen Schutzes vor Gewalt waren weitere Mei-
lensteine (s. Kapitel D Gewalt und F Wirtschaft).Mit den Strafnor-
men gegen FGM und gegen Zwangsheirat wurde der strafrechtliche 
Schutz von Frauen und Mädchen gegen menschenrechtsverletzende 
Praktiken verbessert.
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Die neue Bundesverfassung, die im Jahr 2000 in Kraft getreten ist, 
enthält ein allgemeines Diskriminierungsverbot (Art. 8 Abs. 2 BV), 
ergänzt durch das Gebot der Gleichberechtigung von Frau und Mann 
und der Pflicht des Staates, Massnahmen zur Geschlechtergleichstel-
lung zu ergreifen (Art. 8 Abs. 3 BV). In der Schweiz gibt es kein all-
gemeines Gesetz zum Schutz vor diskriminierung. Wie sich dies 
auf den Rechtsschutz gegen Diskriminierung auswirkt, wird zurzeit 
im Rahmen einer vom Bund in Auftrag gegebenen Studie durch das 
Schweizerische Kompetenzzentrum für Menschenrechte (SKMR) 
untersucht. Problemfelder sind namentlich Diskriminierung von 
Frauen aufgrund von Schwangerschaft und Mutterschaft (z. B. bei 
Anstellungen und Kündigungen), durch häusliche Gewalt sowie auf-
grund sexueller Orientierung und Geschlechtsidentität. Hinzu kommt 
das Problem der Mehrfachdiskriminierung.194 Verschiedene Frauen-
organisationen bieten Beratung an, um den Frauen den verfassungs-
rechtlich garantierten Zugang zu gerichtlichen Verfahren spezifisch 
zu erleichtern.  
Die gerichtliche Prüfung von Bundesgesetzen auf ihre Verfassungs-
mässigkeit (Verfassungsgerichtsbarkeit auf Bundesebene), wie sie im 
Aktionsplan angeregt wird, wurde bis jetzt vom Parlament abgelehnt. 
Mit dem SkMR wurde 2010 zwar keine Ombudsstelle, aber eine Ins-
titution geschaffen, die den Prozess der Umsetzung internationaler 
Menschenrechtsverpflichtungen der Schweiz auf allen Stufen (Bund, 
Kantone und Gemeinden) unterstützt. Der Bereich Geschlechter-
politik des SkMR befasst sich dabei speziell mit Fragen der Diskrimi-
nierung aufgrund von Geschlechtszugehörigkeit, sexueller Orientie-
rung und Geschlechtsidentität.195
Die EKF sowie verschiedene Frauenorganisationen bemühen sich, das 
Wissen über die Menschenrechte von Frauen zu verbessern. Die 
EKF hat einen CEdAW-leitfaden für die Rechtspraxis herausge-
geben (s. Best Practices).196 Dieser richtet sich an Anwältinnen und 
Anwälte, Gerichte und Rechtsberatende und soll es ihnen erleichtern, 
CEDAW in der Rechtspraxis zu nutzen. 
Seit der Asylgesetzrevision von 1998 gibt es eine explizite gesetzliche 
Grundlage für die Anerkennung frauenspezifischer Fluchtgrün-
de.197 Das BFM trägt der speziellen Situation von Frauen im Asylver-
fahren mit verschiedenen Massnahmen Rechnung. 
InTERnATIonAlE EBEnE
Die Schweiz hat ihr aussenpolitisches Engagement im Bereich der 
Menschenrechte von Frauen sowohl auf bilateraler als auch auf multi-
lateraler Ebene in den letzten Jahren deutlich verstärkt.198 Die Schweiz 
tritt in multilateralen Gremien (UNO, OSZE, Europarat) zunehmend 
aktiv auf und setzt sich mit Nachdruck für eine Stärkung der Rechte 
von Frauen und Mädchen ein. Das zeigt sich exemplarisch in der CSW, 
in der die Schweiz seit 2013 stimmberechtigtes Mitglied sowie für die 
Periode 2013–2015 als Vertreterin der westlichen Staaten Mitglied 
des fünfköpfigen Büros ist.199 Mit der Rolle der Verhandlungsführerin 
der Agreed Conclusions der 58. CSW 2014 hat die Schweiz einen 
wichtigen Beitrag geleistet und dadurch eine führende Rolle auf mul-
tilateraler Ebene übernehmen können. 2013 wurde die Women’s 
Human Rights App und Webseite veröffentlicht, welche das EDA 
in Zusammenarbeit mit dem SKMR realisiert hat und welche welt-
weit auf grosse Resonanz gestossen ist (s. Best Practices). Auch in 
der bilateralen Menschenrechtsarbeit der Schweiz, etwa in den 
Menschenrechtsdialogen, werden Fragen rund um die Rechte der 
Frauen öfter angesprochen. Das EDA unterstützt im Rahmen seiner 
Menschenrechtspolitik wie auch in der Entwicklungszusammenarbeit 
diverse nationale und internationale NGOs, welche sich für die Men-
schenrechte von Frauen einsetzen.
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MEIlEnSTEInE
2000 Die neue Bundesverfassung statuiert in Art. 8 Abs. 2 
ein allgemeines Diskriminierungsverbot. Genannt wird 
explizit auch das Geschlecht. Art. 8 Abs. 3 verlangt 
nebst der rechtlichen neu ausdrücklich auch die tat-
sächliche Gleichstellung in der sozialen Wirklichkeit.
2006 Die Schweiz ratifiziert das Zusatzprotokoll zur Verhü-
tung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschen-
handels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels 
zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität von 
2000.
2008 Die Schweiz ratifiziert das Fakultativprotokoll zum 
 CEDAW-Übereinkommen von 1999, das die Möglich-
keit einer individuellen Beschwerde wegen Diskriminie-
rung vor dem CEDAW-Ausschuss vorsieht.
2010 Das Schweizerische Kompetenzzentrum für Menschen-
rechte wird geschaffen.
2011 Patricia Schulz, ehemalige Direktorin des EBG, wird als 
erste Schweizerin in den CEDAW-Ausschuss gewählt 
und im Juni 2014 für eine zweite, vierjährige Periode 
wiedergewählt.
2012 Die Schweiz ratifiziert das Übereinkommen zur 
Bekämpfung des Menschenhandels des Europarates 
von 2005.
2013 Die Schweiz wird für 4 Jahre stimmberechtigtes Mit-
glied der CSW und für 2 Jahre Vertreterin der westli-
chen Staaten im fünfköpfigen Büro der CSW.
2013 Die Schweiz unterzeichnet das Übereinkommen des 
Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von 
 Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt von 2011.
2014 Die Schweiz ratifiziert das Übereinkommen zum Schutz 
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem 
Missbrauch (Lanzarote-Konvention) von 2007.
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CEdAW-Aktionsplan
Unter Federführung des EBG hat eine interdepartementale Arbeits-
gruppe der Bundesverwaltung einen Aktionsplan erarbeitet, der 
Massnahmen zur Umsetzung der Empfehlungen des CEDAW-Aus-
schusses von 2009 in den verschiedenen Departementen auflis-
tet. Das Übereinkommen CEDAW wird damit zum Referenzrahmen 
der administrativen Tätigkeit im Bereich der Gleichstellung und im 
Bewusstsein der Verwaltung besser verankert.  
www.ebg.admin.ch/themen/00007/00070/index.html?lang=de 
Women’s Human Rights App und Webseite
Im Auftrag des EDA hat der Bereich Geschlechterpolitik des SKMR 
eine App und Webseite zu Menschenrechten von Frauen entwickelt, 
welche Diplomatinnen und Diplomaten sowie Menschenrechtsvertei-
digerinnen und -verteidigern einen einfachen Zugang zu relevanten 
UNO-Dokumenten ermöglicht. Die App erlaubt eine schlagwortge-
stützte Suche nach Definitionen, rechtlichen Grundlagen und soge-
nannter Agreed Language und wird zweimal pro Jahr aktualisiert. 





Die EKF hat einen Online-Leitfaden für die Anwendung des UNO-
Frauenrechtsübereinkommens CEDAW in der Schweiz publiziert. Er 
macht Anwältinnen, Anwälte, Gerichte und Rechtsberatungsstellen 
mit diesem internationalen Instrument vertraut und zeigt anhand von 
Modellbeispielen, wie es vor Schweizer Gerichten genutzt werden 
kann. 
www.ekf.admin.ch/dokumentation/00596/?lang=de 
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Mit der Ratifizierung verschiedener Menschenrechtsinstrumente und 
entsprechenden Gesetzesanpassungen konnten verschiedene Fort-
schritte erreicht werden. Weiterer Handlungsbedarf wird in den fol-
genden Bereichen geortet: 
Menschenrechtsstandards als Ressource für  
Gleichstellungsbemühungen
 1:  Verstärkung der Nutzung von internationalen Instrumenten 
und Verfahren (im Besonderen der Berichte und Empfehlun-
gen von internationalen Gremien) für die Debatte über Dis-
kriminierung (einschliesslich besonders verletzlicher Gruppen 
von Frauen) und für die strategische Orientierung der Gleich-
stellungspolitik
 2:  Verstärkung der Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die 
Menschenrechte der Frauen und Verstärkung der Menschen-
rechtsbildung auf allen Bildungsstufen sowie in der Aus- und 
Weiterbildung der Verwaltung, insbesondere in Polizei und 
Justiz, und in den Bereichen Medien und Bildung
Aussenpolitisches Engagement und internationale  
Zusammenarbeit
 3:  Konsequenter, expliziter Einbezug der Menschenrechte von 
Frauen und Mädchen in politische Konsultationen und Men-
schenrechtsdialoge sowie menschenrechtsbasierte Umset-
zung von Programmen der internationalen Zusammenarbeit
 4:  Besondere Durchsetzung der Menschenrechte von Frauen und 
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Geschlechterstereotype sind in den Medien weit verbreitet. Bei der 
Darstellung von Frauen und Männern werden oft stereotype Rollen-
bilder vermittelt und problematische Werthaltungen unterstützt. Von 
stereotypen Bildern und sexistischer Berichterstattung sind sowohl 
Frauen als auch Männer – in unterschiedlicher Weise – betroffen. 
ZAHlEn Und FAk TEn
Frauen sind sowohl in den Medienbeiträgen wie auch bei den 
Medienschaffenden stark untervertreten. Seit 1995 ist der Anteil der 
Medienbeiträge, die über Frauen berichten, weltweit von 17% auf 
24% gestiegen.200 2010 wurden 37% der Berichte von Journalist-
innen verfasst. Somit hat dieser Anteil zugenommen, betrug er doch 
1995 erst 28%.
Die Schweiz liegt leicht unter diesen weltweiten Mittelwerten. So 
sind nur 22% der Personen in Medienbeiträgen weiblich.201 Es 
zeigen sich allerdings Unterschiede entlang der Sprachregionen (s. 
Abbildung 1). Den höchsten Anteil an Beiträgen über Frauen ver-
zeichnen die italienischsprachigen Medien (35%), den tiefsten die 
Deutschschweizer Medien (19%).
 
Mit Blick auf die nachrichtenproduzentinnen und -produzenten 
in Radio, Fernsehen und Printmedien liegt der Frauenanteil in der 
Schweiz mit 34% ebenfalls unter dem weltweiten Durchschnitt. Eine 
Ausnahme bildet das Tessiner Fernsehen; dort wurden am Stichtag 
70% der Nachrichten von Frauen realisiert oder präsentiert (s. Abbil-
dung 2).
Die mediale Berichterstattung über Frauen und Männer zeigt 
einige geschlechtsspezifische Auffälligkeiten. So werden Frauen häu-
figer als Männer als laienhaft oder unqualifiziert dargestellt. Männer 
dagegen werden tendenziell öfter als kompetent und, gemessen 
an den realen Verhältnissen, überproportional häufiger als Politiker, 
Akademiker oder Experten gezeigt. Solche Repräsentationen stützen 
traditionelle Rollenbilder und werden den vielfältigen gesellschaftli-
chen Rollen der heutigen Frauen und Männer nicht gerecht. Auffällig 
sind zudem Unterschiede nach Themen der Berichterstattung. In den 
Bereichen Kultur, Freizeit und Unterhaltung sind Frauen in der Mehr-
heit, während sie in den Rubriken Wirtschaft, Technik, Forschung etc. 
kaum präsent sind. Selten hingegen treten Frauen als Expertinnen 
oder Autoritätsfiguren auf. Bei Meldungen, die explizit Geschlechter-


































In den Meldungen der Tageszeitungen vorkommende Personen
nach Geschlecht und Region, 2010





























Verantwortliche Medienschaffende bei der Tagesschau
nach Geschlecht und Region, 2010




UMSETZUnGSSTAnd dES Ak TIonSPl AnS
nATIonAlE EBEnE
Der Aktionsplan sieht in erster Linie mehr Forschung und eine Verbes-
serung der Teilhabe von Frauen an den Medien vor. 
Die Förderung der Forschung über Frauen und Medien wurde bis-
lang nur punktuell vorangetrieben. Seit 1995 findet alle fünf Jahre 
das Global Media Monitoring Project (GMMP) statt, welches in zahl-
reichen Ländern weltweit die Teilhabe von Frauen und Männern an 
den Informationsmedien (Print, Radio, Fernsehen, Internet) unter-
sucht.203 Seit 2010 ist die Schweiz auch beim GMMP dabei.
Verschiedene Organisationen wie etwa Terre des Femmes oder die 
Frauensekretariate des Schweizer Syndikats Medienschaffender 
(SSM) befassen sich mit Geschlechterbildern in den Medien und 
setzen sich für eine nicht-sexistische darstellung von Frauen ein. 
Zudem wurden Kampagnen zur Verbreitung von nicht-sexistischen 
Frauen- und Männerbildern gestartet.
Massnahmen gegen Pornografie und Gewalt gegen Frauen in 
den Medien wurden bisher nicht ergriffen. Das Strafgesetz verbie-
tet aber die Produktion, den Verkauf, das Zeigen sowie den Erwerb 
und Besitz harter Pornografie.204 Regulierungsbedarf besteht weiter 
im Jugendmedienschutz. Eine neue Herausforderung, die vom Akti-
onsplan noch nicht adressiert worden ist, stellen die neuen Medien 
dar. Diese bieten teilweise einen sehr niederschwelligen Zugang zu 
frauenverachtenden und pornographischen Darstellungen, die insbe-
sondere von Jugendlichen konsumiert werden. Das nationale Pro-
gramm jugend und Medien (2011–2015), das vom BSV gemein-
sam mit den Medienbranchen durchgeführt wird, setzt sich für einen 
wirksamen Jugendmedienschutz ein. Hauptziel des Programms ist die 
Förderung eines sicheren, altersgerechten und verantwortungsvollen 
Umgangs von Kindern und Jugendlichen mit digitalen Medien. Eltern, 
Lehr- und Fachpersonen bietet das Programm gezielte Informationen, 
Unterstützung und Tipps für eine geeignete Begleitung von Kindern 
und Jugendlichen. Eine im Rahmen des Programms erstellte Studie 
zu den technologischen Entwicklungs- und Nutzungstrends von 
digitalen Medien kommt zum Schluss, dass Pornografie, ungewollte 
Kontakte und Datenschutz zentrale Probleme und eine grosse Her-
ausforderung für den Kinder- und Jugendmedienschutz darstellen. 
Der bereits vorliegende Teilbericht dient als Grundlage für eine neue 
Ausgestaltung des Jugendmedienschutzes.205
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Der vom Aktionsplan geforderte Einbezug von Geschlechterfra-
gen in die Aus- und Weiterbildung der Medienschaffenden ist 
marginal geblieben. Studierende der Medienwissenschaften können 
etwa an der Universität Freiburg Wahlleistungen in Gender Studies 
erbringen. Hingegen sind Geschlechterfragen kein Thema in der Aus- 
und Weiterbildung von Medienschaffenden, beispielsweise in der 
internen Ausbildung beim Schweizer Radio und Fernsehen (SRF).
Auch in den leitenden Funktionen der Medienbranche sind 
Frauen deutlich in der Unterzahl. In der Geschäftsleitung der Schwei-
zerischen Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) sitzt neben sechs 
Männern eine Frau. Der Verwaltungsrat zählt zwei Frauen und sieben 
Männer. Ähnlich sieht die Situation bei privaten Schweizer Medien-
unternehmen aus, etwa in der Ringier- und der Tamedia-Gruppe.206 
Die SRG will den Frauenanteil in Kaderfunktionen bis 2020 auf 30% 
erhöhen.207
Der Aktionsplan sieht ferner Massnahmen zum kampf gegen 
erniedrigende Frauenbilder in der Werbung vor. Mit diesem 
Anliegen befasst sich die Schweizerische Lauterkeitskommission (s. 
Best Practices). Die Werbebranche hat sich zudem verpflichtet, sexis-
tische Werbung zu unterlassen. Trotzdem wird von Seiten der Frauen-
organisationen immer wieder auf die stereotype und problematische 
Darstellung insbesondere von Frauen in der Werbung hingewiesen. 
2013 wurde ein Leitfaden zur gender-gerechten Berichterstattung in 
den Medien erstellt (s. Best Practices).208
InTERnATIonAlE EBEnE
Der Aktionsplan sieht auf internationaler Ebene vor allem Forschung 
zu Frauen und Medien, Medienausbildung von Frauen sowie Networ-
king unter weiblichen Medienschaffenden vor. 
Das EDA fördert punktuell Projekte zu Frauen und Medien in Ent-
wicklungsländern. Zwischen 2001 und 2008 unterstützte die DEZA 
die internationalen Bemühungen zur Einbindung von Informations- 
und Kommunikationstechnologien (IKT) in die Entwicklungsprozes-
se und förderte verschiedene Organisationen und Projekte – jedoch 
ohne expliziten Fokus auf Geschlechterfragen.
Eine Unterstützung und Ausbildung von Medienfrauen hat punk-
tuell stattgefunden. So wurde beispielsweise ein Gendertraining für 
Radiomacherinnen und -macher in ländlichen Gebieten Westafrikas 
organisiert.
Der Austausch zwischen Medienfrauen im Süden und im 
norden erfolgt höchstens über NGOs. Allerdings unterstützt das 
EDA das Medienausbildungszentrum MAZ, das jungen Journalistin-
nen und Journalisten die Möglichkeit bietet, ein Praktikum in südli-
chen Ländern zu machen.
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Schweizerische lauterkeitskommission 
Als Selbstkontrollorgan der Schweizer Werbebranche hat die Lauter-
keitskommission den Auftrag, auf begründetes Ersuchen hin kosten-
los gegen unlautere Werbung vorzugehen. Jede Person kann eine 
Werbung oder andere Formen primär kommerzieller Kommunikation, 
die ihrer Meinung nach unlauter ist, bei der Kommission beanstan-
den. Die Grundsätze der praktischen Anwendung des Lauterkeitsge-
setzes enthalten auch einen Abschnitt zu geschlechterdiskriminieren-
der Werbung. Als rein privatrechtliches Selbstkontrollorgan verfügt 
die Lauterkeitskommission allerdings nur über sehr beschränkte 
Sanktionsmöglichkeiten.
www.lauterkeit.ch 
Prix Femmes & Médias
Die Fachstellen für die Gleichstellung von Frau und Mann aus den 
französischsprachigen Kantonen haben den Preis Prix Femmes & 
Médias lanciert, der seit 2012 Journalistinnen und Journalisten aus-
zeichnet, die sich für die Gleichstellung der Geschlechter einsetzen 
und die Öffentlichkeit dadurch für diese Thematik sensibilisieren. 
www.egalite.ch/femmes-medias (nur in französischer Sprache)
leitfaden zu gender-gerechter Berichterstattung  
in den Medien
Die drei Verbände SSM, Syndicom und Impressum haben zusammen 
mit der Medienwissenschaftlerin Martina Leonarz einen Leitfaden 
zu gender-gerechter Berichterstattung in den Medien erarbeitet und 
2013 herausgegeben.
www.ssm-site.ch/medien/dossiers/medien-und-geschlecht 
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Frauen sind in den Medien unterrepräsentiert, die Berichterstattung 
ist zu wenig geschlechtergerecht und in der Werbung sind stereotype 
und sexualisierte Bilder von Frauen und Männern weit verbreitet. Eine 
besondere Herausforderung stellen die neuen sozialen Medien dar. 
Handlungsbedarf besteht in folgenden Bereichen: 
Repräsentation von Frauen in den Medien und Förderung 
von geschlechtergerechter Berichterstattung 
 1: Förderung des Einbezugs von Geschlechterfragen in die Aus- 
und Weiterbildung von Medienschaffenden 
 2: Ausgewogenes Geschlechterverhältnis bei den Medienschaf-
fenden auf allen Hierarchiestufen 
Bekämpfung von Geschlechterstereotype
 3: Bekämpfung von frauen- und männerverachtenden Darstel-
lungen in der Werbung und medialen Berichterstattung
 4: Stärkung der Medienkompetenz von Jugendlichen und von 
Massnahmen zur Bekämpfung sexistischer und pornografi-
scher Darstellungen, insbesondere in den neuen Medien und 
Gratiszeitungen
Aussenpolitisches Engagement und internationale  
Zusammenarbeit
 5: Unterstützung von Frauen in den Medien in den Partner-
ländern der Schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit 
und Förderung des Einbezugs von Geschlechterfragen, zum 
Beispiel durch entsprechende Aus- und Weiterbildung von 
Medienschaffenden
 6:  Aufnahme des Themas Sexismus und Geschlechterstereotype 





















Frauen haben eine wichtige Rolle bei der Entwicklung von nachhal-
tigen und ökologischen Verhaltensweisen beim Konsum und in der 
Produktion – dies stellte die Aktionsplattform der UNO-Weltfrauen-
konferenz Beijing 1995 fest. 
ZAHlEn Und FAk TEn
Frauen sind weltweit in besonderer Weise von der Umweltdegrada-
tion und von Umweltkatastrophen betroffen.209 Frauen und Männer 
unterscheiden sich aber auch in Bezug auf ihr Verhalten zur Umwelt 
– etwa in den Bereichen Konsum und Mobilität.210 In vielen Kontexten 
verfügen Frauen auch über ein spezifisches Wissen und spezifische 
Handlungsspielräume im Umgang mit Umweltthemen. Deshalb soll-
ten sich die Frauen aktiver in die Umweltpolitik einbringen und auch 
effektiver einbezogen werden.211 
In der Schweiz ist der Frauenanteil in den Umweltnaturwissen-
schaften – anders als in anderen MINT-Fächern – sehr hoch. Zwi-
schen 2000 und 2011 ist er an der ETH Zürich kontinuierlich gestiegen 
und lag 2011 bei 52% (s. Abbildung 1). Andererseits sind Frauen auf 
der Seite der Dozierenden in Umweltnaturwissenschaften praktisch 
inexistent: Im Departement Umweltwissenschaften der ETH Zürich 
gibt es 23 ordentliche Professoren und eine einzige Professorin. 
In der Geschäftsleitung des Bundesamts für Umwelt (BAFU) 
sind zurzeit vier von neun Mitgliedern Frauen. Der Frauenanteil auf 
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Abbildung 1
Frauenanteil in den Umweltnaturwissenschaften an der ETH  
in %, 2000–2011
Quelle: BFS, ETH


















Anteil Frauen und Männer auf der Leitungsebene des 
Bundesamts für Umwelt
in %, Stand Dezember 2013
Quelle: BAFUMänner Frauen
UMSETZUnGSSTAnd dES Ak TIonSPl AnS
nATIonAlE EBEnE
Im Aktionsplan hat sich die Schweiz zum Ziel gesetzt, die Mitspra-
che von Frauen bei umweltpolitischen Entscheiden zu fördern, die 
Anliegen von Frauen in die Politik für eine nachhaltige Entwicklung 
einzubeziehen und die Auswirkungen der Umweltpolitik auf Frauen 
zu erfassen. 
In Bezug auf die Mitsprache von Frauen achtet das BAFU bei der 
Vergabe von Aufträgen an externe Partnerinnen und Partner darauf, 
dass Firmen berücksichtigt werden, die einen bestimmten Anteil 
Frauen – auch in leitenden Positionen – beschäftigen. 
Ein nationales Gremium «Frauen und Umwelt», wie es der Aktions-
plan vorsieht, gibt es bislang nicht. In der Schweiz existiert seit 1989 
ein privatrechtlicher Verein FachFrauen Umwelt (ffu). Dieser Verein 
setzt sich für Chancengleichheit in Umweltberufen ein, erarbeitet 
genderspezifische Perspektiven für Umweltthemen und bringt diese 
in die öffentliche Diskussion ein. Dies geschieht unter anderem durch 
eine Expertinnendatei, einen Stellenpool, Weiterbildungsangebote 
(u.a. Seminare, Vorträge und Podien), Nachwuchsförderung sowie 
Stellungnahmen (u.a. Vernehmlassungen) und Positionspapiere.
Zwar ist der Frauenanteil in Entscheidungspositionen beim BAFU 
hoch, nicht immer wird jedoch den Zusammenhängen zwischen 
Gender, Umwelt und nachhaltiger Entwicklung in den für 
Umweltbelangen zuständigen Bundesämtern die nötige Beachtung 
geschenkt. Ein positives Beispiel auf diesem Gebiet liefert die Wald- 
und Holzwirtschaft, welche von 2005–2007 das Sensibilisierungspro-
jekt  silviasilvio durchführte (s. Best Practices).
Der Einbezug der Anliegen von Frauen in die Politik für eine 
nachhaltige Entwicklung 212 erfolgt vor allem auf internationaler 
Ebene. In der Schweiz wurden im Bereich der Produkte-Deklaration 
verschiedene Massnahmen ergriffen, ohne dass dabei eine Gender-
Perspektive berücksichtigt worden wäre. 
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Die Erfassung der Auswirkungen der Umweltpolitik auf Frauen 
findet nur punktuell statt und ein Genderansatz in der Umwelt-
forschung ist kaum zu erkennen. Die Geschlechterthematik wird 
derzeit noch weitgehend in Form von Sensibilisierungsbemühungen 
sichtbar. So wurde etwa im Rahmen des Forschungskonzepts Umwelt 
2008–2011 auf die Notwendigkeit der verstärkten Förderung von 
Frauen in der Umweltforschung hingewiesen.213 Konkrete Analysen 
der Geschlechterdimension von Umweltpolitik gibt es in der Schweiz 
kaum. Ein Beispiel für Umweltforschung mit Genderfokus stellt eine 
Studie zu Frauen in der Forstwirtschaft im Auftrag der Eidgenössi-
schen Forstdirektion dar, welche die Grundlage für Massnahmen zur 
Förderung der Gleichstellung der Geschlechter in Ausbildung und 
Beruf liefern soll.214 Die Studie konstatiert unter anderem, dass die 
Frauen, entgegen dem allgemeinen Trend, auf höherer Qualifikati-
onsstufe (Forstingenieurinnen/-ingenieure ETH) stärker vertreten 
sind als auf tieferen Stufen (Forstwartin/Forstwart, Försterin/Förster). 
Dagegen sind sie in den höchsten Positionen praktisch gar nicht ver-
treten. 
InTERnATIonAlE EBEnE
Auf internationaler Ebene hat sich die Schweiz im Aktionsplan ver-
pflichtet, die Anliegen von Frauen in die Politik für eine nachhaltige 
Entwicklung zu integrieren, Frauen als gleichberechtigte Partnerin-
nen in Umweltprogrammen der Entwicklungszusammenarbeit einzu-
beziehen und die Forschungszusammenarbeit im Umweltbereich zu 
fördern.  
Für den Einbezug der Anliegen von Frauen in die Politik für 
eine nachhaltige Entwicklung stellt international die Rio+20 kon-
ferenz von 2012 ein wichtiger Schritt dar, wurde doch die Gender-
Thematik neu in das Konzept der Nachhaltigkeit integriert.215 Die 
Schweiz engagierte sich – unter der Koordination des BAFU – für die 
Integration der Gender-Thematik sowie in den Umsetzungsarbeiten. 
Der Bundesrat hat eine Strategie Nachhaltige Entwicklung 2012–2015 
verabschiedet, in dem jedoch die Geschlechterdimension noch weit-
gehend fehlt.216 Die Position der Schweiz zur Agenda für eine 
nachhaltige Entwicklung post-2015 setzt sich dagegen klar für 
die Gleichstellung der Geschlechter im zukünftigen Zielrahmen 
für die neuen Entwicklungsziele und die – ebenfalls an der Rio+20 
 Konferenz beschlossene – Formulierung von Nachhaltigkeitszielen 
ein. Die Gleichstellung der Geschlechter soll als eigenständiges Ziel 
definiert und mit zusätzlich gender-spezifischen Zielvorgaben und 
Indikatoren in den anderen Themenbereichen ergänzt werden (s. 
Kapitel A Armut). 217 
Die Gleichstellung von Frau und Mann wird in der schweizerischen Ent-
wicklungszusammenarbeit und humanitären Hilfe als transver-
sales Thema auch in den umweltbezogenen Programmen gefördert – 
beispielsweise in den Bereichen Klimawandel, Wasser, Landwirtschaft 
und Ernährungssicherheit, Katastrophenvorsorge, Nothilfe und Wie-
deraufbau. In den Projekten der DEZA werden zudem Instrumente 
zum besseren Verständnis und zur Berücksichtigung der unterschied-
lichen Rollen von Frauen und Männern an der Verwaltung und Nut-
zung der natürlichen Ressourcen angewendet und evaluiert.
Die Schweiz ist international ebenfalls im netzwerk GenderCC 
(Frauen für Klimagerechtigkeit) vertreten. Dieses internationale Netz-
werk besteht aus Expertinnen und Experten sowie Aktivistinnen 
und Aktivisten aus der ganzen Welt und setzt sich für Klima- und 
Geschlechtergerechtigkeit ein. 
Die Forschungszusammenarbeit nord-Süd in der Umweltfor-
schung wurde in verschiedenen Kontexten realisiert, beispielsweise 
im Nationalen Forschungskompetenzzentrum Nord-Süd (NCCR). Das 
NCCR mit der Universität Bern als Leading House erforschte 2001–
2013 globale Veränderungen und nachhaltige Entwicklung, unter 
punktuellem Einbezug von Geschlechterthemen und wurde von 
DEZA und SNF gemeinsam finanziert. 
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MEIlEnSTEInE
2012 An der Rio+20 Konferenz wird der Einbezug der 
Geschlechterdimension in das Nachhaltigkeitskonzept 
beschlossen.
2013 Der Bundesrat verabschiedet die Position der Schweiz 
zur Agenda für eine nachhaltige Entwicklung.
BEST PR AC TICES
Sensibilisierungsprojekt silviasilvio
Silviasilvio, ein mit Finanzhilfen nach Gleichstellungsgesetz unter-
stütztes Sensibilisierungsprojekt, richtete sich 2005–2007 an Füh-
rungskräfte aus der Wald- und Holzwirtschaft. Ziel des Projekts war 
es, die Führungskräfte zum gender-bewussten Denken und Handeln 
zu motivieren und zu befähigen. 
www.empa.ch/plugin/template/empa/*/63360/---/l=1
Gender-Ansatz des kooperationsbüros in Bangladesh
Die schweizerische Entwicklungszusammenarbeit ist seit 1971 in 
Bangladesh tätig. Sie setzt sich in erster Linie für eine nachhaltige 
Entwicklung und für den Kampf gegen die Armut in diesem Land ein. 
Gender ist dabei als Querschnittsthema expliziter Bestandteil jedes 
Zusammenarbeitsprojekts. Analysiert werden die spezifischen Rollen 
der beiden Geschlechter in der Gesellschaft sowie die Unterschiede 
bezüglich Ressourcenzugang und -kontrolle.
www.deza.admin.ch/de/Home/Laender/Suedasien_und_Himalaja/Bangladesch 
HAndlUnGSBEdARF
Frauen und Männer zeigen ein unterschiedliches Umweltverhal-
ten, sind unterschiedlich von Umweltaspekten betroffen und haben 
ein spezifisches Wissen im Umgang mit Umweltthemen. Sowohl 
als Betroffene als auch als Akteurinnen sollen Frauen stärker in die 
Umweltforschung und -politik sowie in die Verwaltung einbezogen 
werden. Handlungsbedarf wird in den folgenden Bereichen geortet: 
lehre und Forschung zu Gender, Umwelt und  
nachhaltiger Entwicklung
 1: Einbezug der Geschlechterdimension in Forschung zu Umwelt 
und nachhaltiger Entwicklung, unter explizitem Einbezug von 
Fragen zu Care-Arbeit
 2:  Aus- und Weiterbildung von Schlüsselpersonen in Verwaltung, 
Politik, Wirtschaft, Medien und Zivilgesellschaft zu Zusam-
menhängen von Umwelt, nachhaltiger Entwicklung und 
Gender und Intensivierung der Zusammenarbeit
 3:  Einbezug von Geschlechterfragen in nationale Prozesse zu 
nachhaltiger Entwicklung – u.a. im Kontext der Prioritäten von 
Rio+20, der nationalen Strategie Nachhaltigkeit und der post-
2015-Agenda
Aussenpolitisches Engagement und internationale Zusam-
menarbeit
 4:  Konsequente Integration der Geschlechterperspektive im 
Umweltbereich und Bereitstellen der nötigen Ressourcen
 5:  Systematische Berücksichtigung der Bedürfnisse und Einbezug 
von Frauen und Mädchen in Programme zur Reduktion von 
Katastrophenrisiken 

























Gesellschaftliche Normen prägen Kinder. Während Kindheit und 
Jugend werden geschlechtsspezifische Verhaltensmuster eingeübt, 
deren einschränkende Wirkung sowohl Mädchen wie Knaben 
betreffen. Kinder sind zudem verletzlich und werden häufig Opfer 
von Gewalt, etwa in Form von sexuellen Übergriffen. Die Rechte 
der Kinder werden durch das UNO-Kinderrechtsübereinkommen 
von 1989, das 1997 von der Schweiz ratifiziert wurde, besonders 
geschützt.218 Auch die Schweizerische Bundesverfassung hält in Arti-
kel 11 den Anspruch der Kinder und Jugendlichen auf besonderen 
Schutz ihrer Unversehrtheit und auf Förderung ihrer Entwicklung fest.
ZAHlEn Und FAk TEn
Bildungsmässig haben Mädchen in den letzten Jahrzehnten stark 
aufgeholt. Dieser Erfolg wird jedoch relativiert durch die stark ge -
schlechtsspezifische Berufs- und Studienwahl von Mädchen (s. Kapitel 
B Bildung). Die Übernahme geschlechterstereotyper Einstellungen 
und Interessen erfolgt sehr früh, und die Sensibilität von Erziehungs-
berechtigten und Betreuenden ist wenig ausgeprägt.
Sexuelle Übergriffe sind im Leben von Kindern und Jugendlichen – 
insbesondere von Mädchen – keine seltenen Ereignisse.219 In einer 
Befragung von 2011 gaben 22% der Neuntklässlerinnen und 8% 
der Neuntklässler an, bereits einmal von sexueller Gewalt mit Körper - 
kontakt betroffen gewesen zu sein und ein beträchtlicher Teil der 

















Sexuelle Übergriffe an Jugendlichen
in %, 2012
Quelle: AverdiJk, Müller-
Johnson & Eisner (2012)
Knaben Mädchen
UMSETZUnGSSTAnd dES Ak TIonSPl AnS
nATIonAlE EBEnE
Der Aktionsplan sieht verschiedene Massnahmen vor, um die Diskri-
minierung von Mädchen zu bekämpfen und ihre Rechte zu stärken: 
mehr Forschung und eine Verbesserung der Datenlage, der Abbau 
von Geschlechterstereotype und die Bekämpfung von Gewalt gegen 
Mädchen.
Das nationalfondsprojekt 52 (2003–2007) «Kindheit, Jugend und 
Generationenbeziehungen im gesellschaftlichen Wandel» hat neue 
Daten zu den Lebensverhältnissen von Kindern, Jugendlichen und 
Familien in der Schweiz geliefert (s. Best Practices).220 Die Schweizer 
Berichterstattung zur Umsetzung des Uno-kinderrechtsüber-
einkommens wurde verbessert. Zudem wurde die Zusammenarbeit 
mit NGOs sowie mit Kinder- und Jugendgruppen intensiviert. So 
finden jährlich Informationstreffen zwischen dem BSV und dem Netz-
werk Kinderrechte – einem Verein, dem rund 50 NGOs im Bereich 
der Kinderrechte angeschlossen sind – statt. Das Netzwerk verfasst 
im Rahmen der Berichterstattung zur Kinderrechtskonvention den 
Schattenbericht.221 
Seit dem Jahr 2005 bietet das Institut international des Droits de 
l’Enfant, das am Universitätsinstitut Kurt Bösch in Sion angesiedelt ist, 
Weiterbildungen zum Thema kinderrechte an – mit Gender als 
Querschnittsthema. 
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Verschiedene Initiativen im Bildungswesen bemühen sich darum, die 
Lehrkräfte für einen geschlechtergerechten Unterricht zu sensi-
bilisieren (s. Kapitel B Bildung). In die Ausbildung der Lehrkräfte sind 
zwar Gender-Aspekte integriert, jedoch ist es schwierig zu beurtei-
len, wie intensiv und systematisch diese Bemühungen tatsächlich 
sind. Unter dem Stichwort «geschlechtergerechte Pädagogik» wurde 
in den letzten Jahren überdies wichtige Grundlagenarbeit geleis-
tet, indem geschlechtsspezifische Unterschiede bei Schulleistungen, 
Schulabschlüssen oder im Sozial- und Sportverhalten untersucht 
und zahlreiche Projekte zum Abbau von Diskriminierung entwickelt 
wurden (s. Best Practices). Einige Kantone haben die Achtung der 
geschlechtlichen Identität explizit in ihren Bildungs- respektive Schul-
gesetzen festgehalten.
Für mädchenspezifische jugendarbeit, ein weiteres Anliegen des 
Aktionsplans, stellt der Bund gestützt auf das 2013 in Kraft getretene 
totalrevidierte Kinder- und Jugendförderungsgesetz (KJFG) Förder-
mittel bereit.222 Verschiedene Gemeinden kennen ein solches Ange-
bot, das speziell Mädchen im Fokus hat, und die Jugendarbeitenden 
sind in der Fachgruppe Mädchenarbeit des Dachverbands offene 
Kinder- und Jugendarbeit (DOJ) vernetzt. 
Besondere Akzente im Kampf gegen Gewalt an Mädchen wurden 
bei der Prävention von sexueller Ausbeutung und bei der Sensibili-
sierung von Fachleuten für das Thema Kindsmisshandlung gesetzt (s. 
Best Practices). In den letzten Jahren ist die Problematik der Mitbe-
troffenheit von Kindern und Jugendlichen bei Gewalt in der elterli-
chen Paarbeziehung ins Blickfeld von Forschung und Praxis getreten. 
Viele Kinder sind innerhalb der Familie sowohl direkt als auch indirekt 
von Gewalt betroffen.223 In den letzten Jahren ist zudem die Gewalt 
in jugendlichen Paarbeziehungen vermehrt zum Thema geworden. 
Studien weisen darauf hin, dass Gewalt in Teenagerbeziehungen 
ähnlich verbreitet ist wie die häusliche Gewalt unter Erwachsenen 
und entsprechend bei der Prävention und Bekämpfung von Jugend-
gewalt berücksichtigt werden muss.224 Der Bundesrat hat 2010 das 
gesamtschweizerische Präventionsprogramm Jugend und Gewalt für 
die Jahre 2011–2015 beschlossen.225 Das Programm beruht auf einer 
tripartiten Zusammenarbeit zwischen Bund, Kantonen und Städten/
Gemeinden und hat zum Ziel, das Gewaltverhalten von Jugendlichen 
langfristig zu reduzieren. Die Schwerpunkte liegen im Aufbau einer 
Wissensbasis der Gewaltprävention, in der praxisnahen und breiten 
Vermittlung von gesichertem Wissen, der Förderung der Vernetzung 
der Akteurinnen und Akteure und die Verbesserung der Zusammen-
arbeit in den Bereichen Prävention, Intervention und Repression.226 
Im Bereich der sexuellen Gewalt wurden insbesondere bei den Ver-
fahren zur Befragung von jugendlichen Opfern Fortschritte erzielt. 
Die NGO Kinderschutz Schweiz erarbeitete Leitfäden für Fachperso-
nen zur Früherkennung von Kindsmisshandlung. Die meisten Kanto-
ne kennen besondere Schulungen für ihre Polizistinnen und Polizisten, 
die diese über Kinderhandel und über Methoden der Befragung und 
Betreuung von Opfern im Kindesalter aufklären (s. auch Kapitel D 
Gewalt). 
Ein weiteres Anliegen des Aktionsplans gilt der Änderung traditionel-
ler Einstellungen und der Beseitigung gesundheitsschädigender 
traditioneller Praktiken zum Nachteil der Mädchen. Hier hat die 
Schweiz ihre Bemühungen in den letzten Jahren intensiviert. Im Zen-
trum standen dabei FGM und Zwangsheiraten (s. Kapitel D Gewalt). 
Seit Verabschiedung des Aktionsplans sind verschiedene Gesetze 
zum Schutz der kinder und spezifisch der Mädchen geschaf-
fen oder verschärft worden. Auf Bundesebene wurde insbesonde-
re der Kampf gegen pornographische Straftaten an Kindern inten-
siviert. Seit 2002 stellt das Strafgesetzbuch den blossen Besitz von 
Kinderpornografie unter Strafe. 2006 trat das Fakultativprotokoll zum 
Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend den Verkauf 
von Kindern, der Kinderprostitution und der Kinderpornografie für 
die Schweiz in Kraft.227 Seit 2008 sind sexuelle oder pornografische 
Straftaten an Kindern vor der Pubertät unverjährbar.228 
Auch das Bundesgesetz über internationale Kindesentführung und 
die Haager Übereinkommen zum Schutz von Kindern und Erwach-
senen stärkt seit 2009 den Schutz der Kinder und sichert ihnen die 
Beteiligung an den betreffenden Verfahren zu.229 Seit 2011 enthal-
ten das Strafgesetzbuch und das Militärstrafgesetz neu im jeweiligen 
Abschnitt «Kriegsverbrechen» den Straftatbestand «Rekrutierung 
und Verwendung von Kindersoldaten».230 Auch die Kantone sind 
aktiv geworden. Zehn von ihnen verfügen heute über jugend- und/
oder kinderspezifische gesetzliche Grundlagen.231 2014 ratifizierte 
die Schweiz die Europaratskonvention zum Schutz von Kindern vor 
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konven-
tion)232, welche die sexuelle Ausbeutung von Kindern, Kinderprosti-
tution, Kinderpornografie und erzwungene Teilnahme von Kindern 
an pornografischen Vorführungen umfassend verbietet.
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Der Aktionsplan sieht auch verschiedene Massnahmen im aussenpo-
litischen Bereich vor – so die Förderung der Bildung von Mädchen, 
die Bekämpfung von Gewalt gegen Mädchen, inklusive gesundheits-
schädigende traditionelle Praktiken, Schutz von Mädchen in bewaff-
neten Konflikten und Beseitigung von Kinderarbeit. 
Der Schutz der Rechte der Mädchen ist eine Priorität des men-
schenrechtlichen Engagements des EdA. Das EDA engagiert 
sich auf multilateraler Ebene gegen Frühverheiratungen (z.B. 2013 
für eine diesbezügliche Resolution im Menschenrechtsrat) und auf 
bilateraler Ebene (Projekte in Bangladesch, Menschenrechtsdialog 
Tadschikistan) und setzt sich für eine Heraufsetzung des gesetzlichen 
und tatsächlichen Heiratsalters ein. Frauen- und Mädchenrechte und 
insbesondere auch FGM sind Teil der des Schweizer Engagements in 
jährlichen Konsultationen in diversen Menschenrechtsdialogen.
Die DEZA arbeitet eng mit lokalen Organisationen in den Partnerlän-
dern zusammen, um die Bildungssysteme nachhaltig zu verbessern. 
Sie setzt sich dafür ein, dass besonders diejenigen Bevölkerungs-
gruppen, die am stärksten von Armut betroffen und von der Bildung 
ausgeschlossen sind, ihr Recht auf Bildung wahrnehmen und so ihre 
Lebenssituation verbessern können. Dazu gehören insbesondere 
die Mädchen. In einzelnen Projekten unterstützt die DEZA auch die 
Ausbildung von Lehrkräften. Sie arbeitet dabei eng mit UNICEF und 
UNESCO zusammen. 
Die Bekämpfung von Gewalt gegen Mädchen stellt einen Schwer-
punkt der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit dar (s. auch 
Kapitel D Gewalt). Die DEZA unterstützt im Rahmen der Entwick-
lungszusammenarbeit beispielsweise verschiedene Initiativen gegen 
gesundheitsschädigende traditionelle Praktiken vor Ort. Dabei wird 
grosser Wert auf die Stärkung der sexuellen und reproduktiven 
Gesundheit von Mädchen gelegt. Die DEZA unterstützt einerseits 
Aktionen zur Abschaffung von FGM auf multilateraler Ebene durch 
Beiträge an Aktivitäten von UNICEF, UNFPA, UN Women und WHO. 
Andererseits unterstützen Kooperationsbüros in betroffenen Ländern 
Kleinaktionen gegen FGM. In der internationalen Zusammenarbeit 
arbeitet die Schweiz eng mit Akteurinnen und Akteuren aus Regie-
rungen und Zivilgesellschaft zusammen, um die Interventionen im 
Falle von Verletzungen der Rechte der Frauen und Mädchen zu ver-
stärken.
Die DEZA führt Projekte durch, die eine generelle Verbesserung der 
Lebensbedingungen von Kindern anstreben. Ein besonderes Anlie-
gen der Schweiz ist der Schutz von kindern während bewaffne-
ten konflikten sowie die Rekrutierungsprävention, Demobilisation 
und Reintegration von Kindersoldatinnen und -soldaten. Ausserdem 
fördert sie Programme für die soziale Integration von Kindern mit 
Behinderung.233
Die Schweiz setzt sich zudem in verschiedenen multilateralen Orga-
nisationen (ILO, Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung OECD) für den kampf gegen kinderarbeit und 
wirtschaftliche Ausbeutung ein und unterstützt in verschiedenen 
Ländern direkt UNICEF-Projekte. Die Schweiz unterstützt zudem das 
International Programme on the Elimination of Child Labour der ILO 
(IPEC), das den Zugang von Kindern zur Bildung fördert. Das Überein-
kommen der ILO über die schlimmsten Formen von Kinderarbeit ist in 
der Schweiz 2000 in Kraft getreten.234
Um die Einflussnahme der Schweiz zu Gunsten der Rechte der Kinder 
auf der Basis der UNO-Kinderrechtskonvention generell zu stärken, 
finanziert das EDA konkrete Projekte von nGos und Uno-orga-
nisationen, welche die Grundsätze und Bestimmungen des Kinder-
rechtsübereinkommens bekannt machen. Die Schweiz unterstützt 
zudem NGOs, welche sich generell für Kinderrechte einsetzen, wie 
Terre des Hommes, Enfants du Monde oder die Stiftung Kinderdorf 
Pestalozzi.
MEIlEnSTEInE
2001 Die ILO-Konvention über die schlimmsten Formen von 
Kinderarbeit tritt in Kraft.
2002 Das Strafgesetzbuch stellt den Besitz von Kinderporno-
graphie unter Strafe.
2006 Das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern, 
die Kinderprostitution und die Kinderpornografie tritt 
für die Schweiz in Kraft.
2008 Die Bundesverfassung erhält einen neuen Artikel zur 
Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten an Kin-
dern.
2009 Das Bundesgesetz über internationale Kindesentfüh-
rung und die Haager Übereinkommen zum Schutz von 
Kindern und Erwachsenen tritt in Kraft.
2011 Das Strafgesetzbuch und das Militärstrafgesetz ent-
halten neu den Straftatbestand Rekrutierung und Ver-
wendung von Kindersoldaten als Kriegsverbrechen.
2013 Das neue Kinder- und Jugendförderungsgesetz tritt in 
Kraft.
2014 Die Schweiz tritt der Europaratskonvention zum Schutz 
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem 
Missbrauch (Lanzarote-Konvention) bei.
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nFP 52
Der Nationalfonds finanzierte mit einem Betrag von 12 Millionen das 
Nationalfondsprojekt 52 «Kindheit, Jugend und Generationenbe-
ziehungen im gesellschaftlichen Wandel». Zwischen 2003 und 2007 
wurden 29 Forschungsprojekte in sechs Modulen realisiert, bei denen 
die Kinder und Jugendlichen auch direkt zu Wort kamen. Ziel des 
Projekts war es, neue Erkenntnisse über die gegenwärtigen und zu 
erwartenden Lebensverhältnisse sowie Bedürfnisse von Kindern und 
Jugendlichen in der Schweiz zu gewinnen und den Handlungsbedarf 
in Politik und Verwaltung zu eruieren. 
www.nfp52.ch 
Balayons les clichés
Viele Lehrpersonen fragen sich, wie sie das Thema Geschlechterrollen 
im Unterricht anpacken können. Balayons les clichés, eine Auswahl 
von pädagogischen Ressourcen für Lehrkräfte von 5- bis 12-jährigen 
Kindern, stellt Arbeitsblätter, DVD’s, Bücher und weitere Vorschläge 
zur Unterrichtsgestaltung zur Verfügung – allesamt kompatibel mit 
dem Lehrplan der Romandie. Balayons les clichés wurde von der Fach-
stelle für die Gleichstellung von Frau und Mann und dem Bildungsde-
partement des Kantons Genf entwickelt. 
www.egalite.ch/balayons (nur in französischer Sprache)
Respekt ist Pflicht
Die Kampagne «Respekt ist Pflicht – für alle» zur Prävention von 
sexuellen Übergriffen an Mädchen wurde in verschiedenen Schwei-
zer Städten und Kantonen in Zusammenarbeit mit Stellen der offe-
nen Jugendarbeit durchgeführt.235 In (geschlechtergetrennten) 
Workshops diskutierten junge Frauen (und in einigen lokalen Umset-
zungen auch junge Männer) unter der Leitung von dafür geschulten 
Jugendarbeitenden über Geschlechterrollen, Grenzen und Respekt. 
Die jungen Frauen traten mit mutigen Plakaten und ihren selber for-
mulierten Botschaften wie «Nein ist Nein» oder «Ich weiss, was ich 
will» an die Öffentlichkeit.  
www.arip.ch   
HAndlUnGSBEdARF
Seit Verabschiedung des Aktionsplans hat sich einiges bewegt – v.a. 
in Bezug auf die Bildungschancen von Mädchen und den Erlass von 
Rechtsnormen zum Schutz von Mädchen und Knaben.236 Nach wie 
vor werden jedoch die Rechte von Mädchen auf verschiedenste 
Weise verletzt und kontinuierliche Anstrengungen sind nötig:
Bekämpfung von Stereotype und Gewalt an Mädchen  
und jungen Frauen
 1: Stärkung der Massnahmen zur Prävention und Unterstüt-
zung von Kindern und Jugendlichen im Kontext von familiärer 
Gewalt
 2:  Stärkung der Massnahmen zur Prävention und Unterstützung 
von Mädchen und jungen Frauen mit Behinderungen in sozia-
len Einrichtungen
 3:  Stärkung und nachhaltige Finanzierung der Elternarbeit und 
der schulischen und ausserschulischen Mädchen- und Buben-
arbeit
 4:  Bekämpfung von Gewalt an Mädchen und jungen Frauen in 
allen Formen und Stärkung der Fähigkeit zur Selbstbestim-
mung 
 5: Stärkung der Integrationsbemühungen mit speziellem Fokus 
auf Mädchen und junge Frauen mit Migrationshintergrund in 
den Regelstrukturen und im ausserschulischen Bereich – bei-
spielsweise durch frühe Förderung, Mentoring-Programme 
und Jugendarbeit
Aussenpolitisches Engagement und internationale  
Zusammenarbeit
 6:  Erhöhung der Ressourcen für Programme und Aktivitäten mit 
Mädchen als direkten Begünstigten
96exkurs: Verbesserung Der stAtist ischen DAtenlAge
Für sämtliche 12 thematischen Bereiche sieht der Aktionsplan der 
Schweiz für die Gleichstellung von Frau und Mann verschiedene 
Massnahmen zur Verbesserung der statistischen Datenlage und die 
Aufschlüsselung der Daten nach Geschlecht vor. Um den Umset-
zungsstand dieser Massnahmen übersichtlicher darstellen zu können, 
werden sie allesamt in diesem Exkurs zusammengefasst.
Das Bundesamt für Statistik (BFS) stellt seit 1993 laufend aktuali-
sierte statistische daten über den Stand und die zeitliche Ent-
wicklung der Gleichstellung von Frau und Mann zur Verfügung. 
Das Angebot wurde und wird kontinuierlich ausgebaut und weiter 
entwickelt. Ausführliche und regelmässig aktualisierte statistische 
Angaben und Analysen zu verschiedenen Bereichen des Aktionsplans 
stehen auf dem thematischen Portal zur Gleichstellung von Frau und 
Mann bereit.237 Zudem publiziert das BFS regelmässig die Broschüre 
«Auf dem Weg zur Gleichstellung»,238 die den Stand und die Ent-
wicklung in verschiedenen Bereichen aufzeigt (Bildung, Erwerbsar-
beit, Vereinbarkeit von Beruf und Familie, unbezahlte Arbeit, Löhne, 
Armut, häusliche Gewalt, Politik) und einen internationalen Vergleich 
anstellt. Gleichstellungsindikatoren sind entsprechend der Leitlinie 7 
der laufenden Legislaturplanung nun auch Teil des Legislaturmonito-











































Für einige Bereiche, wie etwa Armut und Bildung stellt das BFS aus-
führliche Statistiken zur Verfügung, die wo möglich nach Geschlecht, 
und wo sinnvoll auch nach Geschlecht und Nationalität oder nach 
Geschlecht und Alter aufgeschlüsselt werden. In gewissen Berei-
chen hat sich die Datenlage seit 1999 deutlich verbessert, so etwa 
betreffend Gewalt. Seit 2009 erhebt die Polizeiliche Kriminalstatistik 
das Ausmass häuslicher Gewalt. Die Übersichtsstudie zu Gewalt in 
Paarbeziehungen des EBG (2009)239 lieferte Daten zu den Ursachen 
von Gewalt und in der Schweiz getroffenen Massnahmen. Zudem 
enthalten die Übersichtspublikation des BFS zu polizeilich registrierter 
Gewalt (2012)240 und die Analyse der Tötungsdelikte in der Partner-
schaft (2008)241 wichtige Daten zum Ausmass der häuslichen Gewalt. 
Ab Herbst 2014 werden jährlich aktualisierte vertiefte Statistiken zu 
häuslicher Gewalt online verfügbar sein. Grosse Anstrengungen hat 
das BFS auch im Bereich Wirtschaft unternommen. Die Schweizeri-
sche Arbeitskräfteerhebung (SAKE), die seit 1991 jedes Jahr durchge-
führt wird, erfasst unter anderem Erwerbsstrukturen und Erwerbsver-
halten der ständigen Wohnbevölkerung und liefert zudem Daten zum 
Ausmass der unbezahlten Arbeit. Seit 2010 erfolgt die SAKE viertel-
jährlich. Zudem publizieren das EBG und das BFS regelmässig die Bro-
schüre «Auf dem Weg zur Lohngleichheit».242 Hinsichtlich der Daten 
zu Macht- und Entscheidungspositionen stellt das BFS Daten zur 
Geschlechtervertretung in der Politik zur Verfügung, beispielsweise 
zum Frauenanteil in Parlament und Regierungen.243 Im Rahmen spezi-
fischer Bevölkerungsgruppen publiziert das BFS seit 2008 Indikatoren 
und Berichte über die Gleichstellung von Menschen mit Behinde-
rungen und seit 2012 Indikatoren der Integration von Personen mit 
Migrationshintergrund. Beide Indikatorensets sind nach Geschlecht 
aufgeschlüsselt.244 Die Forschungslage zu geschlechtsspezifischen 
Fragen im Gesundheitsbereich hat sich ebenfalls stark verbessert. 
Seit 1999 wurden etliche Berichte und Studien zum Thema Gender 
und Gesundheit veröffentlicht und dokumentieren Gesundheitszu-
stand, Gesundheitsverhalten, Zugang zu Versorgung und Mortalität 
beider Geschlechter.245
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In anderen Bereichen ist die datenlage noch unbefriedigend. Ent-
weder sind nach Geschlecht aufgeschlüsselte Daten verfügbar, aber 
noch wenig nach genderspezifischen Gesichtspunkten analysiert 
oder Daten sind noch nicht auf gesamtschweizerischer Ebene vor-
handen, wie im Bereich der familienergänzenden Kinderbetreuung. 
Auch fehlen weitgehend Daten zu den geschlechtsspezifischen Aus-
wirkungen von Scheidung. Schwierig ist es bislang auch, detaillierte 
Daten über die Beteiligung von Frauen im diplomatischen Korps oder 
in Schweizer Friedensmissionen zu eruieren.246 Ähnlich sieht die Situ-
ation im Medienbereich aus, wo keine übersichtlichen Daten vorhan-
den sind – etwa zur Vertretung von Frauen in Führungs- und Verwal-
tungsgremien in der Medienbranche oder auch zur Darstellung von 
Frauen und Männern in Medienbeiträgen. Weitere Lücken bestehen 
im Bereich Umwelt, bis auf die Resultate einer Omnibus-Erhebung 
2011 des BFS zu Umwelt, die nach Geschlecht desaggregiert sind und 
die unter anderem Aufschluss über die Wahrnehmung von Umwelt-
qualität und das umweltbewusste Verhalten der Schweizer Bevölke-
rung geben.247
Das BFS stellt internationalen Organisationen Schweizer Daten und 
Publikationen zur Verfügung, um internationale Vergleiche zu ermög-
lichen. Auf internationaler Ebene besteht jedoch nach wie vor in 
verschiedenen Bereichen Nachholbedarf bei der geschlechterdiffe-
renzierten Datenerhebung. Die DEZA hat im Rahmen der Umsetzung 
des CEDAW-Übereinkommens beschlossen, die geschlechterdifferen-
zierte Datenlage in der schweizerischen Entwicklungszusammenar-
beit zu verbessern. Sie unterstützt im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
die Entwicklungsländer beim Aufbau von verbesserten statistischen 
Abteilungen, die in der Lage sind, nach Geschlecht aufgeschlüsselte 
Daten auf Makro-, Meso- und Mikroebene zu erheben und zu ana-
lysieren. Um die Mitarbeitenden dabei zu unterstützen, Statistiken 
gender-gerecht lesen und interpretieren zu können, wurde im Wei-
teren ein Instrument ausgearbeitet, welches die Interpretation von 
Statistiken erleichtert.248 
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Nach der Bilanzierung des Umsetzungsstands und der Definition des 
Handlungsbedarfs in allen 12 bzw. 13 Themenbereichen des Aktions-
plans zeigt dieser Ausblick in verdichteter und übergreifender Form, 
wo auf nationaler Ebene und im aussenpolitischen Engagement der 
Schweiz Handlungsbedarf besteht. Die Förderung von Gleichstellung 
von Frau und Mann betrifft verschiedenste Bereiche, zwischen denen 
vielfältige Zusammenhänge bestehen. Deshalb sind rein sektorielle 
Massnahmen, die auf die Lösung konkreter Teilprobleme fokussieren, 
allein ungenügend. Dieser Ausblick baut auf dem Handlungsbedarf 
in den einzelnen Themenbereichen des Aktionsplans auf, geht jedoch 
darüber hinaus und bezieht in 10 Empfehlungen Querbezüge und 
transversale Zusammenhänge ein. Er schlägt integrative Strategien 
zur Förderung der Gleichstellung vor – und hält sich somit auch nicht 
mehr an die Themeneinteilung und Nummerierung des Aktionsplans 
bzw. der Aktionsplattform von Beijing. Der Handlungsbedarf in den 
einzelnen Themenbereichen und dieser Ausblick sind das Resultat 
der im Rahmen dieser Bilanzierung des Aktionsplans durchgeführten 
Hearings mit Gleichstellungsbeauftragen von Bund, Kantonen und 
Gemeinden sowie der Hochschulen, mit Schlüsselpersonen aus der 
Bundesverwaltung, mit Vertreterinnen und Vertretern von Nichtre-
gierungsorganisationen sowie mit Fachpersonen aus der Wissen-
schaft. Zudem bezieht dieser Ausblick den in der Synthese des NFP 
60 definierten gleichstellungspolitischen Handlungsbedarf mit ein.249
EMPFEHlUnG 1 : 
nATIonAlES PRoGRAMM ZUR FöRdERUnG dER 
GlEICHSTEllUnG
Die föderalistische Struktur der Schweiz mit ihren kantonal unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen wirkt sich auch auf die Umset-
zung der Gleichstellung von Frau und Mann aus. Notwendig sind 
deshalb gesamtheitliche, den jeweiligen Bedürfnissen angepasste 
Massnahmen, die koordiniert und mit Blick aufs Ganze sowie unter 
Bündelung des Wissens aller Akteurinnen und Akteure geplant und 
durchgeführt werden.  
Mit anderen Worten: Die Schweiz braucht ein nationales Pro-
gramm zur Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann 
unter Beteiligung und Zusammenarbeit von Bund, Kantonen, Gemein-
den und Zivilgesellschaft. Dieses Programm basiert auf Forschung 
und bewährter Praxis, stützt sich auf  Menschenrechtsstandards ab 
und steht unter der Federführung des Bundes. Dieser ist für Koordi-
nation und Kohärenz zwischen verschiedenen bereichsspezifischen 
Massnahmen sowie Steuerung und Monitoring des Programms 
zuständig (s. auch Empfehlung 2). Für Entwicklung und Umsetzung 
des Programms stehen genügend und nachhaltig gesicherte perso-
nelle und finanzielle Ressourcen zur Verfügung – nicht nur bei staatli-
chen, sondern auch bei nicht-staatlichen Akteurinnen und Akteuren. 
Es braucht zudem die Ratifizierung und Umsetzung von gleichstel-
lungsrelevanten Menschenrechtsinstrumenten. Das Berichtswesen 
für Menschenrechtsinstrumente und die an die Schweiz gemachten 
Empfehlungen sollen besser genutzt werden für die Gleichstellungs-
arbeit in der Schweiz.
EMPFEHlUnG 2 : 
HAndlUnGSGRUndlAGEn Und GlEICHSTEllUnGS- 
MonIToRInG
Als Grundlage für politische Entscheide und zielgerichtetes Handeln 
zur Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann, deren Wirkun-
gen auch überprüft werden können, ist differenziertes, systematisch 
gewonnenes, empirisches und argumentativ begründetes Wissen 
und Monitoring unabdingbar. 
Für die Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann ist zunächst 
Forschung nötig – sowohl spezifische Grundlagen- und angewandte 
Forschung zu Geschlechterthemen, aber auch die besondere Berück-
sichtigung des Geschlechteraspekts bei jeglicher Forschung in gleich-
stellungsrelevanten Handlungsfeldern (z.B. Gesundheit, Wirtschaft, 
Bildung, Medien). Dies wiederum bedingt auch die Förderung von 
Genderwissen bei Forscherinnen und Forschern. 
Zudem ist zur Überprüfung der Entwicklung und Wirksamkeit der 
getroffenen gleichstellungspolitischen Massnahmen ein regelmäs-
siges systematisches Gleichstellungs-Monitoring in allen gesell-
schaftlichen Bereichen nötig. Dabei werden auch neue Gesetze und 
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EMPFEHlUnG 3 : 
BIldUnG AlS SCHlÜSSEl GEGEn STEREoTyPE
Bildung ist nicht nur der Schlüssel zur beruflichen Integration und zur 
Existenzsicherung, sondern auch zur Bekämpfung der Geschlechters-
tereotype. Dabei spielen Eltern, Betreuungs- und Beratungsfachper-
sonen sowie Lehrkräfte aller Schulstufen eine Schlüsselrolle.
Für eine geschlechtergerechte Erziehung und Bildung stehen die 
Sensibilisierung und die Aus- und Weiterbildung von (Berufs-)grup-
pen im Zentrum – so beispielsweise von Eltern und Elternbildenden, 
von Personal in der familienergänzenden Betreuung, von Lehrkräften 
und Berufsbildenden, von Berufs-, Studien- und Laufbahnberatenden 
sowie im ausserschulischen Bereich. Zudem braucht es geschlech-
tergerechte Unterrichtsmaterialen und die Stärkung von Gender-
kompetenzen in den Lehrplänen. Bei weiteren Berufsgruppen sind 
Geschlechterfragen in die Aus- und Weiterbildungen einzubeziehen – 
so beispielsweise bei Führungskräften in der Arbeitswelt oder bei 
Medienschaffenden. 
Weiter braucht es konkrete Massnahmen gegen die geschlechts-
spezifische Ausbildungswahl – so sollen beispielsweise junge 
Frauen und junge Männer in atypischen Berufen gefördert, die 
Vielfalt von Lebensentwürfen und von Vorbildern sichtbar gemacht, 
die Wahlfreiheiten und Handlungsspielräume für alle an wichtigen 
Übergängen im Lebenslauf eröffnet werden sowie die Anstrengun-
gen für die Schaffung eines horizontal durchlässigen Bildungssystems 
verstärkt werden. 
In verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen ist die Geschlechterdi-
mension relevant und es bestehen geschlechtsspezifische Unterschie-
de – dies ist den Beteiligten jedoch oft nicht bewusst. So soll das 
Bewusstsein für die Geschlechterdimension gestärkt werden 
(z.B. in den Bereichen Armut, Umwelt, Medien). Dies beinhaltet 
auch die Berücksichtigung der Geschlechterdimension bei beste-
henden und zu erarbeitenden nationalen Programmen, die gleich-
stellungsrelevant sind (z.B. Nationales Programm zur Prävention und 
Bekämpfung von Armut, Gesundheit 2020, Strategie nachhaltige 
Entwicklung, Programme zur Integrationsförderung oder Nationales 
Präventionsprogramm Jugend und Gewalt).
EMPFEHlUnG 4 : 
WIRTSCHAFTlICHE UnABHänGIGkEIT FÜR  
FRAUEn Und MännER 
Infolge mangelnder Integration von Frauen, insbesondere Müttern 
mit jüngeren Kindern, in den Arbeitsmarkt liegt das Potenzial von 
Bildungsinvestitionen von Frauen brach, ihre Beiträge fehlen bei Steu-
ereinnahmen und Sozialversicherungen und in einzelnen Branchen 
mangelt es an Fachkräften. Mit Massnahmen zur Förderung der wirt-
schaftlichen Selbständigkeit aller Personen wird nicht nur Gleichstel-
lung, Chancengleichheit und Wahlfreiheit von Frauen und Männern 
gefördert, sondern auch ein grosser volkswirtschaftlicher Nutzen 
erzielt. Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen müssen sich folg-
lich an die veränderten Lebensrealitäten und Lebensläufe und demo-
grafischen Entwicklungen anpassen. 
Damit Frauen und Männer wirtschaftlich unabhängig sein können, 
braucht es – nebst sozialer Sicherung (s. Empfehlung 5) – in erster Linie 
Massnahmen zur Ermöglichung existenzsichernder Erwerbs-
arbeit. Konkret heisst dies bessere Rahmenbedingungen, existenzsi-
chernde Löhne und Stärkung der Vorsorgefähigkeit in prekären und 
atypischen Arbeitsverhältnissen, wo Frauen in der Mehrheit vertreten 
sind, sowie bei bezahlter Care-Arbeit im Privathaushalt. 
Zur Bekämpfung von lohndiskriminierung sind sozialpartner-
schaftliche Massnahmen, aber auch verstärkte staatliche Massnah-
men nötig. 
Die Vereinbarkeit von Beruf und Care-Arbeit ist und bleibt ein 
Schlüssel zur Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann. Hier 
sind nebst zugänglichen und bezahlbaren Betreuungsangeboten 
für Kinder auch betriebliche, care-freundliche Rahmenbedingungen 
nötig, wozu der Staat Anreize schafft und auch die Unternehmen 
verpflichtet. Mit der Einführung von Elternzeit und Anreizen sollen 
zunehmend Männer im Fokus von Vereinbarkeitsmassnahmen 
stehen. Vereinbarkeitsproblemen auch in späteren Erwerbsphasen, 
beispielsweise bei pflege- und betreuungsbedürftigen Erwachsenen, 
soll mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden.  
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EMPFEHlUnG 5 : 
STäRkUnG dER SoZIAlEn SICHERHEIT 
Nicht nur die Arbeitswelt muss sich den veränderten lebensre-
alitäten und lebensläufen anpassen, sondern auch das System 
von Sozialversicherungen, staatlichen Transferleistungen und Steu-
ern. Wechselwirkungen von Einkommen, Steuern, Sozialtransfers 
und Betreuungskosten muss Rechnung getragen werden, so dass 
sich Erwerbsarbeit für Männer und Frauen gleichermassen lohnt und 
sie sich frei für die Aufteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit 
entscheiden können. Massnahmen gegen Fehlanreize im Steuer- und 
Sozialsystem und bei allen staatlichen Transferleistungen sind ebenso 
nötig wie die Einführung der Individualbesteuerung. Gleichstellungs-
massnahmen sollen zudem alle Phasen des Lebens einschliessen und 
nicht nur Erwachsene im Erwerbsalter ins Visier nehmen. 
Die unbezahlte Care-Arbeit soll gesellschaftlich besser anerkannt 
und angemessen sozial absichert werden. Dazu braucht es eine 
lebenslauforientierte Familien- und Sozialpolitik, die sich nicht mehr 
am vorwiegend männlichen Erwerbsverlauf mit kontinuierlicher Voll-
zeiterwerbstätigkeit orientiert. 
Weiter braucht es die Abfederung von besonderen Armutsrisiken (z.B. 
bei Scheidung und Trennung oder im Alter) und spezifische Mass-
nahmen für besonders Armutsbetroffene.  
EMPFEHlUnG 6 : 
BESondERE BERÜCkSICHTIGUnG Von  
MEHRFACHdISkRIMInIERUnGEn
Verschiedene Personengruppen sind nicht nur aufgrund ihres 
Geschlechts, sondern in Kombination mit einem oder mehreren 
anderen Faktoren mehrfachen Diskriminierungen ausgesetzt – es 
sind dies beispielsweise Frauen mit Migrationshintergrund, ältere 
Frauen, Frauen mit einer Behinderung oder Personen, die zusätzlich 
aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität dis-
kriminiert werden. Diesen Mehrfachdiskriminierungen ist beson-
dere Aufmerksamkeit zu widmen. 
EMPFEHlUnG 7: 
GESUndHEIT AlS GlEICHSTEllUnGSTHEMA 
Der Geschlechteraspekt von Gesundheit stand bisher weniger im 
Zentrum von Gleichstellungsbemühungen. Im Bereich der Gesund-
heit sind Aus- und Weiterbildung von medizinischem Personal und 
die Berücksichtigung von geschlechtsspezifischen Aspekten in 
Forschung, Prävention, Gesundheitsförderung und Gesund-
heitsversorgung nötig. Zudem muss die sexuelle und reproduktive 
Gesundheit mehr im Zentrum stehen. 
EMPFEHlUnG 8 : 
BEkäMPFUnG Von GESCHlECHTSSPEZIFISCHER GEWAlT
Zur Bekämpfung von geschlechtsspezifischer Gewalt sind Massnah-
men in Prävention, Unterstützung und Schutz nötig. So soll für 
die Schweiz die Ratifizierung und Umsetzung der Europaratskon-
vention zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt im Zentrum stehen. Eine Verstärkung der Prä-
vention (beispielsweise durch Sensibilisierungskampagnen) ist nötig, 
Schutzkonzepte und genügend Schutzplätze und Beratungsangebo-
te sollen aufgebaut und die rechtliche Situation im Gewaltbereich soll 
weiter verbessert werden. Zudem sind Aus- und Weiterbildung von 
Schlüsselpersonen nötig. Schliesslich braucht es verstärkte Anstren-
gungen gegen Gewalt im öffentlichen Raum. 
EMPFEHlUnG 9 : 
MEHR FRAUEn In FÜHRUnGS- Und  
EnTSCHEIdUnGS PoSITIonEn
Sowohl in öffentlichen Sektor als auch in der Privatwirtschaft soll die 
Partizipation von Frauen an Entscheidungen gefördert werden. Es 
braucht deshalb Massnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils 
in Führungs- und Entscheidungspositionen – sei dies in Politik, 
Wirtschaft, Verwaltung, in den Medien, der Wissenschaft, im Bil-
dungsbereich oder in der Zivilgesellschaft. Dabei steht die Einführung 
von Quoten im Zentrum. 
EMPFEHlUnG 10 : 
AkTIVE AUSSEnPolITIk IM BEREICH FRAUEnRECHTE
Geschlechterungleichheit ist nachweislich ein massgebender Hinde-
rungsfaktor für nachhaltige Entwicklung und Wirtschaftswachstum. 
Frauenrechte und Geschlechtergleichstellung sollen daher im aussen-
politischen Engagement und der internationalen Zusammenarbeit 
der Schweiz eine Priorität sein. Es braucht nicht nur die  Integration 
der Geschlechterperspektive (als transversale  Dimension) in allen 
Aktivitäten und Programmen, sondern ein Einzelziel zu Frauen-
rechten und Geschlechtergleichstellung bzw. deren Priorisie-
rung in der schweizerischen Aussenpolitik und der internationalen 
Zusammenarbeit mit entsprechenden finanziellen Ressourcen, wie 
dies die Schweiz auch in ihrer Position für die post-2015 Agenda for-
dert. Aktivitäten und Programme sowie politische Positionen sollen 
geschlechtsspezifische Bedürfnisse und Ungleichheiten in den ver-
schiedenen thematischen Schwerpunkten (z.B. Bildung, Gesundheit, 
Wirtschaft, Gewalt, Partizipation, humanitäre Krisen) systematisch 
berücksichtigen. Dabei ist die zwischen den Geschlechtern ungleich 
verteilte Care-Arbeit als kritische Quelle von Geschlechterungleich-
heit besonders zu beachten. Die Menschenrechte von Frauen und 
Mädchen sollen systematisch Thema politischer Konsultationen und 
Menschenrechtsdialoge sowie der multilateralen Aussen- und Ent-
wicklungspolitik sein. Für alle diese Aktivitäten sind erhöhte Ressour-
cen notwendig, nicht zuletzt zur Unterstützung von im Bereich der 
Frauenrechte tätigen Organisationen der Zivilgesellschaft. Für die 
internationale Glaubwürdigkeit der Schweiz ist kohärenz zwischen 
Innen- und Aussenpolitik Voraussetzung.
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1 Umdenken öffnet Horizonte! 
Plakatkampagne 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung 
2 Yes we care. 
Broschüre (2012) zu Care-Arrangements in Basel-Stadt 
Abteilung Gleichstellung von Frauen und Männern Basel-Stadt  
www.basel.ch/publikationen/gleichstellung/yes-we-care 
3 Armut 
Magazin Frauenfragen 1.2004 
EKF 
www.ekf.admin.ch/dokumentation/00507/index.html?lang=de   
4 Nach der Scheidung aufs Sozialamt? 
Magazin Frauenfragen 1.2007 
EKF  
www.ekf.admin.ch/dokumentation/00507/index.html?lang=de   
5 Frauenarmut, Arbeit und Gesundheit – Ein Praxis-Handbuch 
Publikation (2007) des BAG mit Grundlagenwissen für die Konzeption von 
Projekten und Interventionen, Praxisbeispielen und Empfehlungen 
www.bag.admin.ch/shop/00056/00222/index.html?lang=de 
6 Botschaft zur Internationalen Zusammenarbeit 2013-2016: Das Wichtigste
 in Kürze  
Broschüre der DEZA und des SECO über die Botschaft zur  
Internationalen Zusammenarbeit 2013-2016 
www.deza.admin.ch/de/Dossiers/Botschaft_2013_2016 
k APITEl «B |  B IldUnG»
Seiten 20/21
7–10 Nationaler Zukunftstag und Journée Oser tous les métiers 
Kooperationsprojekt von verschiedenen Fachstellen für Gleichstellung, 
Schule, Arbeitswelt und Elternhaus mit dem Ziel, den Berufswahlhorizont 
und die Zukunftsperspektiven von Mädchen und Knaben zu erweitern 
Deutschschweiz: www.nationalerzukunftstag.ch 
Französischsprachige Schweiz:  z.B. www.ne.ch/autorites/DEF/OPFE/ 
formation-enseignement/Pages/JOM.aspx oder https://web.vs.ch/web/osez
7 Flyer Journée Oser tous les métiers 2013 
(Tag, um sich verschiedene Berufe zuzutrauen) 
Bureau de l‘égalité entre les femmes et les hommes du canton de Vaud
8 Flyer Nationaler Zukunftstag 2013
9 Flyer Gendertag – Zukunftstag 2013 
Kanton Basel-Landschaft und Wirtschaftskammer Baselland
10 Flyer zum 1. Bündner Mädchen-Parlament am nationalen Zukunftstag 2012 
Stabsstelle für Chancengleichheit von Frau und Mann Kanton Graubünden
11 Chancen Vielfalt 
Chancengleichstellungs-Lunch für Studierende zum Thema Geschlechter-
segregation 
Fachstelle für Gleichstellung von Frau und Mann des Kantons Zürich 
www.gleichstellung.zh.ch 
12 Chancen Vielfalt 
Veranstaltungen für Studierende bzw. Schülerinnen und Schüler auf  
Sekundarstufe I 




13 Girls hang in, boys hang out! 
Diskussionsabend mit Studentinnen und Businessfrauen zu den Ergebnissen 
von sechs wissenschaftlichen Arbeiten von jungen Frauen und Männern zu 
Gleichstellungsthemen 
Fachstelle für Gleichstellung von Frau und Mann des Kantons Zürich 
www.gleichstellung.zh.ch 
14 Theatertrubel im Kindergarten 
Pixibüchlein (2012) für Kindergartenkinder, um spielerisch verschiedene 
Geschlechter- und andere Rollen auszuprobieren 
Abteilung Gleichstellung von Frauen und Männern Basel-Stadt 
www.gleichstellung.bs.ch/handlungsfelder/schule-berufswahl/pixi-buechlein 
 15 Ich will Baggerfrau werden – Gleichstellung macht‘s möglich. 
Prospekt 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung 
16  Lotta boxt, Goran tanzt 
Handbuch (2008) mit 21 Unterrichtsvorschlägen zur Gleichwertigkeit von 
Mädchen und Jungen für Kindergarten bis 3. Schuljahr 
www.lehrmittelverlag-zuerich.ch/SearchResults/LandingPage/tabid/548/
language/de-CH/Default.aspx?ArtikelId=219400.04 
17 S’ouvrir à l’égalité 
(Offen für die Gleichstellung) 
Projekt der Gleichstellungsfachstellen der französischsprachigen Schweiz  




Projekt verschiedener Gleichstellungsfachstellen, wo sich junge Frauen und 
junge Männer in geschlechtergetrennt durchgeführten Impulstagen mit 
ihren persönlichen und beruflichen Lebensperspektiven auseinandersetzen 
www.profil-plus.ch 
k APITEl «C |  GESUndHEIT»
Seiten 28/29
19 Care Info  
Flyer für die Webseite und Informationsplattform, zum Thema Pflege  
und Betreuung zu Hause durch Care-Migrantinnen  
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.careinfo.ch  
20 Hey Girls! 
Broschüre (2013) für Mädchen und junge Frauen über Pubertät, Liebe,  
Sex und Verhütung 
SEXUELLE GESUNDHEIT Schweiz, Aids-Hilfe Schweiz, BAG 
www.sante-sexuelle.ch, www.aids.ch, www.bag.admin.ch 
21 Safer Sex … sicher! 
Broschüre (2013) für Männer und Frauen im Rahmen der nationalen  
Präventionskampagne gegen HIV und andere Geschlechtskrankheiten 
SEXUELLE GESUNDHEIT Schweiz, Aids-Hilfe Schweiz, BAG 
www.check-your-lovelife.ch  
22 Der Schwangerschaftsabbruch in der Schweiz 
Broschüre (2011) mit Unterstützung und Entscheidungshilfen, gesetzlichen 
Grundlagen, Methoden eines Schwangerschaftsabbruchs und zur  
Beantwortung von meistgestellten Fragen  
SEXUELLE GESUNDHEIT Schweiz 
www.sante-sexuelle.ch 
23 Consultation de santé sexuelle – planning familial  
(Sexualberatung – Familienplanung) 
Info-Flyer zum Beratungsangebot 
Stiftung PROFA 
www.profa.ch  
k APITEl «d |  GEWAlT»
Seiten 34/35
24 Flirt, Anmache oder Übergriff? 
Videoszenen und Begleitmaterial für den Unterricht 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung 
25 Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 
Informations-Flyer 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung 
26 Nein heisst Nein 




27 Stopp Mobbing 
Leitfaden (2012) für Mitarbeitende zum Umgang mit Mobbing 
EPA 
www.epa.admin.ch 
28 Sortir ensemble et se respecter  
(Zusammen ausgehen und einander respektieren) 
Unterrichtsprogramm zu Gewaltprävention und Kompetenzaufbau  
in  Liebesbeziehungen von Jugendlichen 
Bureau de l‘égalité entre les femmes et les hommes du Canton de Vaud 
www.vd.ch/violence-domestique 
29 Ich habe das Recht zu entscheiden. 
Flyer des Bundesprogramms zur Bekämpfung von Zwangsheiraten 
BFM, EBG  
www.gegen-zwangsheirat.ch 
30 Le mariage forcé n‘est plus une fatalité  
(Zwangsheirat ist nicht mehr unvermeidlich) 
Plakat aus dem Kanton Neuenburg zur Sensibilisierung bezüglich 
 Zwangsheirat 
www.ne.ch, www.gegen-zwangsheirat.ch
31 Häusliche Gewalt – Was tun in der Schule? 
Leitfaden (2011) für die Praxis  
Stadt und Kanton Zürich 
www.stopp-gewalt.zh.ch, www.ist.zh.ch 
32 Häusliche Gewalt macht krank 
Plakat im Rahmen eines Pilotprojekts mit der Frauenklinik Maternité  
des Stadtspitals Triemli Zürich 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung 
33 Häusliche Gewalt erkennen und richtig reagieren 
Handbuch für Medizin, Pflege und Beratung (2010) zum institutionalisierten 
Vorgehen der Frauenklinik Maternité des Stadtspitals Triemli Zürich bei  
häuslicher Gewalt  
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/gleichstellung/themen/gewalt/ 
haeusliche_gewalt/maternit_-projekt.html  
34 Violence conjugale – «C‘est assez!» 
(Gewalt in Paarbeziehungen – «Jetzt reicht‘s!»)  
Interventionsprotokoll für Fachpersonen zur Erkennung, Unterstützung  
und Beratung der Opfer 
Bureau de l‘égalité entre les femmes et les hommes du Canton de Vaud 
www.vd.ch/violence-domestique 
35 La violence nuit gravement à l‘amour 
(Gewalt schadet der Liebe) 
Broschüre (2007) zur Frühprävention von Gewalt in Jugendlichenbeziehungen 
Bureau de l‘égalité Canton du Jura 
www.jura.ch/DFCS/EGA/Violence-domestique/Violence-domestique.html 
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36  Sexual and Gender-based Violence in Crisis and Conflicts  
(Sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt in Krisen und Konflikten) 
Publikation der DEZA (2011) zu den Erfahrungen des Regional programms 
Grosse Seen in Ostafrika und zur Adressierung von sexueller und 
geschlechtsspezifischer Gewalt 
www.deza.admin.ch/de/Home/Dokumentation/Publikationen 
37  Même le ciel ne pleure plus 
(Selbst der Himmel hat keine Tränen mehr) 
Bildband (2011) über sexuelle Gewalt in der Region der Grossen Seen mit 
Portraits von Betroffenen 
www.deza.admin.ch/de/Home/Laender/Ost_und_Zentralafrika/Grosse_
Seen_Ruanda_Burundi_Demokratische_Republik_Kongo 
38 Cheese, Industrial Dreams and Labour Market Realities – The Responsibility 
to Speak out 
(Käse und Computer: Förderung der Berufsbildung in Nepal) 
Publikation (2007) zu 50 Jahren schweizerische 
 Entwicklungszu sammen arbeit in Nepal im Bereich der Berufsbildung 
www.deza.admin.ch/de/Home/Dokumentation/Publikationen 
39 Frauen, Frieden und Sicherheit 
Nationaler Aktionsplan (2013) der Schweiz zur Umsetzung der  
UNO-Sicherheitsratsresolution 1325 
EDA, Abteilung Menschliche Sicherheit  
www.eda.admin.ch/eda/de/home/topics/peasec/peac/confre/congen.html 
k APITEl «F |  WIRTSCHAF T»
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40 und 41
 Chancen Gleichstellung 
Kampagne zur Förderung von Chancengleichheit 
Fachstelle für Gleichstellung von Frau und Mann des Kantons Zürich  
www.gleichstellung.zh.ch 
42 Lohngleichheitsreport 
Schulungsinstrument zur Förderung der Lohngleichheit 
Fachstelle für Gleichstellung von Frau und Mann des Kantons Zürich 
www.equality-lohn.ch
43 Weiterbildung zum Gleichstellungsgesetz 
Informationsprospekt 
Abteilung Gleichstellung von Frauen und Männern Basel-Stadt, Fachstelle  
für Gleichstellung für Frauen und Männer Kanton Basel-Landschaft 
www.gleichstellung.bs.ch, www.baselland.ch/Gleichstellung.273862.0.html 
44 Haushaltshilfe beschäftigen – das müssen Sie wissen 
Broschüre (2012) erklärt die rechtlichen Situation und worauf  
bei der Anstellung von Haushalthilfen geachtet werden muss 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung 
45 A travail égal, salaire égal ! 
(Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!) 
Informationskampagne der Gleichstellungsfachstellen der  
französischsprachigen Schweiz zur Lohngleichheit von Frauen und Männern 
www.egalite.ch/a-travail-egal-salaire-egal 
46 Equal-Salary 
Verfahren zur Zertifizierung der Lohngleichheit von Frauen und Männern 
www.equalsalary.org 
47 Der Teilzeitmann 
Projekt zur Förderung von Teilzeitarbeit bei Männern 
männer.ch 
www.teilzeitmann.ch 
48 Basler Männer tun es.  
Kampagne im öffentlichen Verkehr zur Förderung von Teilzeitarbeit bei 
Männern 
Abteilung Gleichstellung von Frauen und Männern Basel-Stadt 
www.gleichstellung.bs.ch 
49 Mehr Lohn dank Schnauz…? Jetzt reicht‘s! 
Aktion am Frauenstreiktag 2011 und 2013 
www.unia.ch 
50 Logib – Lohngleichheitsprüfung zwischen Frau und Mann 
InfoPersFokus, Leitlinien zu Personalfragen 
EPA 
www.epa.admin.ch 
51 Wie sich Familie und Beruf vereinbaren lassen 
DVD mit Dokumentarfilmen und Begleitmaterial 
Stabsstelle für Chancengleichheit von Frau und Mann Kanton Graubünden 
www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/ekud/dd/stagl/ueberuns/Seiten/
default.aspx 
52 Genitori al lavoro - le aziende rispondono 
(Erwerbstätige Eltern – Möglichkeiten für Unternehmen)  
Broschüre (2012) für Unternehmen zum Thema der Vereinbarkeit von  
Beruf und Familie  
Ufficio della legislazione, delle pari opportunità e della transparenza Ticino 
www4.ti.ch/can/asagw/ulpt/ufficio 
53  Chancengleichheit für den Mann 
Konferenzmappe Säntistagung 2004 zu Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
Kompetenzzentrum Integration und Gleichstellung des Kantons St. Gallen 
www.sg.ch/home/staat___recht/recht/gleichstellung.html 
54 und 55 
 Umdenken öffnet Horizonte! 
Plakatkampagne  
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung 
56 Mehr. Wert. Beiträge zur geschlechtergerechten wirtschaftlichen 
 Entwicklung 
Publikation (2011) der DEZA und des IZFG, welche die massgeblichen  
Wirtschaftsförderinstrumente der Schweizer Entwicklungszusammenarbeit 
unter Berücksichtigung der Geschlechterperspektive und insbesondere  
der Care Ökonomie analysiert  
www.izfg.unibe.ch 




 Umdenken öffnet Horizonte! 
Plakatkampagne 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung 
59  100 élus, combien d’élues ? 
(100 Gewählte, und wie viele davon sind Frauen?) 
Plakatkampagne der Stadt Genf zu den Wahlen 2009 




60 Femmes bras croisés, la Ville perd pied ! 
(Wenn die Frauen die Hände in den Schoss legen, kommt die  
Stadt ins Schwimmen!) 
Kampagne der Stadt Genf zum Frauenstreiktag 2011 
Service Agenda 21 - Ville durable 
www.ville-geneve.ch/themes/vie-privee-egalite-citoyennete/ 
egalite- diversite/egalite-entre-femmes-hommes 
61 Fit fürs Rathaus 
Überparteiliches Wahltraining für Frauen 
Kantonale Fachstelle für die Gleichstellung von Frauen und Männern Bern 
www.be.ch/gleichstellung 
62 Ma campagne électorale 
Meine Wahlkampagne 
Workshops und Broschüre (2010) zum politischen Engagement von Frauen  
Bureau de la promotion de l’égalité entre femmes et hommes Canton  
de Genève 
www.ge.ch/egalite 
k APITEl «H |  InSTITUTIonEllE MECHAnISMEn» 
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63 und 64
 Aktionspläne der Stadt Bern und der Stadt Zürich 
Aktionspläne der beiden Städte Bern und Zürich, die den Gleichstellungs-
gedanken in den verschiedenen Politikfeldern als Querschnitts- und  
Führungsaufgabe wahrnehmen und die verschiedenen Verwaltungs-
abteilungen in die Gleichstellungsarbeit einbeziehen 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung, www.aktionsplan.bern.ch 
65 Gender-Budget: Gleichstellungs- und Finanzindikatoren 
Publikation (2009) zur Verteilung der Staatsausgaben auf die Geschlechter 
in Basel-Stadt - mit Gleichstellungskennzahlen für den Bildungsbereich und 
einem Leitfaden zur geschlechtergerechten Rechnungs- und Budgetanalyse 
www.gleichstellungskommission-bs.ch/genderbudget 
66 Tagung zur Chancengleichheit von Frau und Mann in der Bundesverwaltung 
Tagung zu aktuellen Herausforderungen nach 30 Jahren Gleichstellung  
von Frau und Mann 
EPA 
www.epa.admin 
67 Kulturförderung unter der Gleichstellungslupe 
Diplomarbeit (2006) zur Umsetzung von Gender Mainstreaming in der  
Kulturförderung der Stadt Bern 
www.bern.ch/stadtverwaltung/prd/gleichstellung  
68 10 Jahre Gender-Politik DEZA 
Publikation (2013) der DEZA zum 10-jährigen Jubiläum ihrer Gender-Politik 
mit Bilanz und Ausblick sowie mit Beiträgen aus dem Alltag von  
DEZA-Mitarbeitenden, die sich an verschiedenen Orten mit Gender  
befassen, und Erfahrungsberichten aus Männersicht 
www.deza.admin.ch/de/Home/Themen/Gleichstellung_von_Frau_und_
Mann 
k APITEl « I  |  MEnSCHEnRECHTE»
Seiten 72/73
69 Umsetzung der Menschenrechte in der Schweiz 
Grundlagenstudie (2013) im Bereich der Geschlechterpolitik 
Schweizerisches Kompetenzzentrum für Menschenrechte 
www.skmr.ch/de/themenbereiche/geschlechterpolitik 
70 FMG in der Schweiz 
Bestandesaufnahme (2013) über die Massnahmen gegen FGM  
in der Schweiz 
www.terre-des-femmes.ch 
71 Women’s Human Rights App 
App und Webseite zu Frauenmenschenrechten, die einen guten und  
einfachen Zugang zu relevanten UNO-Dokumenten ermöglicht 
Schweizerisches Kompetenzzentrum für Menschenrechte 
www.womenshumanrights.ch 
72 Von der Idee zur Tat – Das heisst CEDAW  
Broschüre (2009) zu CEDAW mit anschaulichen Beispielen zur Anwendung 
dieses völkerrechtlichen Vertrags in der Schweiz 
EBG (EDI) und Direktion für Völkerrecht und Politische Abteilung IV,  
Menschliche Sicherheit (EDA) 
www.ebg.admin.ch/themen/00007/00070/index.html?lang=de 
73 Gleichstellung von Frau und Mann im Erwerbsleben 
Informationsbroschüre (2013) zum GlG 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich, Fachstelle für Gleichstellung 
von Frau und Mann Kanton Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung, www.gleichstellung.zh.ch
k APITEl « j |  MEdIEn»
Seiten 78/79
74 Prix Femmes & Médias 
(Preis Frauen & Medien) 
Preis der Fachstellen für die Gleichstellung von Frau und Mann aus den 
französischsprachigen Kantonen, zur Auszeichnung von Journalistinnen und 
Journalisten, die sich für die Gleichstellung der Geschlechter einsetzen 
www.egalite.ch/femmes-medias 
75 Leitfaden zu gendergerechter Berichterstattung in den Medien 
Leitfaden (2013) der drei Verbände Schweizer Syndikat Medienschaffender 
(SSM), Syndicom und Impressum  
www.ssm-site.ch/medien/dossiers/medien-und-geschlecht  
76 Schweizerische Lauterkeitskommission 
Logo der Schweizerischen Lauterkeitskommission, der Institution der  
Kommunikationsbranche zum Zweck der werblichen Selbstkontrolle 
www.faire-werbung.ch 
77 RollenRollen 
Kampagne von TERRE DES FEMMES Schweiz und der Arbeitsgruppe  
Gleichstellung der Jungen Grünen Zürich für selbstbestimmte  
Geschlechterrollen 
www.terre-des-femmes.ch  
78 Die Rolle deines Lebens? 
Kampagne zu Geschlechterrollen 
Stabsstelle für Chancengleichheit von Frau und Mann Kanton Graubünden;  
Bundesland Vorarlberg, Österreich; Stabsstelle für Chancengleichheit 
 Fürstentum Liechtenstein 
www.rollenbilder.org 
79 Geschlechterrollen im Wandel 
Magazin Frauenfragen 2011 
EKF  
www.ekf.admin.ch/dokumentation/00507/index.html?lang=de   
116
80 Umdenken öffnet Horizonte! 
Plakatkampagne 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung 
k APITEl «k |  UMWElT»
Seiten 84/85
81 Jahresbericht 
Jahresbericht (2012)  
Netzwerk Fachfrauen Umwelt 
www.ffu-pee.ch 
82 L’égalité entre les femmes et les hommes: un enjeu pour le monde agricole 
(Gleichstellung von Frauen und Männern: Eine Herausforderung für  
die Landwirtschaft) 
Vorträge und Diskussionsrunde 
Bureau de l‘égalité entre les femmes et les hommes du Canton de Vaud 
www.vd.ch/egalite  
83 Beitrag der Bäuerinnen für die landwirtschaftlichen Familienbetriebe 
 in der Schweiz 
Zeitbudgeterhebung (2014) zur zeitlichen Beanspruchung von Bäuerinnen 
Agroscope 
www.agroscope.admin.ch 
84 Bewusst Bäuerin sein 
Ordner (2007) mit Informationen zu Rechten und Pflichten der Ehepartner 
in der Landwirtschaft sowie mit Fallbeispielen, Checklisten, Musterverträgen 
und einem Adressverzeichnis 
AGRIDEA – Schweizerische Vereinigung für die Entwicklung der  
Landwirtschaft und des ländlichen Raums 
www.agridea.ch 
85 Gender, Land & sustainable Development 
Internationale Konferenz der DEZA und des IZFG zum Zusammenhang von 
Gender, Zugang und Kontrolle über Land und nachhaltiger Entwicklung  
www.izfg.unibe.ch
k APITEl «l |  MädCHEn»
Seiten 90/91
86 und 87 
 Respekt ist Pflicht – für alle 
Kampagne zur Prävention von sexuellen Übergriffen, durchgeführt in  
verschiedenen Schweizer Städten und Kantonen in Zusammenarbeit mit  
der offenen Jugendarbeit 
www.arip.ch 
88 Wer entscheidet, wen du heiratest? 
Informationsmaterial zu Zwangsheirat 
Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich, Bildungsstelle Häusliche 
Gewalt Luzern 
www.stadt-zuerich.ch/gleichstellung, www.frauenhaus-luzern.ch 
89 Balayons les clichés ! 
(Fegen wir die Klischees weg!) 
Pädagogische Ressourcen für Lehrkräfte zum Thema Geschlechterrollen  
mit DVDs, Büchern und weiteren Vorschlägen zur Unterrichtsgestaltung  
bei 5 – 12-jährigen Kindern. 
Bureau de la promotion de l‘égalité entre femmes et hommes,  
canton de Genève 
www.egalite.ch/balayons  
90 Le skatepark aux filles ! 
(Der Skatepark den Mädchen!) 
Aktion am Internationalen Tag der Frau 2014 zur Stärkung der Stellung von 
Frauen im Sport und zur Förderung einer gemischtgeschlechtlichen Nutzung 
von Anlagen, die mehrheitlich von Jungen besucht werden 
Service Agenda 21 – Ville durable 
www.ville-geneve.ch/administration-municipale/departement-finances-
logement/services-municipaux/service-agenda-21-ville-durable 
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